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Vorwort. 



V orliegende Arbeit verdankt ihre Eatstehung der An- 
regung meines 1, Vaters, des Landrabbinere Dr. Jonas H. Lob 
zu Emden. Sie enthält den Versuch, an der Hand einer 
historischen Darstellung der Rechtsverhältnisse der Juden im 
ehemaligen Königreich Hannover das nicht mehr geltende 
Recht zunächst auszuscheiden und das bunte Gewebe aus 
den noch geltenden hannoverschen Bestimmungen und den 
hinzugekommenen Beatimmungen einschlägiger preußischer und 
Reichsgesetze in einem zweiten Teile systematisch auseinander 
zu legen und darzustellen. 

Mein besonderer Dank gebührt zunächst meinem 1. Vat«r, 
dessen Kenntnis der Praxis ich manche Anregung und För- 
derung verdanke, dann auch Sr. Ehrwurden dem Herrn Land- 
rabbiner Dr. Lewinsky in Hildesheim, der als bester 
Kenner der Geschichte der Juden in Hannover mir manchen 
Anhaltspunkt für die Abfassung des rechtsgeschichtlichen 
Teils meiner Arbeit gegeben hat. 

Ebenso sage ich meinem hochverehrten Lehrer, Herrn 
Professor Dr. P. Schoen in Oöttingen, an dieser Stelle 
meinen herzlichsten Dank fUr die Förderung, die er mir bei 
der Ausarbeitung meines Werkes zukommen lieg. 

Endlich danke ich der Jüdisch-Literarischen Ge- 
sellschaft {Sitz Frankfurt a. M.) ftir die materielle 
Unterstützung und Förderung meiner Arbeit. 
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Erstes Buch. 

Rechtsverhältnisse der Juden im ehemaligen 
Königreich Hannover. 

Erstes Kapitel. 

Geschichtliche Entwicicelung der Rechtsverhältnisse 

der Juden Im ehemaligen Königreiche Hannover. 

g 1. Allgemeine historische Einleitung. 
Man hat sich allgemein daran gewöhnt, unter den 
hannoverschen Landen Abs Gebiet zu verstehen, das im 
Jahre 1866 als Königreich Hannover von Preußen annektiert 
wurde. Doch kann man erst seit dem Jahre 1815 unter dem 
Königreich Hannover dieses weite Gebiet verstehen; denn 
erst in und nach der Zeit der französischen Fremdherrschaft 
bekam Hannover mit der Königswürde Ostfriesland, Hildesheim, 
Osnabrück und andere Landesteile. Das eigentliche Kur- 
Hannover ist entstanden aus dem alten Herzogtume Braun- 
schweig, das aus dem weifischen ÄUodialbesitz am 21. August 
1235 auf dem Reichstage zu Mainz gebildet wurde, und das 
Otto das Kind nach seiner Versöhnung mit Kaiser Friedrich H. 
von diesem als Lehen erhielt. ') In der folgenden Zeit fanden 
fortwährend Teilungen statt und hier und da Wiederver- 
einigungen durch Erbgang, bis endlich der gesamte welflsche 
Besitz wieder unter einem Herrscherhause vereinigt war, mit 
Ausnahme des jetzigen Herzogtums Braunschweig, das erst 
im Jahre 1884 beim Tode des letzten Herzogs an Hannover 
ge&llen wäre. Aus dem Gesagten ergibt sich , daß das 

') Es war fendnro oblatnm. 

L.g:,.J,,L.Ot"^MC 



Königreich Hannover keine einheitliche Rechtaentwickelung 
durchgemacht haben kann. Vor allem mOssen wir zwei Länder- 
komplexe unterscheiden: 

1. Die alten weifischen Stanunlande, das spätere EurfQrsten- 
tum Hanover und 

2. die nach der französischen Okkupation erworbenen 
Landesteile. 

Trotz dieser scharfen Teilung ist damit nun nicht etwa gesagt, 
dafi wenigstens innerhalb der Braunschweigisch-LUneburgischen 
Stammlande die Rechtsentwicklung eine einheitliche gewesen 
wäre, geschweige denn, daß in den übrigen Ländern, die zum 
Teil durch den Machtspruch der Diplomaten mit Hfunover 
vereinigt wurden, eine gleiche Entwicklung nachzuweisen wäre. 
Die Unterscheidung ist aber auch andererseits nicht will- 
kürlich, da die weifischen Stammlande ein geschlossenes Ge- 
biet des römisch gemeinen Rechts ausmachten, während die 
anderen Landesteile kein einheitliches ßechtsgebiet bilden. 
Oalt doch z. B. in Ostfriesland das preußische A. L. B. Die 
weifischen Landesteile lebten ursprünglich nach sächsischem 
Recht. Die Lage der Juden nach den germanischen Rechten 
ist bekanntlich verhältnismäßig günstig gewesen. Erst mit 
der Rezeption der fremden Rechte, die wohl nirgends in 
Deutschland so gründlich geschah, wie in Hannover, begann 
die Zurücksetzung der Juden in rechtlicher Beziehung infolge 
der Aufnahme der vom Hasse unduldsamer GTeistlicher dik- 
tierten Gesetze der ostrdmischen Kaiser und der Gesetzgebung 
der Päpste. Daß inzwischen die Landesherren das einst 
kaiserliche Regal des jus recipiendi Judaeos (das Recht Juden 
aufzunehmen) an sich gerissen hatten, milderte die Lage der 
Juden keineswegs. Die Verordnungen der Territorialherren 
zur Regelung der Stellung der Juden atmen nicht immer den 
Geist der Toleranz. Bald fiel es dem einen kleinen Territorial- 
herm ein, die Juden zuzulassen, bald ließ er sie wieder ver- 
treiben. Diese Verhältnisse werden sehr gut beleuchtet durch 
die Geschichte der Juden in den hannoverschen Landen, soweit 
überhaupt Quellen darüber vorhanden sind. 

Lg^.vJj.L.OO'^jIC 



Schon lange Zeit vor der Reformation wohnten Juden in 
Hannover. Sie waren auch hier in den Jahren 1348 und 1349 
den harten Verfolgungen nicht entgangen, die Ober sie in ganz 
Deutschland hereingebrochen waren, als mittelalterlicher Wahn 
sie zur Zeit des schwarzen Todes der Brunnenvergiftung be- 
schuldigte.') Und doch hatte sie erst im Jahre 1345 Magnus 
in seinen Schutz genommen. b) Alteren Datums, nämlich von 
1289, ist das von den Herzögen Albertus und Wilhelm gemein- 
schaftlich ausgestellte Privileg, das der Stadt QCttingen das 
Recht gewährt, Juden au&unehmen. Bemerkenswert ist, da& 
hier den Juden das Bürgerrecht verliehen wurde.*) 

Im Jahre 1362 gab der Herzog Ernst zu Einbeck der 
Stadt Hameln ein gleiches Privileg.*) 1375 wurden von den 
Herzögen Wenzelaus und Albrecht die Juden wieder in Hannover 
zugelassen, wo ihnen vorher der Aufenthalt verboten war.«) 
Im Jahre 1403 gab König Ruprecht den Herzögen Bernhard 
und Heinrich von Braunschweig-LOneburg das Recht, die Hälfte 
des goldenen Opferpfennigs, den die Juden an den EOnig zu 
zahlen hatten, zu behalten. Schon 1553 wurden sie von Herzog 



>) S. Gmtz, Bd. 7, S. 399 und Wiener Noten zo Emek Habacha S. 187 
über die InHchrift in der Sakristei einer Kirche in Hannover. 

') Cohen, S. 17. 

*) Hüne, Bd. I, S. 393. Jung, S. 150 nnd Sudt nnd Gesch., Be- 
schreibimg der Stadt Qöttingen Liibr. I, Cap. IT, pag. 63. 

„Nos Dei gratia Albertus et Wilhelmus Daces de Bmoewic rec<]g- 
noBcitnus praesentibus publice ptotestando, qnod natnra deliberatione 
dilectis nostris consnlibna in Ootingen demna »Dctoritatem, et potestatem. 
Dt Mojsen et suoa veroB heredes, nostios Jndaeoa recipiant in Bnani jus 
conunime civitatis et ipsos pro veris habeant Buigensibos, pro iisdem 
tamqnam pro suis burgensibns fideliter pladtando. 

Testes snnt et praesentes aderaut Oodescalcus de Plesae, Hannann 
et Otto filü sni, viri nobiles, Bartoldus de Adelevsen et Conradne Roth 
milites et alii quam plurea fide dignL In huins rei finniorem observantiam 
praeeentem lit«ram super hoc ipsis contalinius sigilli nostri miininiine 
roboratam. 

Datum et actum Anno Dmi 1389 feria tertia post invocavit" 

'} Cohen, S. 17 sagt: Einbeck habe das Privileg erhalten. Richtig 
jedoch die von Cohen zitierte Stelle bei Jung. 

•) Jung, S. 78. 
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Erich von Braunschweig-Lüneburg wieder aus dem Lande 
vertrieben, weil sie „Gott, Jesus und alle gläubigen Christen 
in ihren Ssmagogen geschmäht und verflucht hätten."^ 

Ein gleiches Schicksal bereitete ihnen Heinrich der Jüngere 
durch ein Dekret vom 30. April 1557.^) , Nicht nur, weil an 
hchten Tag kommen ist, welcher gestalt durch Hilff und Be- 
fUrdemis eines gut«n theils der Juden gautzen gemeinen Besten 
zum höchsten Betrug, Schaden und Beschwemtis, das verbothene 
h&chststräfliche Laster falscher und unrechter Münzmachunge 
getrieben und gebraucht worden, sondern auch vor glaublich 
geschrieben und gesagt wird, daß unseree wahren und christ- 
lichen Glaubens und Nahmens Erb-Feind, der Türke, von den 
Juden auB der Christenheit und um derselben Gelegenheit alle 
Kundschaft bekomme." 

AufBitten der Juden undVerwendung anderer läßt Herzog 
Julius im Jahre 1578 die Juden wieder zu,") damit sie dann 
Heinrich Julius, postulieri^r Bischof zu Halberstadt und Herzog 
von Braunschweig-Lüneburg wieder ausweisen kann,'") und 
zwar wurden 1590 zunächst die Juden ohne Geleitbrief, 1591 
dann alle Juden vertrieben. Die besondere Härte, mit der 
man bei dieser Ausweisung verfuhr, will Cohen zurückführen 
auf die Vorkommnisse in Wunstorf, wo sich die Juden, wie 
Schlegel sagt,") nach „Veruneinigung" mit dem Rat von 
Hannover auf den Straßen bewaffiiet umhergetrieben und den 
Einwohnern die Fenster eingeschlagen haben sollen. Diese 
„Veruneinigung" mit dem Rat in Hannover bestand darin, 
daß im Jahre 1588 ein Statut für die Stadt Hannover errichtet 
worden war, nach dem in der Altstadt Hannover niemand 
geduldet werden soUte, der sich nicht zur „Augsburgischen 
Konfession" bekannte.'^ Auf Verwenden des Kaisers Rudolph H, 
und des Herzogs Phihpp von Grubenhagen'*) wurde ihnen 



') Jung, S. 82 a. 83, PuföDdorf obs. U, 1, S. 14. 

») Bodenieyer, S. 6 n. 7. *) Jwng, S. 89. ■*) Jung, S. 95. ") Schlegel 
S. 183. 

'*) Diea«e Verbot 1648 anfgehoben fDr Eatholiken et«., für die Jaden 
nicht, sondern 1824 sogar nochmale neu bestätigt. 

") Bodemeyer, S. 7, Jung, pag, 103. 
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jedoch im Jahre 1594 gestattet, gegen Erlegung eines »Zoll-, 
Gleidt- und Weg-Geldes'' das Land zu bereisen. Ea war ihnen 
aber verboten, an einem Orte länger als 1 oder 2 NSchte zu 
verweilen und Handel zu treiben.'*} Trotzdem scheinen sich 
nicht alle Juden aus dem Lande entfernt zu haben, denn im 
Gandersheimer Landtagsabschied von 1601 ") heißt es: 
^zum achtundvierzigsten ist vor nötig und nützlich er- 
achtet, aucli von den gnädigen LandesfQrsten eingewilligt 
worden, daß auch die Juden, so noch heimlich in etzlichen 
Städten stecken, vollends abgeschaft und den Christen an 
ihre Statt übermä&ige und wucherische Händel zu treiben 
keineswegs verlienget, noch auch die Tattern und Zigeuner 
in diesem Fürstentume gehtten, sondern die Beamte und 
Gerichtsherrn, welche mit den Juden durch die Finger 
sehen, jedesmal unnachlässig gestrafet, und solche Strafen 
von Fürstlichen Landes-Fiskalen eingezogen werden soll," 
Auf dem Landtage zu Elze 1614 •*) baten dann die CaleD- 
bergischen Stände den Herzog Friedrich Ulrich um Vertreibung 
der Juden. Friedrich Ulrich erfüllte ihre Bitte durch ein 
Keekript vom 19. Oktober 1614, jedoch mit dem Vorbehalte, 
3^4 Juden auch ferner zu dulden. Indes scheint dieser Friedrich 
Ulrich der erste hannoversche Fürst gewesen zu sein, der 
die Juden als Einnahmequelle zu schätzen wußte ; "} denn er 
gewährte einer ganzen Anzahl von Juden gegen hohe Geld- 
zahlungen das Aufenthaltsrecht. '8) Die Einnahmen, die er von 
den Juden hatte, wußte er noch zu erhöhen durch eine Ver- 



'*) „ea sei denn, daß in den Durchzug ihr Sftmbstfig verfiele, oder 
einer mit kundlicher Leibeasehwflchheit angegriffen würde". 8. Bode- 
meyer, S. 7. 

'") C. C. C. T. IV, No. I, S. 39. '«) C. C. C. T. IV, No. 3, S. 57. 

") In C. C. C. IV. Cnp. 7, S. 184, das Schatzpatent Friedrich Ulrieha ; 
,Jnden-Taxt Boi seyD von jedem Paar Eheleute und ihren unvetheyrateten 
Kindern drey Reichsthaler, eine Witwe für sich und ihre Kinder einen 
Reichsthaler, ein entzeln nnverheyratet Manns- oder Weibs-Person, so bey 
anderm nnterni Tach ist, einen Reichsthaler, so bald nach Michaelis jedes 
Jahr zn erledigen.* 

■») Jung, S. 108. 
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Ordnung von 1622, in der es heiSt: „da& die Juden, so in 
8. F. 6. Landen bleiben, kein exercitum, Synagogen oder Zu- 
sammenkünfte anstellen, sondern allemal der Christen Eirchen 
beeuclien, oder so oft das nicht geschieht, für jedes Haupt 
einen Thaler nach Reichs und schwerem Gelde geben oder der 
dazu verordnete die Verbrecher allemahl anschreiben und die 
Strafe S. F.O. zum besten einbringen soll." 

Von neuem verlangten die Landstände auf dem Landtage 
zu Hannover 1639 die Vertreibung der Juden.") Sie wurde 
ihnen zugesagt, aber nicht ausgefQhrt, wohl deswegen, weil 
man reiche Juden fUr eine höchst willkonunene Bevölkerung 
der gerade angelegten Neustadt Hannover halten mochte. 
Später lä&t der Widerstand der Stände gegen Aufnahme der 
Juden nach.*^) Ernst August sprach aber durch Verordnung 
vom 7. Februar 1687, welche durch Verordnung Georg 1. vom 
16. August 1723 und Georg H. unter dem 18. April 1732 
erneuert wurde, den Städten und adligen Gerichten alles Kecht 
der Schutzverleihung ab^>) und wies alle Beamte, Obrigkeiten 
und adlige Gerichte an, keinen Juden zu dulden, der nicht 



") C. C. C. T. IV, No. 5, S. 88. Jnng, S. 110. Schlegel, a 185, 
Cohen, S. 20. 

") S. jedoch hiensn das Gntacbten ans den GOttiogei maouacT,, 
jnr. 66, aob dem Jahre 1745 im Anhang. 

Die apäteren Gesetze Ober die Ausweisoug der Juden, c R von 
Erort AnguHt v. 7. Febmar 1687, von Georg I. v. 16. Aoguat 172S, von 
Geoig n. T. 17. April 1732, beziehen sich nur auf Jaden, welche nicht 
mit landesherrlichen Schntzbriefen versehen, von eintelnen Patrimonial- 
g«richtaherm veigleitet worden waren. S. aach Bodemejer S. 8 and 
a C. L., Cap. 4, S. 425, 428, 431. 

*') Daher verwarf auch das Ober- Appel.- Gericht ea Celle im Jahre 
1744 die Behauptung mehrerer Gerichtaherren im Göttingenscben, das 
Hecht, den Juden Schatz zu verleihen, kOnne dorch unvordenkliche Ver- 
ifthmng erworben werden, als unbegründet, und daher hat wohl auch 
die Stadt Gflttingen ihr Privileg v. 1289 später nicht mehr ansgedbt, 
(vergl. VerfaBBungS- und Verwaltnngsreglement fOr die Stadt 0{)tlüigen 
vom 8. April 1831, S 1^ in off. Geaetzs., 1681, Abt 3, S. 39), s. Grefe, 
Bd. I, S. 818, 319. 
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dem landesherrlichen Schutz habe.*^ Den sogenannten Yer- 
geleiteten, d. h. den Schutzjuden, wurde aber in demselben Jahre 
1687 das Privil^ium erteilt, sich einen eigenen Landrabbiner 
zu wählen. Eine Verfolgung und Vertreibung der Schutzjuden 
hat seitdem nicht mehr stattgefunden, wenn auch die Land- 
stände 1717 und 1722 deren Verminderung und Beschränkung 
im Handel verlangten. Diese Wünsche hatten jedoch Einflufi 
auf das Gesetz, das König Oeorg I. am 2/13. April 1723 
erließ.SB) Dies Gesetz zieht insbesondere dem Handel der 
Juden recht enge Grenzen. Es behielt im wesentlichen weit 
über 100 Jahre Geltung, nändich bis zum Jahre 1842. 



Zweites Kapitel. 

Die rechtliche Lage der Juden In den einzelnen 
hannoverschen Landen vor der Fremdherrschaft. 

§ 2. Rechtliche Lage der Juden in Eurhannover. 
Die Verordnung von 1723 ist nur eine aus einer ganzen 
Keibe ähnlicher, die am Anfang des 18. Jahrhunderts zur 
Regelung der Lage der Juden erlassen wurden. Wichtige Be- 
stimmungen finden sich auch in dem Edikt vom 31. Oktober 
1701, bititelt: „von Hausieren gehen au&er den Jahrmärkten ',>) 
in einem zweiten Edikt de eadem materia vom 2. April 1721 
und vom 27. Juni 1724. Ein Edikt vom 18. April 1732 ver- 
bietet in- und ausländischen Juden das Hausieren mit Waren 

") C. C. C. in., Cap. 4, S. 416. Form dea Sehutzbriefea a. C. C. 0. 
IV., S. 489. 

") Ebenfalls aas dem Jahre 1723 dfts Edikt vom 30. September in dem 
folgende Stelle mch findet : „IV. Wann nach erfolgter genauer Erkundig^ang 
der Jaden Ostern sich hefftnde, daß seihige mit den Ostern des ver- 
besBerten Rslenders aof einen Tag einfielen, wie zum Eiempel anno 1778 
nud 1798 sich begeben aolle, nnd wann inzwischen keine andere richtigere 
als die bisher gebrauchten Tabalae Budolphinae ansgefunden and von 
dem corpore Evangelicomm approbiert nUrden, das Oaterfest in solche» 
Füllen, nm die Int«Dtion des Concilii Nicaeni hierinnen beyzubehaltea 
8 Tage weiter herMuaetzan eollea", a. Ebhsrdsche S. Bd. I. S. IS. 

') C. C. C. m., S. ßßO lt. 
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außerhalb der Jahrmärkte. Dann folgen ^) Verordnung wegen 
der nicht vergleiteten Juden vom 16. August 1723, Resolutien 
vom 18. November 1730 wegen der StolgebUhren, Renovatio 
Edicti vom 5. Januar 1718, d. h. Verbot des Immobiliarerwerbs, 
und rescriptum regium wegen Erteilung der Schutzbriefe vom 
18. April 1732. 

Zu erwähnen sind femer: Edictum der Juden, Aufenthalt 
und Handlung betreffend vom 9. Juni 1733, von den Heyraten 
10. März 1738, über Juden bey Peetgefahr von 1709, über 
Bettler und Betteljuden vom 26. August 1713 und vom 
27. Oktober 1735. Ferner Vorschriften über Beherbergung 
reputierlicher Juden vom 2. April 1723.^) 

Voraussetzung für das Recht zum Aufenthalt und Gewerbe- 
betrieb war die Eri;eilung eines landesherrlichen Schutzbriefes.*) ^) 
Er wird gegen Entrichtung eines Schutzgeldes gewährt. Der 
Schutz erstreckt sich auf die Person des Juden, seine Ehefrau, 
seine unverheirateten Kinder, solange sie in seinem Hause 
wohnen, und auf diejenige Anzahl von Dienstboten, die den 
Juden nach der Verordnung vom 9. Juni 1733 zu halten erlaubt 
ist. Wollen sich Kinder von Schutejuden verheiraten oder von 
ihren Eltern separieren, so bedürfen sie eines besonderen Schutz- 
briefes, wenn sie sich vor Ausweisung oder der Behandlung 
unvergleiteter Juden schützen wollen. Der Schutz wird immer 

') C. C. C. iri-, S. 424 f{. 

>) C. C. C. in.. G37 it. C. C. C. III., 739 ff. 

*) Verordnung vom 9. Juni 1733 und Formokr eines Schutzbrittes 
in C. C. C. III,. Cap. 4, png. 429 ff. Schutzbriefe tax« C. C. C. II.. C«p. II, 
pag. 316. 

^) cf. Bodemeyer, S. 5 ff. § 2. Jndenschutz — Das Recht der 
Schntzverieihung ist immer Regal gewesen. Es worde jedoch einzelnen 
Städten, z. B. Giüttingen, Hameln, Hannover (1375) verliehen. Anderen 
Städten war aasdrücklich garantiert, daß der Landesherr keinem Juden 
dort Aufenthalt erlauben wolle, z. B. der StAdt Osnabrück durch Konkordat 
von 1431 und vom 29. Mai 1716. 

„Oek solle Wj unde unse Nakomelinge de Stadt to OsenbrOgge 

mit den Juden unbeladen laten, also dafi binnen der Stadt unde 

Veitmarke to OaenbrÜgge von Unser Macht offde Gebodes wegen 

nilmmermehr Joden sollen kommen to wohnen." C. C. C, T. II, S. 9. 

C. C. O. T. I, S. 1532. 
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nur auf 6 Jahre erteilt (in Bremen -Verden sogar nur auf 
S Jahre).') Nach Ablauf dieser Zeit ist eine Erneuerung 
notwendig. 'J ^) 

Der Schutzbrief gewährt das Recht ungestörten Aufenthalts 
im Lande, Schutz fiir Leben, Freiheit und Eigentum, sowie 
ungestörte Ausübung der väterlichen Religion und sichert den 
Inhaber davor, nach Willkür der Behörden au&er Landes ver- 
wiesen zn werden. Er gibt femer die Befugnis, nach Ma&gabe 
der Beschränkungen der Landesgesetze, Handel- und Wechsel- 
geschäfte zu treiben.*) 

Dagegen gewährt der Schutzbrief weder ein Indigenat 
noch bürgerliche Rechte. Daraus folgt der Ausschlug der Juden 
von Zünften, Innungen und öffentlichen Ämtern, auch von der 
Advokatur, die als öffentliches Amt nach hannoverschem Landes- 
recht angesehen wurde. Dagegen ist ihnen die Doktorwürde 
zugänglich.'") Das römische Recht tindet grundsätzlich An- 
wendung auf sie wie auf Christen.") Daher genießen sie alle 
persönlichen und Familienrechte (z. B. Eherechte,'*) Recht der 
väterlichen Gewalt etc.) nach Maßgabe des gemeinen Rechtes, 
mit Ausnahme der Rechte, die nur Christen verliehen sind, 
wie z. B. das Vorzugsrecht des Brautschatzes im Konkurse 
(Nov. 109, Cap. 2). Was den Erwerb dinglicher Rechte betrifft, 

') S. Br. V. P. O. V. 10. Okt. 1814, auch Hagemannache S. Hann. V. 
V. 1814, S. 32. 

') Die übrigen Erlöschiingsgrflnde aaQvr Zeitablauf i. bei Bodemeyer, 
S. 16 u. 17. 

') S. Cohen, S. 21. Die mit dem Schutzbrief Versehenen mnßten 
iüi die Erneuerung desselben auf dem platten I-jande jahrlich ohne Schreib- 
iind Stempelgebflhren selten unter ö Thir., in den grösBoren StJldten 
selten unter 20 Thlr. nach Verlauf von 10 Jahren aber immer das Doppelte 
zahlen . 

') S. C. C. C. HI-, C. 4, p. 419 ff. Edict v. 2/13. April 1723. 

") Bttlow und Hagemann, prakt. Erörternngen, Bd. III, Erörterung 80. 

>') S. Bodemeyer, S. 81 ff. 

") Im Reg. AaBBchreiben v. 10. Mftra 1738 wird es als „eine im 
Rechten ausgemachte Sache" voraosgesetzt, „daB die Schatzjuden in Elhe- 
eachen" nach den Gesetzen des LandeB, in welchem sie wohnen und den 
Sdiutz genießen, „sich za richten schuldig" seien. S. Grefe, Bd. I, S. 320,- 
vergl. Strube, III. 65. IV, 82. 
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80 sagt die Verordnung vom 5. Januar 1718, daß kein Jude 
(in der Stadt Harburg auagenonunen) ein Wohnhaus oder 
anderes OrundstUck auf dem Lfuide oder in der Stadt zu Eigen- 
tum erwerben könne, ohne besondere Erlaubnis der geheimen 
ßats-Stube. <^ Der Erwerb von Orundbesitz war ihnen daher 
60 gut wie unmöglich.'*) CfrundstQcke und Häuser konnten 
sie sich nur auf 6 Jahre und nur coram maglstratu verpfilnden 
lassen, 'b) Die Handelsblicher der Juden haben nicht den gleichen 
Wert wie die der Christen, sobald der Jude mit einem Christen 
prozessiert.'^) Das alte reichsgesetzlicbe Verbot des außer- 
gerichtlichen Kontrabierens zwischen Juden und Christen 
erscheint dagegen als durch Gewohnheitsrecht beseitigt. ") 
Ebenfalls durch Gewohnheitsrecht bildete sich der ISatz heraus, 
daß der Jude eine Forderung, die er an einen Christen hat, 
einem Christen giltig zedieren konnte, vorausgesetzt, daß der 
christliche Zessionar nicht in eine schlimmere Lage gerät, 
während doch nach gemeinem Recht jede Zession von Juden 
an Christen als cessio ad potentiores ungiltig war,'*) 



") ^Nachdem Geo^ 1. 19. August 1714HeTrenhausen verlasaen liatte, 
nm sich nach England einznBchiffen, wurde zur Vertretung des Abwesenden 
und zur Regierung des Landee eia Kollegium geschaffen in der „KOnigl. 
Geheimen Raths-Stube." Es handelte sich in dem ihm angewiesenen 
Kreise von Sachen „ad mandatum regis et electoria apeziale" s. Uann. 
Magazin v. 1831, S. 5. SpSter wurde die Erlaubnis von der Lianddroste i 
besw. vom zuatfindigen Ministerium erteilt S. Grefe, I., S. 334. 

") Verordnung vom 5. Jan. 1718 und 18. Aug. 1731, C. C. C. IL, 
S. 636 u. 647. 

") C. C. C. IL, S. 636 und 648 und Grefe, I-, S. 322. 

») Strube ni., Bd. 136, S. 486. 

") Schlegel, S. 191, Strnbe. IH., 8. 421, Bd. 66. 

") Vergl. damit Codei Geoigiftnua Titu! U, g 2 u. 3. 

§ 2. ,Wenn auch bei unseren Gerichten darüber gezweifelt ist, ob, 
wenn Juden ihre an ChriBten habende Forderungen einem Christen Über- 
tragen, denen Reichsabscbieden dennoch nachzugehen, mithin auf den 
Verlust der Fordemng zu erkennen sei, so kann dieses zwar bei denen 
von uns vergleiteten Jaden in unseren deutschen Lianden nicht statt- 
finden, noch auch, wenn an demselben Orte, wo die Übertragung gescheheu, 
der Jude, von der Liandeslierrechaft den Scbutzgenossen, weil im letzteren 
Falle jederzeit denen Rechten des Ortes des Kontrakts zn folgen ist. 
Sonst aber mflssen unsere Gerichte sowohl bei nnvergleiteten, als auch 
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Nach der Verordnung vom 22. Januar 1710 brauchte der 
Jude ebensowenig wie der Christ den ,Eyd vor Gefährte" 
(Ealunmieneid) abzulegen, um einen Zahlungsbefehl zu erwirken. 
Den minderjährigen Juden steht die Einsetzung in den vorigen 
Stand zu.'») 

Der Schutzbrief gewährt ferner die private Religions- 
Qbung. Noch im Jahre 1622 war ihnen im Calenbergschen, 
wie oben erwähnt, der Besuch der Synagogen untersagt. Es 
wurde ihnen geboten, die christlichen Kirchen zu besuchen. 
Einen Überrest dieses Zwanges, am Gottesdienst der Christen 
teilzunehmen, enthält noch die Verordnung vom 22. März 1689 
von Georg Wilhelm von Lüneburg,**) Danach sollte 

„das Ministerium und die Prediger jedes Ortes, allwo 

sich Juden aufhalten, diese des Jahres zum wenigsten 

einmahl, vor sich fordern, denselben die Tundamenta 

unseres christlichen Glaubens und H«ligion darlegen." 

Den Juden war die Pflicht zu erscheinen bei Androhung des 

Verlustes des Schutzes auferlegt. Dagegen wurde den Juden 

das ihnen von Ernst August 1687 eri^eilte und 9. Oktober 1697 

erneuerte und erweiterte Privilegium,"') sich zur Leitung ihres 

bei aaswArU vergleiteten Juden nach den Bnchstaben der Reichsgeeetee 
erkeDDen.* 

g 3. „Geschieht hingegen die Übertragung mit Einwilligung des 
Schnldneia durch eine Delegation, so mOgen die votangezogenen Reicha- 
gesetze Dberall keine Anwendung finden." 

") Pufendorf observ. iur. T. I. obe. 196. 

") Jnng, S. 108. 

") Jung, Kap. 1, S. 8. Note d. weist auf ein PriTÜeg v. 1407 hin : 

,Sic RupertuB imperator conceesit Jndaeis magietrum aliquem bu- 
premnm, einen Hochmeister, laraelem nomine, zu heischen, zu strafen, 
zu bannen nach jüdischem Recht. Norimbergae 3. Mai 1407. 

Indemqne Privilegium eodem anno dedit Isaaci, matri viduae et 
liberis Jodaeis, daß sie vor Meister Israel Unserem Kammerknecht nach 
jßdiBchen Rechten zu Recht stehen und sonst fUi keinen anderen jüdischen 
Meister gefordert noch geheischen werden sollet, bis auf Widerruffen.' 
8. auch Strube, HI., S. 288. 

M. E. ist das Hannoversche Landrabbinat dem Eildeaheimer, das 
ans dem Jabre 1612 stammt, nachgebildet. Das Hildeaheimer Land- 
rabbinat ist wiederum dem Bonner L. R. nachgebildet Vergl. S, 19. 
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Crottesäienstes. der Kirchendisziplin und des Zeremonialwesens 
einen Landrabbiner zu wählen, von König Georg I. am 18. De- 
zember 1716 bestätigt. Am 8. Juli 1737 wurde dann von 
Georg I. verordnet,") daß sich die Juden im Fürstentum Lüne- 
burg und in den Grafschaften Hoya und Diepholz ebenfalls an 
diesen im Calenbergschen gewählten Landrabbiner halten 
könnten. Eine Zeit lang schien man sich mit dem Gedanken 
getragen zu haben, für das Fürstentum Celle und die Graf- 
schaft Hoya einen besonderen Landrabbiner anzustellen. Jeden- 
falls geht das hervor aus den in der Qöttinger Universitäts- 
Bibliothek handschriftlich erhaltenen Gutachten über die An- 
stellung eines Rabbiners für Hoya und Celle. Zur Verwirklichung 
dieses Planes ist es nicht gekommen.^^) Auch nach Erteilung 
des Landrabbinerprivilegs *3) bedurfte eine Neuanlegung von 
Synagogen und Friedhöfen landesherrlicher Erlaubnis.^*) Das 
mosaisch-talmudische Eecht blieb, soweit ihm nicht Staats- 
gesetze im Wege standen, für die Juden in Geltung. Daher 
wurden auch ihre Ehen zum Teil nach talmudischem Recht 
beurteilt, eben soweit als diesem kein ausdrückliches Verbot 
des Landesrechts entgegenstand.^*} Dagegen galt nur das 



") S. Gutachten mnnuscr. Gott. Jurid. 66, a. Aohang. Die Gut- 
achten, die ieider ohne Datum aind, scheinen aus der Zeit unmittelbar 
vor oder aftch dieser Verordnung zu sein. 

ad. ") Vei^l. die Stelle bei Heldberg, g 14, S. 15. „In taoto accidit 
haudita pridem, ut cum vacante Rabbiui muuere novuin electuri, in divereaa 
partes abirent, Judaei, extra Hannoveram in civitatibua et agria Ducatns 
Calenbergici viventea, supplicea rogarent, utque sibi proprium Rabbinum 
eligere permitteretur, peterent. Sed repnleum tulere de ilustrissimo regi- 
mine idque ex hac ratione: „weil der sAmtlicben Judenschaft iu der 
LandeBheirlichen Concession v. 9. Okt. 1697 nur einen Rabbi zu halten 
bewilliget". 

") Abgedruckt sind die Landrabbinerprivilegien bei Heldberg 
(Boehmer) als Anhang. 

") S. Schlegel, S. 193 „als 1778 mehrere Juden zu Gelliehauaen 
ein Synagogengeb&ude errichteten, befahl die Königl. Liandesregierung 
dem Gericht Ältengleichen am 27. Nov. 1778 die einstweilige Schließung 
dieser ohne Genehmigung errichteten Synagoge." 

") Wie z. B. das Verbot der Vielweiberei, die allerdings gewohii- 
heitsrechtlich bei den Juden abgeschafft und schon seit ß. Gerschom in 
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Landesrecht^') und das römische Recht in ÄDsehuDg der Ehe- 
hindemisse nach einem Ausschreiben der Kgl. Regierung vom 
10. März 1738. Doch war die Möglichkeit der Dispensation 
durch die Regierung gegeben. Gehörten die Ehesachen vor 
den weltlichen Richter, ^'j so waren die Klagen aus dem Ver- 
löbnis nach wie vor nach talmudiachem Recht zu beurteilen. 
Für den Eid galt die in Celle 1712^) gedruckte Oberpellations- 
Gerichtsordnung. Anwesend sind ein christlicher Geistlicher, 
ein Rabbiner und mehrere Juden. Der Schwörende hat das 
Gesicht nach Osten gerichtet, ist mit Rock, Gürtel, Mantel 
und Gebetriemen (Teffilin) bekleidet. Man fragt ihn, ob er 
die ihm vorgelegte Bibel für das richtige Wort Gottes halte 
etc., und es folgen dann sehr eindringliche Verwarnungen vor 
dem Meineide, wie sie z. B. auch gut illustriert werden durch 
das C.C.C. Teil IV, Cap. 7, S. 162 ff. abgedruckte Formular 
eines Eides für die mit lizentbaren Waren handelnden Juden.'*) 
Da 1. 2. C. de Judaeis in Hannover galt, durften die Juden an 
ihren Sabaten und Feiertagen nicht gestört werden und waren 
auch für diese Tage von der Erscheinungspfiicht vor Gericht 
entbunden.**) Dagegen ist den Juden in der Sabbatsordnung 
vom 19. Mai 1710, g 4, auch an christlichen Sonn- und Feier- 
tagen der Geschäftsbetrieb untersagt.^') Durch Resolution vom 



MaJDz (960 — 1028) geaetzlich verboten ist. Vergl. Grätz, Geschichte V, 
R. 406. 

") Insbes. L. 7, C, de Judaeis. 

") S. Stroben, Teil HI, Bed. G5, S. 239. 

"J Zunz, geB. Sehr., S. 251 und C. C. C. II., S. 103, 239. 

'*) Bodemeyer, S. 50, nach iet die älteste Eidesformel die der 
Calenbergechen Hofgerichtsordnung v. 2. Dez. 1639. Dann folgen die des 
Cellischeni Hofgerichts vom 15. Juni 1685, di» der Lizentordnong von 
1705 und die der neu redigierten LizentrO. von 1739, s. C.C.C. I. II. 163' 

"») S. Schlegel, S, 195. Pufendorf obs. ior. T. 4, obu. 146, a. anch 
cod. GeorgiannB Titul 56, § 15. ,Von den gerichtlichen Eiden" : „als tinch 
bey unserem Oberappelationsgerichte die Frage vorgefallen, ob ein Jude 
angehalten werden möge an dem großen Versöbnungstage, Jörn Kippur 
genannt, eioen Eid abzulegen, dabey aber befunden worden, daß eolches 
dieaee Volks gottesdienstlichen Verfaeanngen ganz znwiderl&nft, ao laasen 
Wir aa auch dabei bewenden." 

•■) C. C. C. T. I, S. 419. 
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18. November 1730 wurde jedem Juden, der in der Neustadt 
Hannover ein Haus, sei es als Eigentümer oder Mieter bewohnte, 
zur Pflicht gemacht, 3 ßthlr. als fintschädigung an die Geist- 
lichkeit fQr die entgehenden StolgebOhren zu zahlen.^) Die 
Fuhrung des Eirchenregiments steht teils dem Landrabbiner, 
teils den Vorstehern und Ältesten der (Gemeinden zu, untw 
der Oberaufeicht des Staates. Von den Ältesten und Vorstehern 
wird auch der Landrabbiner nach folgendem Modus gewählt : 
Zunächst wählen die Vorsteher unter Leitung des Oerichts- 
schulzen 4 Männer. Die 4 Männer treten mit den Vorstehern 
zu einem Kollegium zusammen, das eine Dreizahl aus den in 
Frage kommenden Kandidaten (bedeutenden Schriftgelehrten) 
bildet. Nachdem letztere ihre Probevorträge gehalten habwi, 
setzen die 4 Männer und die Vorsteher einen Tennin zur Wahl 
an, zu welchem alle Juden des Landes zu laden sind. Stinun- 
berechtigt sind nur die Schutzjuden. Der (Gewählte, der selbst- 
verständlich die Ordination (.Hattorah") haben mu&, bedarf 
noch der Bestätigung durch die R^erung. Diese Bestätigung 
ersetzt den Schutzbrief, daher ist der Landrabbiner von Schutz- 
geld frei, wenn er nicht nebenbei Handel treibt. Der im 
Calenbergschen Gewählte ist so zuständiger Landrabbiner für 
Lüneburg, Hoya und Diepholz. Die Kosten sind zur H&lfte 
von der Gemeinde Hannover und zur Hälfte von den übrigen 
Juden im KurfUrstentume zu tragen. Die Beiträge haben den 
Charakter Öffentlicher Gebühren und müssen daher auf Antrag 
der jüdischen Vorsteher von der Obrigjteit eingetrieben werden. 
Die Rechte des Landrabbiners sind: 
1, Er ist ausschließlich zuständig zur Leitung des Gottes- 
dienstes, zur Führung der Kirchendisziplin und in Sachen 
des Zeremonialgesetzes. Zur Durchführung seiner An- 
ordnungen darf er sich gewisser Zwangsmittel und in 
Sachen des Gottesdienstes und Kultus mit Zustinunung 



"> Währeod jeder „jttd. verehelichte HSuaUng", welcher sich bei 
Juden eiDgerichtet hatte, 1 Rtblr. solcher Gebühren sa zahlen hatte. 
S. C. C. C. ni, Cap., 4, 8. 125. 
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der ÄlteBten auch des Bannes bedienen.»^ Gegen Miß- 
brauche der Disziplin gibt es ähnlich dem recursus ab 
abusu BekuFB an die Staatsbehörden. 
2. Auch die gesamte Zivilgerichtebarkeit, sobald beide Par- 
teien Juden sind, und es sich um Rechtsverhältnisse 
handelt, die nach judischem Rechte beurteilt werden 
dürfen.**) Doch bleibt den Juden die Wahl, ob sie sich 
an den Rabbiner oder die staatlichen Berichte wenden 
wollen."') Wenden sich aber die Juden zuerst an den 
Landrabbiner, so verlieren sie keine Instanz, denn sein 
Urteil hat nur die Kraft eines Schiedsspruches, zu dessen 
Erfüllung der Landrabbiner Ungehorsame durch, nötigen- 
falls mit Hilfe des Gerichts, beizutreibende Geldstrafe 
anhalten kann, deren eine Htttfte dem Fiskus zufKllt. 
Wollen sich aber die Parteien dem Schiedsspruch nicht 
unterwerfen, so bleibt ihueD der ordentliche Rechtsweg,**) 
beginnend beim ordentlichen Gerichte I. Instanz. Zu- 
ständig ist die Obrigkeit des Wohnsitzes, es sei denn. 



") S. HeldbeTg Anhang, Verordunog v. 10. Mtlrz 1687, wiedeihoU 
9. Okt, 1697, Verordnung v. 7/18. Dez. 1716 von Georg I. u. v. 8. Juli 1737 
V. Georg II. 

") „Die sowohl nnter ihnen ansem Schatzjnden entstehenden Streitig- 
keiten, als die, welche fremde Jnden etwa haben, oder noch erheben 
mögten, in Sachen, welche ihnen vom mos. Gesetze an folgen gestattet 
sind, gütlich zu vergleichen und zu entachoidon.' S. Ltlneburg Privileg 
V. 1737, g 2, bei Heldberg Anhang. 

*') LOnebnrgiBch. Privileg v. 1737, g 4, ebenda und CalembergacheB 
Reakript V. 1748. 

*') S. Reskript der Kgl. Landesreg. v.2S. Febr. 1748: »Da hingegen 
demjenigen, der mit des Landrabbiners Ausspruch nicht zufrieden Est, 
frej steht, an des Juden ordentliche Obrigkeit und sodann an die Ober- 
gerichte zu provocieren." (NB. Obrigkeit ist der Ausdruck fOi die erste 
Instanz in Gerichts- und VerwaltnngBsaeben, in der untersten Instanz gab 
es in Hannover keine Trennung von Justiz und Verwaltung.) Ct. damit 
Lfinebnrgisch. Privileg v. 1737, § 5, bei Heldberg g 24, „also bleibet in 
allen Fallen dem durch des L. R. Anasprach gravierten Teile aosdrDcklich 
freygelassen an die OrdeDtl. Obrigkeit za provocieren and daselbst seine 
Appelation einzubringen". 
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daß im Schutzbrief ein besonderer ausschließlicher Ge- 
richtestand angegeben ist.^'') 

Von der Gerichtsbarkeit des Landrabbiners ausgenommen 
sind : 

1. Die Ehesachen (s. oben S, 9 u. IS). 

2. Die Injuriensachen. 

3. Nach dem Privileg für Lüneburg von 1737, § 2, im 
Fürstentum Lüneburg auch „die Geld- und Handelssachen, 
auch alle die unbewegliche Güter der Juden betreffende 
Klagen, Injurien und überhaupt alle Sachen darauf einige 
Land-Gerichts-Brüche gesetzt werden. "'^j 

Bei Vormunds chaftsbeatellung hat der Landrabbiner ein 
Vorschtagsrecht. Femer kann er verlangen, bei jüdischen 
Erbschaften zur Inventarerrichtung zugezogen zu werden.'*) 

Ganz andere Vorschriften galten dagegen für die unver- 
gleiteten Juden.") Sie werden als Fremde behandelt. Sie 
dürfen sich an einem Orte nur 3 Tage, in Hannover 8 Tage 
bei anderen Juden aufhalten und müssen einen LeibzoU er- 
legen.*') Wer länger verweilt, wird „allsofort weggeschafft'' 
und mu& nach Ma%abe seines Vermögens 10 — 15 Rthlr. Strafe 
an die Ortsarmenkasse zahlen. An den Denunzianten müssen 
außerdem noch 5 — 10 Rthlr. gezahlt werden. Dies alles gilt 
aber nur für die sogenannten „reputierlichen Juden". 

Betteljuden *2) sollen dagegen gar nicht zugelassen werden, 
werden sie ertappt, so werden sie zum erstenmal mit 14 tägiger 
harter Gefängnisstrafe bei Wasser und Brot belegt und über 
die Grenze gebracht, beim zweiten Male erhalten sie ein Brand- 
mal, und beim dritten Male werden Sie einfach angehängt. **) 

Der Magistrat, der sie passieren läßt, erhält 50 Rthlr. 
Strafe. Schutzjuden dürfen sie nicht beherbergen, noch ihnen 

") S- Schlegel, S. 202. 

") Im CalembergBchen geheren nach Privileg t. 1716, % 1, alle 
SchiedsHSchen zur Zastfindigkeit des LuidTftbbiiierB, s. Heldberg, 8 20. 

") S. Heldberg, § 20. *°) S, Bodemeyer, S. 18 ff. .fremde Juden". 

*') S. VeroidnoDg t. 9. Juni 1733 und Foimala des Schatzbrief ea. 
C. C. C. T. m. c, S. 229 ff. 

") C. C. C. T. in, S. 432. ") S. Edikt V. H. Aag. 1714. 
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dae geringste reichen, sondern müssen sie sofort der Obrigkeit 
melden. Zuwiderhandlung hat den Verlust des Schutze, 
daneben 10 Rthlr. Geldstrafe zur Folge. Die gleiche Strafe 
trifft den Wirt, der sie beherbergt. Wird die Geldstrafe nicht 
bezahlt, so tritt an ihre Stelle 8 Tage Gefängnis bei Wasser 
und bei Brot. 

§3. Einiges über die Rechtsverhältnisse der Juden 
in den anderen Teilen des Königreichs Hannover. 

Sehr spärliche Nachrichten und Bestimmungen über die 
Juden finden wir in der Polizeiordnung für die seit 1715 an 
Hannover abgetretenen Herzogtümer Bremen und Verden.i) 
Es kann angenommen werden, daß dort von jeher die jüdische 
Bevölkerung sehr gering war und in rechtlicher Beziehung 
verhältnismäßig ft-Qh seit 1715 das Schicksal derjenigen der 
hannoverschen Stammlande teilte. 

Dagegen haben wir ziemlich weit zurückgreifende Angaben 
über die Juden in der Stadt und im Bistum Hildesheim. 
Schon aus dem Jahre 1258 haben wir Kunde über eine Aus- 
treibung der Juden aus Hildeeheim.') 1383 hatten sie schon 
eine Synagoge.3) Am 25. November 1585 verlieh Fürstbischof 
Ernst ihnen den Schutz. Nach einer nochmaligen Austreibung*) 
wohnten sie seit dem Jahre 1609 ungestöri^ 

Die in den Hildesheimischen Landesordnungen enthaltenen 
Bestinuuungen über Juden beschäftigen sich zumeist mit dem 



■) P.-O. fflr B. V. V. 1732, S. 970 u. 972 über Betteljoden und im 
Anhang S. 292 ff. n. 380. 

') Beiträge zur HüdeBheimer Gesch. Bd. 1. Hildesheim 1829 IX. 
S. 272 u. 273. 

>) cf. Zeitschrift fQr deutsche Kulturgeschichte 1857. S. 3 bis Si. 
S- 8, 9, 10. ,Ancb auf dem Moritzberge gab es eine eigene Judenschaft 
mit besonderer Syuagi^e. Am Urbsnstage, wo die katholische Prozassion 
durch die Felder zog, war jene Judenschaft von Rechtewegen gehalten, 
Wachdienst vor den Moritzberger Toren zu halten. Die Juden bezogen 
dann, mit Flinten nnd Seitengewehren versehen, die Wache und muBtea 
beim Vornberziehen der Prozessioii oder eines Offiziers in Reih und 
Glied treten und militllrische Honnenrs machen. Das nannten sie selbst 
Moritz machen." 

*) 8. Beitrfige tat Hildesbeimer Gesch. Bd. I, S. 276 ff. 
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Handel der Juden und der Frage der Zulassung unvergleiteter 
Juden. Durch das Vagabundenedikt des Bischofs Friedrich 
Wilhelm vom 8, Dezember 1763 werden die unvergleiteteo 
Juden ausgeschlossen und ihnen der Handel untersagt. ') Ein 
anderes Yagabundenedikt Friedrich Wilhelms vom 23. Oktober 
1770*) verbietet Betteljuden und polnischen Juden mit und 
ohne Paß das Betreten des Landes, eine Bestimmung, die 
mehr den Charakter einer sanitätspolizeilichen Maßregel trägt. 
Eine besondere Verordnung vom I.Juni 1781^) enthält Be- 
atimmungen Über die Handelspässe der Juden. Auch auf 
Jahrmärkten müssen sie sich durch Handelspässe legitimieren.*) 
Die Formel des Judeneides enthielt g 23 der Ho^erichtsordnung 
von Klemens August vom Jahre 1730. Sie zeigt kaum Ab- 
weichungen von den sonst in Deutschland zu jener Zeit 
üblichen Formeln des Eides more judaico. Interessant ist 
jedoch, daß die gleiche Hofgerichtsordnung in § 24 noch eine 
„andere kurze Fonnula des Juden Eydes" enthält.*) Die ver- 
gleiteten Juden erhielten bereits ungefähr im Jahre 1612 die Er- 
laubnis zur Berufung eines eigenen Rabbiners fUr die Stadt und das 
Hochstift Hildesheim '0) vom Bischof Ernst II. Der Nachfolger 
dieses Bischöfe, Fürstbischof Ferdinand, erneuerte durch Erlaß 
vom 13. März 1618 nicht nur diese Erlaubnis, sondern er- 
teilte dem Rabbiner auch die Ermächtigung, Streitigkeiten 
zu entscheiden, Vergleiche herbeizuführen und Geldstrafen zu 
verhängen, ein Privileg, das erst am 10. März 1687 den Juden 
Hannovers erteilt wurde.>>) Das älteste Landrabbinat des 
heutigen Hannover ist denmach Hildesheim. Da Ferdinand 
auch Erzbischof von KOln war, so dOrfen wir sogar annehmen, 

») H. L.-0. Teil I, S. 353. ') H. L.-O. Teil I, S. 440. ') H. L.-0. 
Teil II, S. 256. •) H. L.-0. Teil II, S. 26) a. 295. 

•) H.L.-0. Teil 1,S. 234. „Ich (N.) Jude schwSre bey dem lebendigen 
Ootte, der Himmel and Erde ^Bch&ffen hat, und wo ich Unrecht schwOre, 
daw ich BodAnn venD&ledeyet und in die Erde verschlacket werde wie 
Chora, Datan und Abiron, und das« meine Fran eine Wittfran and 
meine Kinder Waisen werden." 

'^ A. Liewinsky, ,Der Hildesheirner Rabbiner Sftmuel Hameln' S. I 
") S. daselbst 8. 2 n. S. 11 ii. 12. 

L.g:.vj),L.ooi;lc 
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dafi das Hüdeaheimer Landrabbinat dem Köbier nachgebitdet 
isi, deseen Sitz 8«it zirka 1130 in Deutz und seit zirka 1590 in 
Bonn war.'l 

Nach der SftkuLariBation von 1807 kam Hildesliaim zu- 
nächst an Preußen, wurde dann aber auf Grund des Reichen- 
bacher Vertrages 1813 an HannoTer abgetreten. Da durdi 
die Verordnung vom 14. April 1815 das seit 1. Juni 1804 
eingeführte preußische Landrecht and das fremde Recht be- 
seitigt war, befinden sich die Juden von der Zeit an in der 
gleichen Läge wie in Altbanoover. Ähnlich wie in Alt- 
hamiover, wenn auch etwas ungünstiger, war auch die Lage der 
Juden in Osnabrück schon vor der 1802 erfolgten Besetzung durch 
Hannover. Die Übereinstämmung vieler Osnabrüc^er Ver- 
ordnungen über die Juden mit althannoverachen, kann uns 
nicht auffiülig erscheinen, wenn man bedenkt, dafi seit dem 
Westfälischen Frieden die eigenartige Bestiinmung galt, da& 
immer ein katholischer und protestantischer Bischof ab- 
wechsehi sollte, und letztere zumeist wölfische Prinzen waren. 
Auch in Osnabrück gab es schon zu An&ng des 14. Jahr- 
hunderts Juden. Einige Judenschutzbriefe '*) datieren aus den 
Jahren 1309, 1327 und 1350. SpSterwar ihnen das Wohnen in der 
Stadt Osnabrück untersagt. '*) Nach dem Konkordate des Bischöfe 
Ernst August II. mit der Stadt Osnabrück vom 29. Mai 1716 
scheint dieses Verbot dahin modifiziert zu sein, daß wider den 
Willen des Magistrats keine Juden in die Stadt aufgenommen 
werden sollen. ■") , Fremde Juden sollten aber von der 
bischöflichen Wache ergriffen, der Bürgerwache übergeben und 
von dieser zur Untersuchung ihrer Pfisse und ihres Gewerbes 



") BriBch, Geschichte der Jnden in Kttln, Bd. II, S. 52 n. S. 104. 

'*) MitteiluDgen dea Higtor. Vereins cn OansbrUck 1860, S. 141. 

>'} 8. C. C. 0., TeU II, Seite 9. Coneord»t wegen des Hewgewettea, 
det Gerade, dea Zollet nnd de« Aofenthalta der Jnden in OinabrBdi. 
Oct Die Epiphao, Domin. 1431. „Oek solle Wiy ande nnse nakomelinga 
de Stadt to Osenbrflgge mit den Jnden unbelmden laten, alio dit binnen 
der Stadt nnde Veltmark« Ut Omebrflg^ van Unser Macht offte Oebodes 
wegen aflmmermehr Joden eolleo kommeB to wonen." (Bischof Johaau 
TAB Depholte). 

") S. C. C. 0., T. I, S. 1532. 
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dem zeitigen BOrgermeister zur ferneren Verordnung gebraclit 
werden.'") Die anderen in der C, C. 0. vorhandenen Be- 
stimmungen beschäftigen sich wieder teils mit dem Handel 
der Juden, teils mit dem Judeneide. Für den Eid galt , Bischof 
Eimst August n. Interims Gericht- auch Edictal Verordnung 
wegen Befolgung der Calembergischen Cancelley-Ordnung vom 
16. Febr. 1723",'') nachdem schon durch Reskript Ernst Augusts 
vom 4. November 1720 der Justizkanzlei die Befolgung der 
Calenbergischen Gerichtsordnung von 1603 geboten war.'^) 
Was den Handel der Juden betrifft, so wird ihnen zunächst 
durch ein Heskript vom 20. März 1694 das ümhertragen und 
Ausstellen von Eramwaren außer der gewöhnlichen Marktzeit 
untersagt. ■•) Durch eine Verordnung Ernst Auguste vom 
3. Mai 1717") wird das bestätigt. 

Nach einer anderen Verordnung Ernst Augusts vom 
22. August 1721 soll ihnen auch auf öffentlichen Jahrmärkten 
nur das Hausieren, nicht die Errichtung von Buden erlaubt 
sein.") Durch Ausschreiben vom 11. und 25. April 1799") 
wird den Juden aller Handel außer den Jahrmärkten aus- 
drü(^ch untersagt. Seit dem Jahre 1802 teilten die wenigen 
Juden in Osnabrück das Schicksal der Hannoverschen. 

Über die erste Ansiedlung der Juden in Ostfriealand, die 
der Sage nach noch zur Römerzeit erfolgt sein soll,*^} haben 
wir keine historischen Berichte. Auch über die rechtliche 
Lage, in der sie sich bis zur Besetzung Ost&iealands durch 
Friedrich den Großen 1744 befanden, konnte höchstens ein 

") C. C. O., T. I, S. 157a 

") C.C.O., I., S. 171 Q. 262 ff. 

■») ct. C. C. C, Teil II, C»p. n, S. 247 ff. 

■•) S. C. C. 0., T. II, S. 138. ") S. C. C. 0., T. II, S. 192. 

") C. C. 0., T. n, S. 226 nad noiduaalB besUtigt dnich Auaschr. der 
Chnrf. COllniech. zur Reg. des H. OBuabrAck verordueL Praesid. u. Geh. 
Raethe b. C. C. 0., TeU II, S. 325, cf . damit C. C. O., T H, S. 327 

"> C. C. O., T. II, S. 745 a. 746. 

") Vergl. FOrbriDger, die Stadt Emden, S. 309 und Oans, Zemach 
David n. z. Jahr 1581 (QrStz, Oeechichte IX, S. 514, wonach Bchon lange 
vor dem 16. Jahrhundert in Emden and Oatfrieelaiid fiberhanpt Juden 
wohnten. 
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eingehendes Studium der Archive Aufschluß geben. So viel 
ist gewiß, daß schon zu Anfang des 18. Jahrhunderts be- 
deutende Gemeinden zu Emden, Aurich und Norden etc. 
bestanden. Auch scheint den Juden schon zur Zeit der ost- 
friesischen Herrschaft das Privileg gewährt worden zu sein, 
einen Landrabbiner zu halten, der den Titel „Landpamafi* 
führte, und dem die Gerichtsbarkeit erster Instanz Ober alle 
Juden OstfrieslandB zustand. Der erste „Landpamaß" scheint 
der Fürstlich Ostfriesische Hofjude Äaron Abraham Beer ge- 
wesen zu sein,^*} der 1686 von Frankfurt gekommen sein soll,") 
und über den sieh noch Akten aus den Jahren 1724 und 1750 
im Staatsarchiv zu Anrieh befinden. Die Institution des Land- 
parnaß in Aurich hat die preußische Regierung bestehen lassen. 
Das Amt des Landrabbiners und Landpamafi ist, wie es scheint, 
in der Familie Beer erblich gewesen. Der letzte Landrabbiner 
und Landpamaß zu Aurich war der 1777 von der preußischen 
Regierung eingesetzte Isaak Beer,^'') sein Vorgänger Abraham 
Beer. Im Jahre 1807 wurde Isaak Beer von der holländischen 
Regierung mit 500 Gulden, welche die Juden Ostfriealands 
aufzubringen hatten, pensioniert, da von der Zeit an die Judea 
Ostfrieslands dem jüdischen Konsistorium zu Amsterdam unter- 

") Bericht der Lnnddrostei Aurich an daa CftbineteminiBterium vom 
11. Juni 1823, No. 592 nnd Bericht dsB Rabbiners Löwenatamm vom 
18. Juni 1826 an die Lnnddrostei Aurich, No. 5269. 

") S. A. Lewineky ia Monatsachr. fUr Gesch. u. Wissenach. d. Juden- 
tums, Jahrg. 1902, S. 172 u. 176. 

*') BriefschsJten im Staatsarchiv zu Aurich. 

") Der LandpamaQ wurde nicht von der Gemeinde gewählt, vretm 
»nch besoldet (200 Thlr.), aber vom Landesherra angestellt. Die ganz« 
folgende Darstellung gründet sich auf Akten der Röniglidien Regierung 
an Aurich, eingesehen von Landrabbiner Dr. L9b za Emden. Vergl. 
besonders Vorstellung von Löwenstamm v. 12. Januar 1820, No. 417, 
V. 16. Mai 1826, No. 4194 und v. la Juni 182G, No. 5269, Antwort von 
LOnenstamm v. 9. Juni 1826, No. 475, Verf. des CabinetaminiBterinm 
V. 25. Febr. 1824, No. 1991 u. 29. Mfirz 1829, No. 592, Landdroatei an die 
Magistrate u. Amter v. 27. Juni 1826, No. 5269, Bericht des Magistrats 
zu Norden v. 14. JaU 1826, No. 7446 und zu Neustadt-OOdens v. 12. August 
1826, No. 7973, Landdrostet an Cabinetsministerinm v. 16. Januar 1827, 
No. 340. 
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stellt wurden. Isaak Beer fungierte als Rabbiner von Aurich 
weiter. Von der Gerichtsbai^eit des Landrabbiners und Land- 
pamafi zu Aurich gab es 2 wichtige Exemtionen. Zunächst 
hatte Emden einen eigenen Rabbiner, welcher vom Land- 
rabbiner zu Aurich unabhängig war, und die Gemeinde Neu- 
stadt-Gödens hatte bis zum Jahre 1795 das Recht, hei Streitig- 
keiten zwischen dem jüdischen Gerichtshof zu Emden und 
dem zu Altona zu wählen. 

Der erste Landrabbiner ftir ganz Ostfriesland, der in 
£lmden seinen Sitz hatte, war Abraham Löwenstanun. Er 
wurde 1811 zum Rabbiner von Emden gewählt und 1S12 vom 
Amsterdamer Konsistorium bestätigt. Am 24. Mai 1813 wurde 
Löwenstanun von allen Notabein Ostfrieslands einstimmig zum 
.Oberlandrabbiner von Ostfriesland " (damals Departement 
Oberems) erwählt und vom französischen Ministerinm dd. 
St. Cloud am 10. Juli 1813 bestätigt. Wegen der Kriegswirren 
konnte er erst 1814 nach Emden gelangen. Von der hannover- 
schen Regierung wurde LOwenstamm dann noclunals als Land- 
rabbiner von Ostfriesland, mit dem Sitz in Emden, am 17. März 
1827 bestätigt^) und am 30. März 1827 more judaico ver- 
eidigt.»»} 



Drittes Kapitel. 
Im 19. Jahrhundert. 

§ 4, Von der Fremdherrschaft bis zum Gesetze 

vom 30. September 1842. 

So lagen die Verhältnisse der Juden während des g^een 

achtzehnten Jahrhunderts. Änderungen an diesem Zustande 

hatten noch nicht stattgefunden, als Hannover der französischen 

") J. No. 3593 Kgl. GroQbrit HanDover. inm CabiuetBrniniBteriam 
Terordnete General-Gouverneur und Geheime Rftthe aus dem Polizei- nod 
Städte-Departement. Akten der Kgl. Regiemng la Anrieh. 

") Bericht dea Stadtkommtwars nud Amtmannes za Emden rata 
it. Mki 1827, No. 4642, 
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Okkupation anheimfiel. In den Teilen Hannovers, die mit 
Frankreich oder dem Ktbiigreiche Westfalen vereinigt wurden, 
zog mit der Fremdherrschaft der hberale Geiat der friuixOsischen 
Gesetzgebung ein, die schon am 13. November 1791 die 
prinzipielle Gleichstellung der Juden ausgesprochen hatte. Die 
westflüische Konetituüon vom 27. Januar 1808 stellte den 
gleichen Orundsatz auf. >) *) 

Die gUnstige Lage der Juden sollte jedoch nicht von 
langer Dauer sein. Mit dem Sturze Napoleons war die 
Freiheit der Juden zu Ende. In Preufien gewährte den Juden 
wohl das Edikt vom 11. März 1812 die Gleichberechtigung, aber 
eigentlich nur auf dem Papier. In Hannover gab es aber 
auch etwas derartiges nicht einmal. Doch konnte man bei 
'der Neuregelung der deutschen Verhältnisse nicht an der 
Judenfrage vorübergehen. Daher enthält Artikel XVI. der 
Bundesakte folgende Bestimmung: 

,Die Bundesversammlung wird in Beratung ziehen, wie 
auf eine möglichst übereinstimmende Weise die bOrgerliche 
Verbesserung der Bekenner des jüdischen Glaubens in 
Deutschland zu bewirken sei, und wie insonderheit denselben 
der Genuß der bilrgerliehen Rechte gegen Übernahme aller 
Bürgerpflichten in den Bundesstaaten verschafft und ge- 
sichert werden kOnne; jedoch werden den Bekennern dieses 
Glaubens bis dahin die denselben von den einzelnen 
Bundesstaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten." 
Über diese Schlußworte ist bekanntlich ein heftiger 
Streit gefuhrt worden ; denn ursprunglich stand an Stelle der 
Präposition .von" eine andere, nämlich .in", und die Ver- 
wandlung war erst in der letzten Konferenz am 8. Juni 1815 
erfolgt. 3) In vielen Bundesstaaten waren den Juden die 
Bürgerrechte eingeräumt, von den Bundesstaaten aber nirgends, 



') Balletjn des loia, Tome premier p. 255. 

') Auch die Vorschriften aber den Juden-Eid wurden aufgehoben 
dDtch Dekret vom 27. MErz 1809. Bulletin des loia 1809, No. 46, S. 665 
') S. GrMti Bd. XI, S. 886 and Note 7, 8. 626. 
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sondern von Napoleon. In dieser Fassung hatte also der 
letzte Satz des Art. XVI den Värlust des Bürgerrechte für 
die Juden im Gefolge, überall da, wo sie es, wie auch in Hannover, 
durch die Fremdherrschaft erlangt hatten. Es trat auch in 
Hannover, wo man sich nicht scheute, ein Institut, wie die 
Leibeigenschaft, u. a. wieder einzuführen, allein aus dem 
Orunde, weil sie von den Franzosen abgeschafft war, der 
alte Rechtszustand wieder ein, der die Juden Hannovera sehr 
hart traf, noch härter aber die Juden einzelner neu erworbener 
Landesteile, in denen sie z. T. durch die Franzosen das Bürger- 
recht erhalten hatten, teils auch, trotz mancher Beschränkungen, 
in günstigerer Lage sich be&nden als in Hannover, dessen 
Judengesetzgebung jetzt auf diese Landestet le ausgedehnt 
wurde. Um so schlimmer war die Lage der Juden, als auf 
Grund des Artikels XVI der Bundesakte keine allgemeine 
Regelung der Juden frage erfolgte. Doch nahmen die in 
liberalem Geiste regierten Bundesstaaten diese Arbeit bald in 
Angriff. Nächst dem preußischen Edikt brachte das bayerische 
Edikt vom 10. Juni 1813 den Juden in Bayern die Gleich- 
stellung, während in Rheinbayern im Geltungsbereiche des 
französischen Rechts dieselbe nicht mehr ausgesprochen zu 
werden brauchte. Die völlige Gleichstellung enthielten auch 
das wtirttembergische Gesetz vom 25. April 1828, die badiechen 
Gesetze vom 23. Januar 1809 und vom 25. Januar 1817, das 
kurhessische Gesetz vom 29. Oktober 1833; Art. 15 des hessen- 
darmstädtischen Staatsgrundgesetzes von 1824. 

Zu einer Zeit, wo in vielen Staaten die Frage bereits 
abschließend geregelt war, ruhte in Hannover (bis 1826} die 
Anlegenheit vollkommen. Wenn man auch, dem Gebote der 
Zeit gehorchend, durchKammerausschreiben vom 10. Januar 1814 
die Aufhebung des Leibzolls angeordnet hatte, ^) so verwiesen 



*) Kui in OBDftlirlick erfolgte die ÄufhabuDg des Leibzollea erat 
niicb einem Reskript des Kabinetsministeriams v. 9. April 1814. VergL 
BektuintniftchDag der Prov. Reg. Kommiae. za Osnabrück, die Aafhebong 
des Leibzolls im PflrBtentum Osnabrück betr. v, 15. April 1814 bei 
Ehhardt I. S. 55. 



andere VerfBgungen die Juden doch in die engen Grenzen 
der alten Gesetze zurück.") 

') cf. Camme»QBBchieib«n', das von den Tergleitet«n Jaden cu 
entrichtende Scbatzgeld betr., v. 10. Oktober 1814. AuBsehreiben der 
LauddroBtei Sude, die Koeefate and Qefailfen der verleiteten Juden betr. 
T. 18. Sept. 1815. S. Ebhardt Bd. I S. 67. Der Obrigkeit bleibt es 
danach überlaesen, ob aie dem Jaden überhaupt dae Halten von Knechten 
und Gehilfen gestatten will. Will sie ihm ee geetatten, dann sind 
folgende EinBchrAnkungen zn beachten ; 1. Bei fftbrikmftssigem Gewerbe 
sind gestattet, höchstens 2 Gehilfen; 2. fOr Schlächterei und Handel im 
Laden einer. 3. Dag^en ist denen, welche sich auf gewJthnlichen 
Schacher, auf Äufkäoferei et«, beschranken, die Annahme eines Knechtea 
oder Gehilfen Dberhiiapt nicht zn gestatten. Die Gehilfen dürfen kein 
selbststBndiges Gewerbe betreiben. Aufnahme von AualSndem, d. h. nicht 
vergleiteten Juden ist nur mit ansdracklicher Genehmigung möglich; 
cf. auch Bekanntmachung der Landdrostei Stade, die Ton den Israeliten 
zn haltenden Knechte und Gehilfen betr., v. 28. Mai 1828, desgl. der 
L.-K. zu Aurich v. 30. U»i 1828, zn Hannover v. 31. Mai 1828, zu 
Hildesheim v. 6. Juni 1628, zu Osaabrfick v. 9. Jani 1828, zu Lüneburg 
v. 2. Juni 1828. Von der letzteren ist namentlich auf die Verordnung 
V. 9. Juli 1733 C. C. C. T. IH. Cap. HI. p. 428 und vom 6. Jnli 1796 
(S. Sp. Bd. in. S. 812) nebst der Deklaration vom 28. Nov. desselben Jahres 
ibid. S. 82e nnd.die Verordnung v. 8. Mftrz 1788 ibid. S. 896 als die fOr 
die alten Provinzen in der fraglichen Hinsicht bereits bestehenden Ge- 
setze verwiesen, deren Erneuerung für die alten and Ausdehnung auf 
die neuen ncqnirierten Landesteile der Zweck jener Bekanntmachungen 
ist Sftmtl. Bekanntmach angen gründen sich auf die Verfgg. des Cabinets- 
ministeriums \. 19. Mai 1626. 

S. Bekanntmachnng der L.-R. zu Hannover über die polizeilishen 
Erfordernisse der Eingehung einer Ehe unter jüdischen Glaubensgenossen 
V. S4. Mai 1825. Ebliardt I. S. 60. (Desgl. fOr Lflnebu^ v. 25. Mai, 
Stade V. 26. Mai, Aurich v. 27. Mai, Hildesheim v. 20. Mai 1825.) Danach ist 
Verheiratung nar gestattet: 

1. a) Den mit Schntzbriefen versehenen Juden (in der Bekannt- 
maehnng der L.-K, Aurich ist indessen gesagt ,den mit E^laabnisscheinea 
■nr eigenhändigen Besetzung versehenen Juden" ; in der Bek. der L.-R. 
Hildesheim ist noch hinzagefOgt „oder mit dem Bürgerrechte versehenen"); 
b) dem Landrabbiner oder dem etwaigen Provindalrabbiner; c) denjenigen 
jüdischen Gelehrten, die mit Vorwissen des Landdrosten bei einer jüdischen 
Stiftung angestellt sind. 

2. Alle sonstigen Jnden haben vor der Trauung die ansdrQckliche 
Erlaubnis der Landdrostei zn erwirken. 
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Die UntergdrichtBordnung vom 5. Oktober 1827*) behielt 
sogar die Form des Judeneides der Oerichtsordnung von 1713 
bei. Es wurde zwar in der Anrede das ,Du" in „Euch* 
verwandelt, sonst war eher eine Verschlimmerung als Ver> 
'bessening eingetreten.') Die hannoversclie Wechselordnung 
vom 23. Juli 1822 enthält immer noch ausdrücklich in § 3 
Ziffer 3 das längst nicht mehr zeitgemäase Privileg der 
Wechselfähigkeit der Juden.*) Die Verfassungsurkunde für 
die kgl. Residenzstadt Hannover vom 12. März 1824 behielt 
in § 36 ") die Ausschlie&ung der Juden von der Altstadt 
Hannover bei. Die Aufnahme eines Juden auf der Neustadt 
Hannover sollte auch nur auf vorgängigen Bericht des Magistrats 
von der Landdrostei gestattet werden. Eine wesentliche Ver- 
besserung brachte allerdings das Jahr 1828. Auf Grund eines 
Beschlusses des Kabinetsrainisteriums ergingen inhaltlich 
Übereinstimmende Bekanntmachungen *") aller Landdrosteien, 
durch welche den Juden die Pfiicht auferlegt wird, innerhalb 
einer bestimmten Frist bei Androhung des Verlustes des 
Aufenthaltsrechts im Versäumungs&lle einen festen unver- 
änderlichen Familiennamen uizunehmen Bisher geführte 



3. Damit kein« Kontraventiooen vorkommen, Boll nur der Land- 
jabbioer Trauangen Tollziehen dOrfen, nach Beibringung dea Erlaubnis- 
scheines des Wohnorts und der Erlanbnis der Landdrostei im Falle 3. 

4. Der Landrabbiner hat ein genaues Verzeichnis der von ihm 
vollzogenen Trauangen anzulegen. 

5. Übertretungen desjenigen, der die Trauung vollzieht, wwdeB 
mit 50 Rthlr. Geldstrafe bedroht ; wer aber eine Trauung ohne Beobachtuag 
der Vorschriften „erschleicht', verliert deu Schutz. 

In der Hanuov. Konaistorialtue v. 5. MBrz 1828, VI, 330 ist die 
Aufnahme eines Juden ins Christentum fllr sportelnfrei erklart Ebhardt 
Sd. IV. S. 16. 

•) S. Gee.-Samml. v. 1837, pag. 111 n. U. G. O. S 100. Ebhardt II, 
8. 414 und 372. 

') a Zunz S. 251. >) Ebhardt 1, S. 501. ') Ebhardt Bd. IH, S. 260. 

>*) Bek. dar Ldnmtoi Hannover v. 31. Hllrz 1828, Stade 24. III., 
Lonebnig 25. III. Anrieh v. 28. in. 1828. a. Ebhardt Bd. I S. 30, 21, 28,.23. 
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Namen durften beibehalten werden, ") aber die Annahme von 
Namen, in deren mehr oder minder auBschlieglichem Besitze 
eich christliche Familien befanden, war verboten. 

Bis dahin hatten die Juden Hannovers vergeblich die 
Kegierong in mehr&chen Petitionen um Erleichterung ihrer 
drückenden Lage und um Erteilung des Bürgerrechts gegen 
Übernahme aller Bürgerpflichten gebeten. >') Nach den Ver- 
ordnungen des Monats MSrz 1828 scheinen sie von neuem 
HoSnung geschöpft zu haben und überreichten ein Immediat- 
gesuch an König Georg IV. dem Kabinetsministerium mit der 
Bitte um Weitergabe. Das Ministerium forderte auch Bericht 
von den einzelnen Landdrosteien ein. Trotzdem ist die 
Petition scheinbar niemals an die zuständige Stelle gelangt. ") 
Ebenfalls im Jahre 1828 petitionierten die ostfriesischen Juden 
um Erhaltung ihrer StaatsbUrgerrecbte, '*) die sie während 
der Vereinigung Ostfrieelands mit dem Königreiche Holland 
erworben hatten. Femer beriefen sie sich darauf, daß ihnen 
das Borgerrecht auf Grund des Edikts vom 11. März 1812 
zukomme, da dasselbe durch Kgl. Patent vom 9. September 1814 
mit dem A.L.-R. zusammen eingeführt sei. Den gleichen An- 
spruch erhoben in einer Petition die Juden des Fürstentunu 
Hildeeheim,'^) nachdem sie sich im Wege der Klage an die 
Justizkanzlei in Hannover und das Oberthbunal zu Celle 
gewandt hatten, aber wegen Inkompetenz der Landesgerichte 
abgewiesen worden waren.'") Beide Petitionen hatten ebenso- 
wenig Erfolg wie die der Gemeinde Hannover vom Jahre 1828. 
Als nun die Gemeinde Hannover im Jahre 1831 in einer 



") lu den Ahemaligea franzöeischeu oder weettfiliscbeo Lande»- 
teilen hatten die Jaden bereits wllhrend der Fremdhemchaft Pamiliea- 
namen Aimehmen mOuen. 

") S. Cohen S. 33. "} Cohen S. 33. 

») S. Hannover. Magaiin v. 1831, S. 316 o. Cohen S. 54 u. 55. 

") Büdeeheim war nach der SAknlamation 1802 an Preoflen 
gefallen; 1613 kam ea an Hannover. Durch Hannov. Verordnnngon 
V. 14. April 1815 wnrde daa 1. Juni 1804 eingeführte A. L.-R. wieder 
beseitigt. 

") S. Cohen 54. 
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Petition an die Ständeversammlung um die Verwendung der 
Stande zur Unterstützung des bereits im Jahre 1S28 an 
König Georg gerichteten Gesuches baten, betraten die Juden 
Ostfrieslands und Hildesheims den gleichen Weg, und alle drei 
Petitionen kamen im Jahre 1831 in der allgemeinen Stände- 
versammlung zur Besprechung. So sollte denn das Jahr 1831 
von besonderer Bedeutung für die Juden Hannovers werden. 
Denn, wenn auch die Verhandlungen kein positives Resultat 
ergaben, so war doch endlich die Regierung dazu genötigt, 
sich mit der Lage der Juden zu beschäftigen. Damit war 
der Anstoß zur endgiltigen Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Juden gegeben, die allerdings erat 11 Jahre später durch 
das Gesetz vom 30. September 1842 erfolgte. Die Petition,"'') 
eingereicht von den Ältesten und Vorstehern der israelitischen 
Gemeinde Hannover, bat um Erteilung der Bürgerrechte 
gegen Übernahme aller Bürgerpflichten auf Grund des Art. 16 
der Bundesakte. Zunächst enthält sie eine Schilderung der 
Lage der Juden in Hannover und weist auf das Drückende 
und Erniedrigende dieser Lage hin, wie ungeachtet der 
fUr Einzelne und in einzelnen Fällen geschehenen Ausnahmen, 
in dem Juden seit Jahrhunderten alle Fähigkeiten zu andern 
Gewerben durch Beschränkung auf den Kleinhandel vernach- 
lässigt, ja erstickt worden sei. Und selbst der Zeitpunkt, wo 
es dem Einzelnen gelinge, durch die Erlaubnis zur häuslichen 
Niederlassung der traurigen Alternative zwischen Dienstknecht 
oder VerlaBsen der Heimat zu entgehen, sei nur der Anfang 
schwerer Mühen; denn der bei weitem größte Teil der 
Israeliten sei entweder völlig verarmt oder erliege fost unter 
den drückendsten Sorgen: eine notwendige Folge der neben 
allen anderen Abgaben ihnen obliegenden, oft mehr als das 
Doppelte jener Abgaben betragenden Zuschüsse für ihre 
Kirchen- und Schuldiener, der gesteigerten Preise der Lebens- 
mittel und des wesentlichen Einflusses, den das Sinken de« 
allgemeinen Wohlstandes auch auf den Ertrag ihres Klein- 
handels unvermeidlich habe. Sie wiesen darauf hin, daß sich 



") S. Hanaov. Magazin v. 1831 S. 294 ff. 
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die Israeliten die Verbesserung der Schulen und des Oottes- 
dienstes angelegen sein lie&en, ferner auf die rühmlichen 
Leistungen Einzelner in fast allen Zweigen menschlichen 
Wissens und bürgerlicher Betätigung, auf die treue Erfüllung 
der Untertanenpflichten und auf die Teilnahme ihrer Jugend 
an den Befreiungskriegen, auf die Verhei&ung der deutschen 
Bundesakte, die nur noch die Art der gleichförmigen Aus- 
führung dieser Verhei&ung in s&mtlichen Bundesstaaten vor- 
behalten habe; ferner auf das Beispiel anderer Staaten und 
auf den Geist der Zeit, der die Gleichstellung aller Unter- 
tanen in ihren Rechten und Pflichten ohne Rücksicht auf die 
religiöse Überzeugung fordere. Bei der Mangelhaftigkeit der 
gedruckten Verhandlungsberichte aus jener Zeit können wir 
uns kein klares Bild von dem Qang der Verhandlungen 
machen, die am 14. April 1831 in der 2. Kfunmer statt- 
fanden.^^ Der Abgeordnete Schlegel hatte sich die Petition 
als Antrag angeeignet und begründete die Notwendigkeit der 
baldigen Emanzipation der Juden. Ihm schlössen sich die 
Abgeordneten Bedungen, Heiliger und Lüntzel an. Rodungen 
beantragte sogar die sofortige Niedereetzung einer Konunission 
zur Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes. Wenn auch allge- 
mein die Notwendigkeit und Billigkeit der bUrgerUchen 
Verbesserung der Juden anerkannt wurde, so war doch die 
Majorität für eine völlige Emanzipation nicht zu haben. 
Dieser Stimmung gab insbesondere der Abgeordnete Stüve 
in seiner Rede Ausdruck: ,Er könne sich nicht ttberzeugen, 
daS die sittliche Verdorbenheit des jüdischen Volkes von den 
Unterdrückungen, welche es erfahren habe, allein herrQhre. 
Schon vor der Zerstörung Jerusalems seien die Juden von 
berühmten römischen Schriftstellern als Gegenstände des 
Spottes und der Verachtung bezeichnet, wie namentlich Taeitus 
sie gens unpurissima nenne. Die von jeher bemerkte Richtung 
dieser Nation auf Vereinigung der Geldmittel bedürfe eines 
Gegengewichts, und, solange man den Juden nicht zwinge, 



"] VeriiADdlnngen Aber die Öffentlichen Angelegenheiten des Eönigr. 
HannoTer von Gane. Heft IV, S. 83 ff. 
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I^eich den Christen zu arbeiten und im Schweife seines 
Angesichtes sein Brot au essen, machte eine Emanzipation 
derselben hSchst gefilhrlich sein. 

Wollte man ihnen den Erwerb von Grundstücken gestatten, 
so mtläte man riskieren, daB sie in den Provinzen, wo der 
Landmann beB<»iders verschuldet sei, den grO&ten Teil des 
Ctrundeigentmns an sich brächten. So sei es namentlich im 
HeBsen-Darmstädischen gegangen, in der Gegend des Oden- 
waldes. Sollen die Juden emanzipiert werden, so mOssen wir 
gleichzeitig Garantien gegen den Mißbrauch uns verschaffen, 
and namentlich mit den inneren Garantien sehe es noch sehr 
schlecht aus. Bekanntlich halte der Jude, der an seinen 
religißsen Satzungen hänge, jeden NichtJuden für unrein, was 
Eur Absonderung und zur Gewiesensbeschönigung fiihre. Ein 
Jude dUrfe den anderen nicht vor dem christlichen Richter 
verklagen; der Ehebruch zwischen einem Juden und einem 
Christen werde für weniger verbrecherisch gehalten, als der 
Ehebruch zwischen Juden. Beim Eide finde eine reservatio 
nentalis statt etc. Bevor diese und mehrere andere gefthr- 
Mche Irrtümer ihres Talmuds und ihrer Rabbiner nicht refor- 
miert seien, kOnne man nicht viel Gutes von ihnen hoffen. 
Die Gebildeten mochten diese IrrtUmer wohl als solche 
erkennen, hätten sich aber in einzelnen grfi&eren Städten wie 
in Hamburg zu einem leeren und hohlen Deismus verirrt, 
welcher dem Staate noch weniger Garantie gewähre, als die 
positive Religion der ungebildeten Juden." 

Und wer war dieser Herr Stüve? 

Kein anderer als der Abgeordnete von Osnabrück, Han- 
novers bedeutendster Minister. Der , wärmste Freund der 
Yolks&eiheit* nennt er sich selbst in einem Schreiben an 
seine Wähler in Osnabrück ! ! ") Eine Widerlegung**) seiner 
beinahe mittelalterlichen Anschauungen ist heute nicht mehr 
nCtig, und dazu hat ihn die Geschichte Lügen gestraft, aber 
mui wird danach ungeföhr ermessen kOnnen, in welchem 

") Ein Sehreib«ii StQvea an Mine Wähler in OsnAbrUek S. 10. 
»') Die Widerlegung hei Gans, Heft IV, S. 105 «. 
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Sinne die leitenden Kreise die Angelegenheiten der Juden 
behandelten. Das wird man im Auge behalten müssen, wenn 
man die Entstehungsgeschichte und die Bestimmungen des 
Oeeetzes vom 30. Sept«mher 1842 verstehen will. 

Der Schlegel-Bodungsche Antrag wurde mit 33 gegen 
3 Stimmen abgelehnt, dagegen ein Antrag Sermes angenommen : 
.Das Königl. Cabinetsministerium möge um Vorlegung eines 
Gesetzentwurfes über die bürgerhche Verbesserung des Rechte- 
zustandee der Juden ersucht werden." Am 18. April 1831 
kam dann die Petition der ostfriesischen Juden in der zweiten 
Kammer zur Verhandlung.") Während die erste Kammer 
beschlossen hatte, ,in Erw&gung, da& die Jaden Ostfrieslands 
zur Zeit der Abtretung dieser Provinz an Hannover im ßenufi 
der bürgerlichen Rechte sich befinden haben, dem Königl. 
Ministerium zu empfehlen, das Diensame in dieser Beziehung 

zu verfügen ^, " schien es der Majorität der zweiten 

Kammer mindestens zweifelhaft, ob durch das Königl. Preuä. 
Patent von 1814 auch das Edickt von 1812 auf Oetfriesland 
Anwendung erhalten habe. Daher faßte man den Beschluß, 
der Erwägung dee Königl. Ministeriums anheim- 
zugeben, inwiefern jenes Gesuch zu berücksich- 
tigen sei, und daran die Bitte zu knüpfen, daß das Königl. 
Ministerium von der getroffenen Verfügung den Ständen 
Nachricht geben möge. Die erste Kammer hob darauf ihren 
früheren Beschluß auf und trat dem Beschluß der zweiten 
Kammer bei.**) Das gleiche Schicksal hatte die Petition der 
Hildesheimer Juden.'*) Nachdem die erste Kammer auch die 
Zustimmung zu dem einstimmig angenommenen Antrage Sermes 
gegeben hatte, ging unter dem 30. April das Schreiben der 
Sttode an das Kabinetsministerium ab und wegen der An- 
gelegenheit der Hildesheimer Juden ein besonderes Schreiben 
vom 28. Mai 1831.") Eine besondere Bedeutung hatte das 
Jahr 1831 ferner durch die Neuregelung des Landrabbinats, 



»') S. Gans, Heft V, S. 114 uod HannoT. Magazin 1831, S. 916. 
") Gana, Heft V, S. 117, ") d. Hmhov. Magadn S. 360. 
'*) Vergl. auch H. A. Oppermaim zur Oeech. der Entwickelung und 
Tätigkeit der allgem. SUndeverBammlimg des Köaigr. HannOTsr. Erste 
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welche durch die Instruktion der Egl. Landdrostei zu Hannover 
am 15. April 1831 erfolgte») 

„Nachdem die Stelle eines Landrabbiners wieder ordnungs- 
jBä&ig besetzt ist, so beißt es zu An^g der Instruktion, und 
dessen Wirkungskreis fUr die Judenschaft in den Fürsten- 
tümern Calenberg, GSttingen und Gmbenbagen, auch Lüneburg, 
den Eichsfeldischen Landesteilen und den Grafschaften Hoya 
und Diepholz, besonders hinsichtlich der Äufeicht auf die 
geistlichen und Schulangelegenheiten festgestellt worden, so 
wird nachstehende Instruktion unter ausdrücklicher Geneh- 
migung des Cabioetfiministeriums erlassen.' 

Die wichtigsten Bestimmungen der Instruktion sind un- 
ge^r folgende: Der Landrabbiner erhält ein Verzeichnis 
aller in seinem Bezirke wohnenden Schutzjuden von der Land- 
drostei mitgeteilt (§ 2). Seinen Wohnsitz hat er in der Neu- 
stadt Hannover zu nehmen {§ 3). Er hat die Äu&icht über 
die geistlichen und Schulsngelegenheiten. Daher hat er 
zunächst für die Anstellung tfichtiger Lehrer zu sorgen und 
die Kinder vom 5. Jahre an zum Schulbesuche anzuhalten 
{§ 4). Andererseits hat er die anzustellenden Unterrabbiner 
und Schächter, welche die Stelle des Lehrers mit versehen 
sollen, zu prUfen. Auch bedarf der Eontrakt der Lehrer mit 
der Gemeinde landrabbinatlicher Bestätigung (g 5). Die Unter- 
rabbiner und Lehrer stehen unter seiner Aufsicht (g 6). Von 
ihm gehen die allgemeinen wie die Orthchen Synagogen- 
ordnungen aus. In Hannover hat er mit den Vorstehern, 
in den Qbrigen Gemeinden aber durch die Vorst«her dafür 
zu sorgen, da& diese Synagogen-Ordnungen zur Ausführung 
kommen. Kontravenienten darf er mit 10 Rthlr. bestrafen 
(cf. g 7 u. 14), die auf Requisition des Landrabbiners von 
der Obri^eit einzuziehen sind. Für Trauungen ist keine 
auBschließliche Zuständigkeit des Landrabbiners begründet, 
sie können aber auf Wunsch der zu Trauenden von dem 



HiUte 1803-82 l^eipEig 1843, S. 236. Ferner AktenatUeke 1 
8. ^0 and 611. 

") 8. Ebhwd Bd. I. S. 68 fl. 



Landrabbiner vorgenommen werden, jedoch hat der ünter- 
rabbiner den Trauschein stets an den Landrabbiner ein- 
zusenden. 

Für die Kompetenz des Landrabbiners in , Zeremonien-, 
Ehe- und Streitigkeitsaachen* unter den Juden verweist die 
Instruktion meist auf das ^tere Recht, das in den Verord- 
nungen vom 18. Dezember 1716, 8. Juli 1737 u. lO.März 1738 
enthalten ist. Die Instruktion erteilt dem Landrabbiner femer 
das Oberaufsichtsrecht über alle Stiftungen, welche zum Besten 
der jüdischen Schulen, der Gelehrten und Armen bestehen. 
Der Landrabbiner kann in Beligione- und Kultuseachen, die 
meist schriftlich zu erledigen sind, das Erscheinen der 
betreffenden Personen anordnen und hat für den Fall des 
Entbleibens das ßecht, die Betreffenden durch die Ohri^eit 
sistieren zu lassen (g II). Der Landrabbiner hat sich alle 
Geburten und Trauungen anzeigen zu lassen und darüber 
drei getrennte Register zu führen, je eines für jeden der betr. 
Landdrosteibezirke. Eine Abschrift des Registers ist am 
Ende des Jahres d^ Landdrostei einzureichen. Durch Ver- 
fügung der Landdrostei Lüneburg vom 30. März 1832 wurden 
diese Vorschriften des g 12 dahin modifiziert, da& es 
dem Landrabbiner gestattet wird, einen Israeliten in jedem 
obrigkeitlichen Bezirke auszuwählen, dem dann die Führung 
der Oeburts-, Trauungs- und Sterbelisten zu übertragen ist. 
Zur Anlegung neuer Synagogen und Friedhöfe bleibt nach wie 
vor das Erfordernis der Gehraigung der Landdrostei {§ 13). Die 
Besoldung besteht aus Fixum und Oebfihren. Das Fixum 
betragt 800 Rthh-. Konv.-Münze jährlich, davon sind 400 Thk. 
von der Gemeinde H»mover au&ubringen, die anderen iOOThlr. 
von den Gemeinden des Bezirkes. Die Gebühren bestehen 
nach einer Bekanntmachung der Landdrostei Hannover vom 
30. Mai 1831 in Geld und Naturalien.») 



'•) S. Ebhftrdt, Bd T, S. 72. 
-In Geld: 

1. für jede Trauung: 

a) wenn die Brant kein Vermögen bat 3 Rtblr., 

b) bringt die Braat 100 Rtblr. ein 4 Btbb., 
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Von regelmäßigen Amtsreisen des Laadrabbiners weiß 
die Instruktion noch nicht«, sondern § 22 bestimmt, daß, 
wen» der Fall vorkommt, daß der Landrabbiner es filr nötig 
h&lt, sich persönlich von dem Stande des Grotteadienstes und 
des Unterrichts in einer jUd. Gemeinde zu informieren, dazu 
die Genehmigung der betreffenden Kgl. Landdrostei erforderlich 
sei, der auch die Kostenrechnung zur Feststellung einzusenden 
ist. Die Kosten sind von der betr. Gemeinde zu tragen. 

Zwei Jahre nach Erlaß dieser Instruktion wurden die 
Verhältnisse Hannovers neu geregelt durch das Staatsgrund- 
gesetz vom 26. September 1833, das in § 30 auoh eine Regelung 
der Rechtsverhältnisse der Juden verspraoh.äi) 

Am 8. Juni 1836 ging dann den Ständen der Entwurf 
der Regierung zu, dem eine Begründung und Einleitung vor- 
ausgeht. Hier wird anerkannt, daß der Rechtszustand der 
Juden den Verhältmssen und Bedürfnissen der Zeit nicht mehr 
entspreche, und die Notwendigkeit einer Verbesserung ¥rird 
zagegeben. Dann folgt eine kurze Zusammenfassung der bis- 
herigen Rechtslage der Juden: Die Hauptheschr&nkungen seien: 

1. daß sie bloße Schutzgenossen sind; 

2. daher seien sie beschränkt im Recht der Verheiratung; 

c) fOr jedes folgende Hundert außerdem 12 Ggr. bis zam 
Haximum Ton 50 Rthlr. 
S. Fnr jeden Scheidnngsfikt 5 Rthb. 

3. FOr die LeviraU-Ehe 3 Rthlr. 

4. Für Oebnrt-, Starb«- und Kopulationwidiaiii 6 Ogr. 

5. Für Eideswamungen im Gericht 2 Rthlr. 

6. Diateu aul Reuen 2 Rthlr. 12 Ogr. 

7. Reiaekoaten pro Heile 13 Ogr. hio und ebensOTiel zarück, 
II. Naturalien: 

Für Zortifikate, daS kauacher bereitet werde: 

1. KSae 2 Pfuad von 100 Pfund. 

2. Wein 4 Quartiere vom Oxboft, 1 Quartier vom Ankar. 

") Eine Gleichstellnng der Juden hatte nicht erreicht werden 
können. Es waren fOr sie eingetreten die Abgeordneten von Rodungen, 
unterstützt von Saalfeld, Weinhagen, Freudenteil. Doch bei dem Wider- 
spruch RoteB, Grunera und Kettlers war an keine MajoritSt für dieeen 
Antrag zu denken, Man worde auf daa verheiBeae besondere Oeaetz 
vertröstet. S. Oppermann, Bd. I, 8. 89. 
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3. aueh von der Ausübung politischer Rechte und von 

dfFeatlichen Ämtern auBgeachlossen ; 
i. könnten sie kein Bürgerrecht erwerben; 

5. femer nicht Mitglieder der Zünfte werden, wu den 
ÄusechluS von den wichtigsten Gewerben bedeute; 

6. Erwerb von Qrundeigentum sei ihnen, abgesehen von 
den Ausnahmen, welche die höhere Reg.-BehSrde machen 
dürfe, versagt; 

7. und auch sonst enthalte das Privatrecht noch andere 
ungunstige Abweichungan fUr sie. 

Dann wird wohl als Antwort auf die oben erwähnte 
Petition anerkannt, da& in Ostfriesland das preufi. Edikt von 
1812, soweit nicht spfttere Bestimmungen, wie die ostfiiesische 
Zunftordnung von 1819 Beschränkungen herbeigeführt haben, 
als geltend anzusehen ist. In Hildesfaejm dagegen seien die 
meisten der in den ftlteren hannov. Provinzen geltenden Be- 
schränkungen durch die Verfügung von 1818 eingeführt. Im 
Osnabrückschen sei der Zustand insofern etwas besser, als in den 
alten Provinzen, als dort eine freie Gewerbeverfossung bestehe. 

Dann werden die Prinzipien erörtert, nach denen die 
Regierung bei Abfassung des Entwurfes vorgegangen ist. Die 
von den Juden begehrte völlige GleichsteUung wird grund- 
sätzlich abgelehnt: 

1. wegen der Verechiedenheit der Juden von den Christen 
in Sinnesart, Handlungsweise, Sitte und der durch diese 
EigentQralichkeiten gesicherten Abgeschlossenheit des 
Volksstammes und 

2. ans Angst vor zu plötzlichen Veränderungen. 
Vielmehr stellt die Regierung folgende Grundsätze auf: 

1. Aufhebung alter Beschränkungen, die in den gegen- 
wärtigen Verhältnissen keinen inneren Grund mehr haben; 

2. die Juden den Christen näher zu stellen in allen Be- 
ziehungen, in denen es ohne Nachteile für das Ganze 
geschehen kann; 

3. sie möglichst vom sogen. Schacher zu entfernen und zur 
Arbeit anzuhalt«i. 

3* 
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4. für ihre sittliche, religiöse und intellektuelle Ausbildung 
zu sorgen. 

Dann folgt die nähere Begründung der einzelnen Abschnitte 
und Artikel. Abschnitt I, Artikel 1 stellt als Regel den Grund- 
satz der Gleichheit in Rechten und Pflichten mit den Christen 
auf. Daraue folge Recht und Pflicht der Juden für Gegen- 
stände, die nicht vom Gesetze berührt werden, wie Ausübung 
der Heilkunde und Leistung des Militärdienstes von selber.^) 
Als besonders wichtig wird Artikel 5 des Abschnitts n be- 
zeichnet, weil er das Schutzverhältnis aufhebt. Die damit 
dem Staate entgehende jährliche Einnahme wird auf 4500 Thlr. 
angesetzt. Doch wird der eben ausgesprochene Grundsatz 
durch wichtige Ausnahmen durchbrochen und fast illusoriach 
gemacht. So dehnt Artikel 6 den durch § 102 des Staats- 
grundgesetzes von 1833 gebotenen Ausschluß der Juden aus 
der Ständeversammlung auf die Provinziallandschaften aus. 
Artikel 7 schließt die Juden von den öffentlichen Ämtern und 
der Advokatur aus, gibt aber dem Ministerium das Recht, 
Ausnahmen zuzulassen. 

Artikel 9 — 17 in Abschnitt m, der von den Verhält- 
nissen zu den Gemeinden handelt, knüpfen die selbstständige 
Besetzung jüdischer Landeseinwohner an obrigkeitliche Erlaub- 
nis und die Verehelichung derselben an die Lösung eines 
obrigkeitlichen Trauscheins. Der Abschnitt IV handelt vom 

") cf. Aktenstücke v. 1841 u. 1842, S. 171, 176 a. 807. 

Das Kgl. Schreiben dagegen vom 4. Februar 1843, die Revision des 
militdr. Anshebungsgesetzes betr., verlangt in No. 9 auedrQcklich die 
Anfnahme der Befreinpg der Jaden vom Militärdienst mit den Worten: 
,DaB die Juden zwar nach g 33 des LondTerfassungsgeeetzes der allge- 
meinen Militärpflicht unterworfen seien, daß aber der Regiernng das 
Recht zustehe, die Juden bis auf weiteres zor Eifallung der Militär- 
pflicht nicht heranzuzieheo." Begründet war die taktische Befreiung 
damit (S. 176), daS den Juden nicht die gleichen bilrgerl. Rechte wie 
den Christen eingeräomt Beian. Die Stftnde sprachen sich aber gegen 
Aufnahme einer solchen Bestimmung aus (S. 107), weil sie nicht mit § 33 
Landeaverf.' Gesetz in Einklang za bringen sei. 

Die Heranziehung der Juden zum MiliUlrdienat erfolgte aber erst 
1848 nach der völligen Gleichstellung. S. auch Bodemeyer S. 27. 
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Synagogen-, Schul- und Armenwesen. Der Entwurf betont, 
eigentlich mfi&te folgerichtig dies als innere Angelegenheit 
bloß geduldeter Beligionsgesellschaften diesen selbst über- 
lassen bleiben, doch die Regierung habe sich von der Not- 
wendigkeit überzeugt, nicht bloß das Unterrichts-, sondern 
auch das Synagogenwesen unter wirksame Aufsicht der 
K e g i e'r u n g zu stellen. Ks wird besonders darauf hingewiesen, 
dag sich die einzelnen Bestimmungen zum Teil an die Instruktion' 
fiir den Landrabbiner zu Hannover vom 15. April 1831 
anschließen. Der Artikel 30 beseitigt die Pflicht der Juden, 
zu den Stolgebühren der christlichen Qeisthchen beizutragen. 
Artikel 34 gibt das Recht, jüdische Schulen zu begründen. 
Für den Fall aber, daß von dieser Befugnis kein Gebrauch 
gemacht wird, verpflichtet Artikel 37, die jüdischen Kinder 
zum Besuche der christlichen Schule. Die Trennung des 
jüdischen Armenwesens vom christlichen ist in Artikel 43 ff. 
aufrecht erhalten, wegen der Schwierigkeiten einer Vereinigung. 
Abschnitt Y behandelt den Gerichtsstand und privatrechtliche 
Verhältnisse. ^) Die Verschiedenheit des Gerichtsstandes soll 
aufgehoben werden (Artikel 44) und ebenso die privatrecht- 
liche Sonderstellung der Juden (Artikel 45), insbesondere aber 
folgende Abweichungen : *>) 

1. Die Nichtigkeit der Zession von Juden an Christen. 

2. Das Becht, auf Grund des Schutzbriefes höhere Zinsen 
zu nehmen. 

3. Das H«cht der Vergütung für die Herausgabe gestohlener, 
ihnen verp^deter Sachen. 

4. DasPrivilegde3§3derWechsel-Ordnungvom23.Julil822, 
wonach alle Juden wechselföhig sind. 

5. Das Fehlen des Vorzugsrechts wegen der Dotalforderungen. 

6. Die Vorschrift, daß das Zeugnis der Juden nicht gleiche 
Glaubwürdigkeit mit dem der Christen hat. 

7. Die Vorschrift, daß die Handelsbücher der Juden nicht 
die gleiche Glaubwürdigkeit wie die der Christen besitzen. 

") S. Ebhardt, Bd. II, S. 50 u. 58 a. Bd. HI, S. 255, 361, 369, 444, 512. 
*^ Galten zum grOBtan Teile im Gebiete dee preDS.;Rechta nicht mehr. 



8. Die schvankeaden Verschiedenheiten, die beim Erbrecht 
infolge judischen Ritualgesetzes und Gewohnheiten ein- 
treten. 

Für die Juden, welche Nothandel ") treiben, sollen 
jedoch die Beschr&nkungen ad 6 und 7 nach Artikel 67 und 68 
aufrecht erhalten werden. 

In Ansehnng der Eidesleistung des Aufgebots und der 
Trauung, sowie der Präsentation und Protestation von Wechseln 
am Sabbat und jüdischen Festtagen sollen jedoch die bestehenden 
Abweichungen in Kraft bleiben, damit nicht in die Religions- 
freiheit der Juden eingegriffen werde (Artikel 46). 
Bei den Verhandlungen, welche wegen der Verschiedenheit 
der Religion an besondere Erfordernisse gebunden sind, soll 
die Beobachtung desselben zur Giltigkeit des Rechtsgeschäfts 
notwendig sein. Ein ähnliches Motiv wird dem Artikel 48 
gegeben, der das schwankende Recht ^) Über jüdische Ehe- 
scheidungen regeln soll. Artikel 48 hält das Verbot der Ehe 
zwischen Juden und Christen aufrecht, dagegen stellt der 
Entwurf die Regel des unbeschränkten Erwerbs von Grund- 
eigentum auf (Artikel 50). ^s) Doch recht vorsichtig wird 

") Art. 59 des Reg.-Entwurfee ztthlt zum Nothandel; 

1. Gewerbe des TrödelhandelB. 

2. Das Gewerbe des AoBleihens von Geld im Kleinen anf FanBt- 
pfSnder oder Handeclkriften. 

3. Den Gewetbebetrieb im Umherzieben (Hausieren). 

Der Entwarf der Stande von 1837 ssfthlt weiteigebend als No. 1 
com Notbandel, aucb das Gewerbe des Anabietena von Lotterielosen in 
den Hansem. 

") Art. 47 des Entworfa vom 8. Juni 1836 (A. St 1836, S. 461) ver- 
langt SOI Trennung der Eben ein Erkenntnis der bürgerlicben Qeriobto. 
Die Richter haben anSer den gemeinrechtlichen EhescheidangsgrUnden 
auch die des jtkdiachen Rechts zn berttcksichtigen und Ober die letzteren 
im Zweifelsfalle das Gutachten eines Landrabbiners einzoholeo. Der 
RiditeiBprach solle aber die Ehe rechtswirksam trennen, die Erteilung 
einei Seheidebriefes solle nur auf Wunsch der Beteiligten durch 
richterliche Zwangsmafiregeln erzwangen werden können. S. Bodemeyer, 

s n, S. 9a 

") In OstfrietUnd hatten die Joden du Becht damals schon 20 Jahre. 
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in Artikel 58 dem Ministerium das Recht gegeben, den tirwerb 
des Onindeigenturos zu beschranken, wenn sich Nachteile fOr 
das Oemeinwohl ergeben aollten. Den gleich«! Weg schlSgt 
Artikel 54 in Abschnitt VII ein, der zwar die Regel dea 
unbeschrSnkten Gewerbebetriebes aufetellt, aber auch hier die 
Anordnung von Beschränkungen durch das Ministerium zu- 
lassen will. Der Detailhandel wird ersehwert durch Artikel 55 
und 56, angehhch um die Juden dem Schacher zu entziehen. 
Diesen Schacher oder Nothandel treibenden Juden kommt 
nach den Sätzen des Abschnittes Vm nur eine verminderte 
Rechtefahigkeit zu. Doch ist der Zustand, den der Entwurf 
in dieser Hinsicht schafft, kein schlimmerer als der, in dem 
sich alle Juden bis dahin befanden, im Gegenteil noch inso- 
fern erleichtert, als sie vom Schutzgelde befreit sein sollen. 
Abschnitt IX des Entwurfes enthält dann noch Bestimmungen 
über die ausländischen Juden. Es sind im Wesentlichen alte 
Vorschriften, die hier erneuert werden, mit der Begründung, 
dag eine Vermehrung der Juden durch ausländische nicht zu 
wünschen sei, weil auch die inländischen Juden noch lange 
genug einen fremdartigen Bestandteil im Staate bilden würden. 

Nachdem die nötigen Beratungen über den Entwurf 
stattgefunden hatten, ging am 17. Juni 1837 die Antwort 
der Stände nebst dem geänderten Entwurf an das Ministerium 
ab. Die Änderungen, welche die Stände vorschlugen, ver- 
raten die Tendenz, den Juden noch weniger Rechte und 
Freiheiten einzuräumen, als es das Ministerium getan hatte. 

Schon Artikel I,'*) der den Grundsatz der Gleichheit in 
Rechten und Pflichten aufstellt, hat eine Einschränkung 
erfahren, durch die hier prinzipiell erwähnte Ausnahme fiir 
die Nothandel treibenden Juden. Das Schutzgeld soll nur 
dem Staate gegenüber aufgehoben werden (Artikel 5). Be- 
stehende Leistungen dieser Art an Privatpersonen, Gemeinden 
und Korporationen bleiben dagegen bestehen. Die vorgesehene 
Möglichkeit der ausnahmsweisen Zulassung der Juden zu 

") Aktenstücke von 1886, S. 449—465. Aktenstücke von 1837, 

S. 484-504. 
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Staats- und Oemeinde-Ämtem ist beseitigt (Artikel 7). Ebenso 
wollen die Stände den Juden jede aktive Anteilnahme an 
den Angelegenheiten der Gemeinde nehmen, durch den Zusatz 
zu Artikel 8: .Bei Ausübung politischer Rechte der Gemeinde 
stehe ihnen ein Stimmrecht nicht zu", während der Kegierungs- 
Entwurf hier nur die logische Bestimmung enthielt, da£ die 
Juden an den Angelegenheiten des christlichen Schul- und 
Annenwesens nicht teil nehmen könnten. Auch die Beitrags- 
päicht der Juden zu den StolgebUhren wollen die Stände 
aufrecht erhalten wissen, solange nicht die Berechtigten ent- 
schädigt werden (Artikel 30] ; dabei wird aber die Übernahme 
der Entschädigung auf die Staatskasse von vornherein abgelehnt. 

Ein weiterer wichtiger Grundsatz, der des unbeschränkten 
Erwerbes vom Grundeigentum wird abgelehnt, da man in 
der Ständeversammlung von einer solchen Freiheit die gefähr- 
lichsten Folgen fDr die Grundeigentumsverhältnisse der christ- 
lichen Landeseinwohner befürchtete. Wenn man bedenkt, 
daß der grO&te Teil der Abgeordneten Grundbesitzer waren, 
so ist diese Angst leicht erklärlich. Man begründete aber 
diese Maßregel mit der Abneigung der Juden gegen die 
Landwirtechaft. Man setzte also fUr den Erwerb von Grund- 
eigentum die Bedingung eigener Benutzung und andererseits 
ein Maximum fest, bis zu welchem der Erwerb gestattet sein soll. 

Dagegen ist der von den Ständen selbst als „gehässig" 
bezeichnete Artikel 68 gestrichen, wonach die Nothandel 
treibenden Juden kein vollgiltiges Zeugnis ablegen können. 
Statt dessen wird vorgeschlagen, für alle Juden folgenden 
Satz zum' Gesetz zu erheben : „Juden sind zulässige Zeugen. 
Wenn sie jedoch in einem Rechtsstreite zum Vorteile eines 
Glaubensgenossen gegen Christen ein Zeugnis ablegen, so ist 
die Glaubwürdigkeit derselben mit besonderer Rücksicht auf 
das Verhältnis nach den Umständen zu beurteilen." 

Diese Verdächtigung aller Juden, als wurden sie zum 
Vorteil eines Glaubensgenossen falsches Zeugnis ablegen, ist 
sicherlich nicht minder gehässig, als der durch diesen Satz 
beseitigte Artikel des Regierungs-Entwurfes. Zum Artikel 44 
des Regierungs-Entwurfs, welcher lautete: , In Ansehung des 
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Gerichtsstandes und des VonDundschaflswesens tritt kein 
Unterschied zwischen Juden und Christen ein", wird von den 
StSnden der Zusatz gemacht, da& Juden nicht Yormilnder 
von Christen sein dUrfen. Das Verbot der Ehe zwischen 
Juden und Christen ist aufrecht erhalten. Auch die Wechsel- 
fähigkeit der Juden als solche (g 3 Wechsel-Ordnung von 1822) 
wird entgegen dem Regierungs-Entwurf nicht beseitigt. 

Von geringerer Bedeutung sind andere Zusätze, wie die 
dem Artikel 47 beigefügte Zwangsverpflichtung, daß für den 
Fall der Wiederverheiratung einer Geschiedenen bei der 
Trauung der Scheidebrief oder die richterliche Ergänzung der 
Einwilligung zu fernerer Ehe vorzulegen ist, 

Die Aufnahme dieser Bestimmung ist zurückzufuhren auf 
eine bei der Stfindeversammlung eingereichte Petition, in 
welcher der Landrabbiner Dr. Adler nachgewiesen hatte, dafi 
die Auswechselung des Scheidebriefes nach jQdiachem Gesetze 
die wesentliche Bedingung der Auflösung der Ehe und der 
Wiederverheiratung sei.*"*) 

Einige Änderungen erfahren auch die Artikel, die von 
Synagogen- und Schulwesen handeln, so z. B. Artikel 20, 23 
und 33 aus dem Gedanken heraus, den Lokalbehördea neben 
dem Landrabbiner ein Aufsichtsrecht zu gewähren, da bei der 
Größe der Landrabbinatsbezirke sonst die Au&icht des Land- 
rabbiners nicht immer von der nötigen Wirkung und Be- 
deutung bleiben werde. Die Möglichkeit der Begründung 
jüdischer Schulen la&t auch der Entwurf der Stände mit 
Rücksicht auf die Notwendigkeit des jüdischen Religions- 
unterrichtes bestehen, fügt aber zu der subsidiären Pflicht 
zum Besuche der christlichen Schulen an Orten, wo keine 
jüdische besteht, das Recht der Eltern hinzu (Artikel 35), ihre 
Kinder stets in die christlichen Schulen zu schicken, ohne daß 
sie jedoch etwa dadurch von der Beitragspflicht zum jüdisch^i 
Schulwesen befreit würden. Die Prüfung der Hauslehrer ver- 
bleibt auch nach diesem Entwurf dem Landrabbiner (Artikel 40), 



») S. Bodemeyer, S. 93 (9 15). 
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aber das Kecht, ihre Änstelliuig zu genehmigen, soll ihm 
entzogen und auf die Obrigkeit übertragen werden. 

Am 20.Juni 1837 starb Wilhelm IV., und am 26. Juni 1837 
bestieg Ernst August den Thron. Seine erste Regierungs- 
handlung war das Patent vom 5. Juli 1837, und von jetzt 
an tobte der bekannte Kampf wegen des Verfassungsbruches. 
C>a& man in politisch so bew^^r Zeit nicht mehr an die 
Regelung der Rechtsverhältnisse der Juden dachte, ist leicht 
erklärlich. Der Zwiespalt zwischen Krone und Volk wurde 
beigelegt durch das neue Landesverfassungsgesetz vom 
6. August 1840, das an die Stelle des Staatsgrundgesetzes 
vom 26. September 1833 trat. Das Staatsgrundgesetz von 1S33 
enthielt in g 30, Absatz 4 die AukOndigung, da& die Rechts- 
verhältnisse der im Königreich wohnhaften jüdischen Glaubens- 
genossen durch ein besonderes Gesetz bestimmt werden solle.") 
Das Landesverfassungsgesetz stellt zwar in g 32 den Grund- 
satz auf, daß jeder Landeseinwohner vollständige Glaubens- 
und Gewissensfreiheit genie&e und zu ReligionsUbungen mit 
den Seinigen in seinem Hause berechtigt sei, die Gleich- 
stellung im Genuß der bürgerlichen und politischen Rechte 
wird aber nur den Mitgliedern der evangelischen und römisch- 
katholischen Kirche gewährt. Vom Könige aufgenommene 
christliche Sekten stehen im Genuß der bürgerlichen 
Rechte und haben das Recht zum Privatgottesdienste, während 
ihnen die politische Gleichberechtigung nur durch ein besonderes 
Gesetz verliehen werden kann. Auch die Befugnis zur öffent^ 
liehen ReUgionsübung soll ihnen nur kraft ausdrücklicher 
Königlicher Verleihung eingeräumt werden kOnnen. Für die 
Juden scheint man nicht einmal die Möglichkeit einer politischen 
Gleichstellung haben andeuten zu wollen. Statt dessen griff 
man auf den alten Plan der „Verbesserung der Lage der 
Juden" "} zurück, und am 2. Juni 1841 ging den Ständen ein 
Kgl. Schreiben nebst Gesetzentwurf zu, der sich eng an den 
Entwurf der Stände von 1837 anschloß, jedoch in einzelnen 



••) S. Oppennann, Bd. II, Anlage I, S. 27. 
") S. A. St. V. 1841, S. 264. 
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Bestimmungen noch reaktionärer war. Die beigegebene Be- 
kundung iet im Wesentlichen ein Auszug aus der Begründung 
des Entwurfs von 1836. Bemerkenswert ist, daß Ernst August 
in seinem Schreiben ausdrücklich die Übernahme des ihm 
durch Wegfall des Judenschutzgeldes entstehenden Ausfalls 
auf die Landeskasee verlangt. *^) Einzelne Bestimmungen 
bedeuten, wie bereits erwHint, einen entschiedenen Rück- 
schritt gegenüber den Entwürfen von 1836 und 1837. Schloß 
der Artikel 6 früher die Juden nur von der Mitgliedschaft 
der St&ndeversammlungen und der Provinziallandschaften aus, 
so spricht der neue Artikel 6 grundsätzlich den Ausschluß 
der Juden von der Ausübung politischer Rechte, sowohl in 
Bezug auf die Gemeinde als auch auf den Staat aus. 

Daher sollen sie bei den Wahlen der Gemeindebeamten 
und Gemeindevertreter nicht mitwirken können. Von Staats- 
und Gemeindeämtern sollen sie ausgeschlossen bleiben, und 
zu anderen öffentlichen Funktionen sollen sie nur mit be- 
sonderer Genehmigung des Ministeriums zugelassen werden. 
Ein Schreiben des Königs vom 28. Juni 1842 nahm eine 
Anzahl von Paragraphen des Entwurfs zurlldt,**) ersetzte sie 
aber durch noch weniger liberale Bestimmungen, von denen 
drei hier angeführt werden sollen: 

1. Das Schutzverhättnis soll zwar aufgehoben werden, die 
Leistungen aus denselben sollen aber bis auf ein zu 
erlassendes Gesetz bestehen bleiben (g 5). 

2. Völliger Ausschluß der Juden von der Ausübung 
politischer Rechte in Beziehung auf Staat und Gemeinde. 

3. Verbot des Erwerbs von Grundeigentum bis auf ein zu 



") Die Ubemnhnie «uf die Laadeskaase ist nicht erfolgt. Vergl. 
AueechraibeD der Kgl. Landdrostei Hannover vom 26. April 1843 n. 
5. November 1845, bei EbbRrdt, erste Folge, Bd. U, S. Ö3S. Es trat an 
Stelle des Schutzgeldes eine Domsnialabgabe, von der nur die jüdischen 
Advokfiten, Wundftrzte, Arzte, ZahnBrzte, Tierflrzte, Rabbiner, Lehrer, 
Jaden, die sonst eine Kunst oder Wiesenschatt ausüben, und die jOdiechen 
Handwerker, mit Ausnahme der Schlachter, befreit sein sollten. 

") A. St. von 184Si, S. 888-840. 
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Nach luigen resultatlosen Beratungen erklärte sich die 
allgemeine Ständeversammlung mit dem Entwürfe einver- 
standen, ohne daß sie es der Mühe wert gehalten hätte, den 
YerBUch zu machen, auf einmal mit den Resten des Mittel- 
alters au&uräumen. Man entschuldigte sich mit Phrasen, 
wie sie die Antwort der Stände vom 9, Juli 1842 <<•) an das 
Ministerium enthält. Dort heifit es: .Die Stände verkennen 
nicht, dafi auch die privatrechtlichen Verhältnisse der Juden 
in verschiedenen Beziehungen einer gesetzlichen Kegelung 
bedürfen möchten, da sie aber augenblicklich nicht im Stande 
sind, sie zu übersehen, so verstellen sie zur Erw&gung der 
Königlichen Regierung, ob und in welcher Art solcherhalb 
demnächst weitere Mitteilungen den Ständen zu machen sein 
möchten. ' 

Der Entwurf wurde in dieser Form Gesetz, datiert vom 
30. September 1842. Zum Schiasse möchte ich noch das 
Urteil Oppermanns anführen,*') das eine Kritik dieser Gesetz- 
gebungsarbeit enthält. Oppermann sagt: „Obgleich Stände 
anerkannten, dafi manche Bestimmungen hinter der Aufgabe 
der Gesetzgebung zurückzubleiben scheinen, so trösteten sie 
eich doch mit der von der Regierung vorgebrachten Grund- 
ansicht, dafi die Gesetzgebung nicht zu plötzliche Yeränderungen 
hervorrufen dürfe, einer Phrase, mit der man in der Regel 
jede Halbheit und Unentschiedenheit, wenn es sich 
um Übergang zu neuen Prinzipien handelt, zu entschuldigen 
pflegt. Es wurden zwar verschiedene Stimmen laut, welche 
weitergehende Zugeständnisse für die Juden verlangten, allein 
sie hatten auf keine Majorität zu hoffen." 



§ 5. Vom Gesetz vom 30. September 1842 bis zur 
Annexion Hannovers 1866. 
Das Gesetz von 1842 hatte keine' erschöpfende Regelung, 
insbesondere nicht der inneren jüdischen Angelegenheiten ge- 

") A. 8t. von 1842, S. 999-10X1. 

*') Oppermsan: Zur Oeschichte des Kgr. Hannover, Bd. I, S. 263. 
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bracht. Daher bedurfte es der Ergänzungen und AusfUhrungs- 
beetimmungen, die in den folgenden Jahren ergingen. Zunächst 
mu&ten die Bezii^e der Synagogengemeinden festgestellt 
werden, da § 35 den Parochialzwang aussprach. Die Fest- 
stellung geschah durch Ausschreiben der Landdrosteien, und 
zwar für Hannover vom 24. November 1843, für Lüneburg 
vom 12. Januar 1844 und Stade vom 22. März 1844.)) In 
der Landdrostei Äuricfa bestanden bereits festgestellte Syna- 
gogengemeindebezirke, und es behielt damit sein Bewenden. 
Durch Verfügung der Landdrostei Aurich wurde auch die 
dort bestehende Einrichtung , äa& die Armenverbände mit 
den Synagogenverb&nden zusanunenfollen sollten, als rechts- 
giltig anerkannt.^) In Osnabrück >) fragte die Landdrostei 
infolge des Gesetzes vom 30. September 1842 an, ob dort 
eine Synagogengemeinde bestehe. £b stellte sich heraus, da& 
in Osnabrüdc selbst nur 4 jüdische Familien wohnten, die 
weder einen Vorbeter noch einen Lehrer hatten. Synagogen 
bestanden in Haselünne und SOgel, Bethäuser in Osnabrück, 
Buer, Aschendorf, Neuenhaus und Veldhausen. Unterm 
18. Juli 1843 fordert die Landdrostei alle Juden auf, sich zu 
Synagogengemeinden unter Vorstehern zusammenzuschließen, 
und zwar sollten nach Ansicht des Landrabbiners Dr. Adler 
die Gemeinden nicht zu groß genommen werden.^] Dann er- 
folgte gleichzeitig eine Feststellung der Landrabbinatsbezirke. 
Die drei historisch gewordenen Landrabbinate Hannover, 
Hildesheim und Ostfriestand blieben bestehen, trotz der alten 
Bestrebungen, welche das Ziel hatten, die Juden des ganzen 

') S. Ebhardt, Bd. I, S. 550, 552, 553, 555 u. Bodemeyer, S. 36 u. 37. 

') Verf. der Landdrostei Aarich vom 29.M8ra 1843, No. 2711, Akten 
des LandrabbinatB Emden. 

') Akten des Stfidt. Archivs x,a Osnabrftck: „StadtsBchen, Ver- 
fassung, Fach 38, Jaden 7, Acta generalia." 

*) Der Osnabr. ötfentl. Anzeiger v. 3. April 1844, No. 27 veröffentlicht 
ein Verzeichnis der jttd. Armen- und Synagogen verbünde und die Zahl 
der Jnden. Am 23. April 1844 warde N. Blnmenfeld zum Vorsteher in 
Osnabrück getrithlt. Siebe aaeb Bekanntm. der L>anddrostei Oenabrllck 
V. 22. MllTs 18*4 bei Ebhardt, L Folge, Bd. I, S. 555. 
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Königreichs unter «inem Landrabbiner zu vereinigen. >) Doch 
erfuhren die Bezirke einige Aendenmgen ihres UmAuiges. 

Zunächst wurde das Landrabbinat OatMesland um die 
Gemeinden der Landdroatei OsnabrUck vergrößert. Durch 
MinisteriatverfUgung vom 26. Oktober 1843, \o. 8962 wurde 
der Landdrosteibezirk Osnabrück, weil dessen Oemeinden zu 
gering an Zahl seien, einen eigenen Landrabbiner zu besolden, 
mit dem Bezirke Äurich zu einem Landrabbinatebezirk ver- 
einigt.") Aus der Ministerialverfiigung vom 26. Oktober 1843 
ist auch ersichtlich, daß mit dem Landrabbiner S. R. Hirsch 
zu Emden Verhandlungen wegen Übernahme von Stade an- 
gebahnt waren. Es wurde aber beschlossen, aus dem Land- 
drosteibezirke Stade ein eigenes Landrabbinat mit einem 
eigenen Landrabbiner an der Spitze zu bilden. 

Vermutlich wurde um dieselbe Zeit der Landrabbinata- 
bezirk Hildesheim um Göttingen und die Teile Hannovers 
vergrößert, die bereits seit der Einrichtung der hannoverschen 
Landdrosteien durch das Edikt vom 12. Oktober 1822 zum 
zum Landdrosteibezirk Hildesheim geschlagen worden waren. 

*} Beatreben, einen Ltandrabbinei für das ganze Künigreich HannoTeF 
anzDBtelleii, g«ht hervor aas dem Schmben der Laaddioatai Anrieh 
V. 11. Jtuu 1823, No. 592 im dag C«binel8ininisteriDm, Polisei und StAdte- 
departement. Cabinetaministerinm verfUgt ferner 35. Febr. 1834, daS die 
Vereinigung sSmtlicher Jaden des Königreichs unter einem Landrabbiner 
nicht za beseitigende Schwierigkeiten gefunden (No. 1991) — s. Akten 
der Kgl. Regiemng in Anrieh. 

*) Unter dem 18. Hfu 1844 übersendet die Osnahrflcker Landdroatei 
eine vorlaufige Instruktion für die Vorsteher, in der es heiSt: „Die etw& 
nötigen Anordnungen über den Eitoa sind durch den Landiabbiner Hirsch 
in Emden zu treffen." — Unterm 17. Juni 1844 erläßt Landrabbin er Hirsch 
eine „Bekanntmachung wegen der gotteadienstlichen Ordnung in der 
Synagoge." Am 10. Sept. 1844 teilt die Osn. Landdroatei dem Landrabbiner 
in Emden mit, daB ihm ftlr den Bezirk OsuabrOck Gehaltszulage von 
100 Rthlr. bewilligt sei. S. Akt. generalia, Stadtsachen, VerfaiBEiag, 
Fach 88, Juden 7 im Stidt. Archiv in Oanftbrück. — Wenn 
Landrabbiner Hirach bd Emden am 36. Okt. 1843 auch Landrabbiner ffii 
d«n Bezirk ÜBnabrBck geworden ist, dann würde dia von ihm erlMsene 
Inatmktion für die Vorsteher and Rechnungsführer des Laudrabbinata 
Ostfriealand v. 19. Jan. 1844 auch für den Besirk OsnahrOek gelten. 

L.g,.vj„L.oo';le 
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Die Recht« und Pflichten der Vorsteher nnd Landrabbiner 
wurden jetzt neugeregelt durch die Miniaterialbekanntmaohung 
des Ministeriums des Innern vom 19. Januar 1844 zur Äus- 
fllhrung der gg 19—44 des Oeaetzes vom 30. September 1842 
über das Synagogen-, Schul- und Armenwesen. Die Alteren 
noch bestehenden Vorschriften Über diesen Oegenstand wurden 
damit aufier Kraft gesetzt.^ 

Handelte es sich hier nur um innere Angelegenheiten 
und Ausfuhrungsbestimmungen zum Gesetze von 1842, so 
brachten die nächsten Jahre Änderungen an der Rechtslage 
der Juden, bis ihnen dann endUch 1848 die volle ßteich- 
berechtigung zuteil wurde. 

Man wandte sich zuerst der N^euregelung des Judeneides 
zu, welche die Landrabbiner Dr. Adler in Hannover und 
Bodenheimer in Hildesheim in mehrfachen Petitionen ver- 
langt und als notwendig begründet hatten, b) 

Jedenfalls war es klar, daß man nach dem, was über 
die Eidfrage in den Jahren von 1839—45 geschrieben war, 
und nach dem braunschweigischen Gesetze des letzten Jahres 
eine solche Verhöhnung alles dessen, was den Juden heiUg 
war, nicht mehr in der bestehenden Form aufrecht erhalten 
konnte.*) 

Das hannoversche Gesetz vom 24. Februar 1845 Über 
die Eidesleistung der Juden ">) rftumt zwar noch nicht ganz 
mit dem besonderen Judeneide auf, bringt aber eine Ver- 
besserung insofern, als die Verwarnung von dem Richter zu 
geschehen hat und die vorausgehende des Rabbiners dem 
Gutbefinden des Gerichts anheim gestellt bleibt. Eine völlige 
Beseitigung des Judeneides ist erst durch das Gesetz vom 
25. April 1850 erfolgt,") das noch zweierlei Verwarnung, 

') D, i. z. B. dia Inatmktion für den Landiabbiuer zn Hannover 
V. 1831 und die Instruktion für die Vorsteher des Landdro«t«ibezirk« 
Sude V. ää. Aug. 1827. S. Ebhftrdt, Bd. I, S. 61. 

») ci. A. St. V. 1841/49, S. 108. ') Zaaz, S. 351. 

'") S. Ebhardt, I. Folge, Bd. I, 8. 400. 

") S. Ebhardt, U. Folge, Bd. I, S. 458 u. 459; Isfit nnr » 1 u. 2 des 
Gesetzes von 1845 bestehen. 
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eine fUr Juden und eine für Christen, vorschreibt, *<) trotzdem 
bereits 1846 Frankreich und 1848 das deutsche Parlament 
in dem g 149 der Grundrechte eine einheitliche Eidesform 
für Jedermann vorgeschrieben hatten.'^) 

Aber auch der Einsicht konnte man sich nicht verschlie ßen, 
da& die Beschränkungen, welche das Gesetz vom 30. Sep- 
tember 1842 aufrecht erhalten hatte, unzeitgemäß seien, und 
so erging am 15. April 1847") ein Gesetz zur Ergänzung 
des (resetzes von 1842, dessen wichtigste Bestimmungen sind: 

1. Die Vorschriften des Reichsabschieds von 1551, § 79 
und § 80, sowie der Reichspolizeiordnung von 1577 
Titel 20 g 4, daß Juden Forderungen an Christen nicht 
auf Christen übertragen können, werden außer Kraft 
gesetzt. Ebenso wird die Bestimmung des Reichs- 
abschieds von 1551, § 79, beseitigt, nach der Juden 
Verträge mit Christen nur vor der Obri^eit errichten 
konnten, (cf. § 1 des Ges. v. 1847.)'») 

2. Dem Zeugnis eines Juden soll die gleiche Kraft wie 
dem eines Christen zukommen. (§ 2.) 

3. Den Handelsbüchem der Juden, welche nicht Nothandel 
treiben, wird gleicher Glaube beigelegt, wie denen der 
Christen. 

4. Das Recht, ein Haus und 1"/* Morgen Acker zu er- 
werben,") 

5. Fortfall der Leistungen aus dem Schutzverhältnis gegen 
Entschädigung der Berechtigten aus der Genwalsteuer- 
kasse (§ 5), wie der an ihre Stelle getretenen Domanial- 
abgabe."') 

") cf. § 6 des Gesetzes V. 1850. Die Kideeformel lautet: „Ich scbvöre 
bei dem Namen des Herrn, des Allwieeeoden u. Allgerechtan, des heiligen 
Gottei Israels, daß so wahr mir helfe, Gott der Herr." 

"} S. Zunz, S. 248. 

") S. Ebhardt, I. Folge, Bd. I, S. 245 u. Ebhardt, IL Folge, Bd. I, S. 721. 

"} cf. A. St. V. 1847, Teil II, S. 1847 über eine Petition von Dr. jnr. 
Benfey in Göttingen in dieser Angelegenheit. 

'•) ct.§GdeBGeH.y.5.Sept,1848. Ebhardt,II.Folee,Bd.n,S.692u.693. 

") Vergl. A. Z. d. J., Jahrgang 1847, S. 160. 
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So blieben nur noch wenige Beacbrfinkungen fibrig, wie 
t. B. g 4 der Gewerbeordnimg vom I. August 1847, welche 
ausdrU(^ch die Beetimmungen des Oesetzes von 1842 Über 
den (Tewerbebetneb der Juden aufrecht erhielt. 

Die Stände hatten eich zwar mit dem Entwurf dieses 
Gesetzes einverstanden erklärt, obgleich sie glaubten, daß 
man den Ju<len ohne Badenken noch weitergehende Befugnisse 
hätte einräumen können.'*) Schneller als man vielleicht ge- 
hofft hatte, brachte schon dos Jahr 1848 die völlige Gleich- 
stellung der Juden. Durch das Gesetz vom 5. September 1848 
wurde der g 32 des Landeeverfassungsgesetzes aufgehoben und 
durch die Bestimmung ersetzt, da& die Ausübung der bürger- 
lichen und politischen Rechte von dem Religionsbekenntnis 
unabhängig sein sollte.") Mit dem § 6 der Zusfttze zum 
Landesverfossungsgesetze sind alle Beschränkungen, welche 
nur ftir die Juden galten, als beseitigt anzusehen. Aus- 
gesprochen ist diese Ansicht in einer Bekanntmachung 
der Landdrostei Stade vom 16. November 1848 hinsichtlich 
der Beschränkungen des Grundeigentumerwerbs.**) Auch das 
Dotatprivileg der jüdischen Ehefrau dürfte ipso jure vom 
5. September 1848 datieren.'') Allerdings nimmt eine Ent- 
scheidung des Tribunals zu Celle vom 8. Februar 1856 in 
dieser Frage einen anderen Standpunkt ein.^ 

Durch ein besonderes Gesetz vom 5. Juni 1850 wurde 
dann noch die Beitragspflicht der Juden zu den Stolgebühren 
der christlichen Geistlichen beseitigt gegen Entschädigung 
der Berechtigten aus der Landeskasse.™) Die weiteren Ge- 
setze und Verordnungen Über jüdische Angelegenheiten be- 
schäftigen sich von jetzt an zumeist mit dem Ausbau des 
Synagogen- und Schulwesens. Durch eine Petition 
des Landrabbiners Dr. Heilbut in Stade bestimmt, beantragte 



") AktenBtQcke t. 1847, Teil II, S. 1595. 

'») S. Bodemejw, S. 67. 

••) Ebhardt, IL Folge, Bd I, S. 722. ") Bodemeyer, S. 93. 

"; 8. Entecheidnngeii dea Tribunals zn Celle 1—4 (185ö-ödX S. 84. 

") 8. Bodemeyer, S. 15. 
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die Regierung zunächst zur FSrdenmg des jüdischen Synagogen- 
und Schulwesens eine Subvention von 1500 Rthir., welche 
von den Ständen bewilligt wurde.'*) 

Ferner weist das Ministerium im Schreiben vom 27. April 
1858 auf die Notwendigkeit wiederkehrender Zusammenkflnfte 
der Landrabbioer zur Beratung gemeinsamer Angelegenheiten 
des Synagogen- und Schulwesens hin, um die in anderen 
Staaten bestehende jüdische geistliche Oberbehörde zu ersetzen. 
Die Notwendigkeit einer genauen Regelung des jüdischen 
Schulwesens war bereits in den Entwürfen des öesetzes von 
1842 anerkannt worden, und noch im Jahre 1844 wurde in 
einem Reakripf ) des kgl. Ministeriums des Innern vom 
28. Oktober 1844 der Erlaä einer allgemeinen Schulordnung 
für die jüdischen Schiller in Aussicht genommeui Ein Ent- 
wurf wurde noch m demselben Jahre auf Grund der Vor- 
schläge des Landrabbiners Dr. Adler in Hannover fertig ge- 
stellt und den anderen Landrabbinem zur Begutachtung 
vorgelegt. 

Man hielt sich dabei an die Bestimmungen, welche unter 
dem 11. Juli 1831 für das jüdische Schulwesen im Land- 
rabbinatsbezirk Hannover erlfissen worden waren.'') Doch 
erst am 5. Februar 1854 wurde die Schulordnung als Minis- 
terial-Bekanntmachung erlassen. Mit der Ausarbeitung des 
Entwurfs einer allgemeinen Synagogenordnung war der Land- 
rabbiner Dr. Adler schon vor der Ministerial-Bekanntmachung 
vom 19. Januar 1844 durch Reskript vom 6. Juli 1843 be- 
auftragt worden. Der genannte Landrabbiner wurde gleich- 

") A. St von 1853, S. 875 ff. n. S. 942. 

") 8. Akten dei Landrabb. Emden, cf , Die Verfgg. der Landdrostei 
Anrieh vom 10. Dez. 1845, No. 11392. 

") In den anderen LaDdrabbinatebeziiken galt anderes. In Oat- 
friBBland z. T. daa preuß. LandBchulreglement v. 12. A«g. 1763 und Aus- 
achieiben des KonsiBtoriunis zu Anrieh vom 16. November 1830, Inut 
VerfQgung der Landdrostei Aurich v. 26. August 1843, welche mit 
Genehmigung des Ministeriums verfügt, ditß för den Besuch der jDdischen 
Schulen die gleichen Zwangsmittel in Anwendang kommen, wie fOr den 
Besuch christlicher Schulen. (Akten des Landrabbinats Emden) cf. damit 
S 41 des Gesetzes v. 30. Sept. 1842. 
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zeitig angewiesen, unter aelbstrersändlichter Berücksichtigung 
der durch daa (besetz von 1842 nOtigen Änderungen die 
Sjniagogenordnung tüi den Landr^binatsbezirit Hannover 
vom 2. September 1832, die Vorschl&ge des Landrabbiners 
Hirsch in Emden, sowie den Entwurf des Landrabbiners 
Bodenheimer zu Hildesheim zu einer Tempelordnung fUr die 
Gemeinden des Luidrabbinats Hildesheim zu berücksichtigen. 
Publiziert wurde dann die Synagogenordnung als königl. Ver- 
ordnung am 31. Dezember 1860.*^ 

Zu erwähnen w{lre hier noch, da& nach der kgl. Ver- 
ordnung vom 27. März 1859, betr. die unteren Verwaltungs- 
behörden mit Bezug auf §21 des Gesetzes vom 30. September 
lSi2 und § 9 der Ministerial-Bekanntmacbung vom 19. Januar 
1844 eine teilweise Neueinteilung der Synagogenbezirke not- 
wendig geworden war, welche durch Ausschreiben der Land- 
drosteien erfolgt«.*") 

FQr die Stellung der Synagogengemeinden war femer 
das Gesetz vom 17. Juni 1857, das Vorzugsrecht der Land- 
stra&enbeitrilge und der Gemeindeabgaben im Eonkurse be- 
treffend, von Wichtigkeit. Nach § 134 dieses Gesetzes sollte 
nämlich den jüdischen Synagogen-, Schul- und Armen-Abgaben 
fßr die Zwecke der betreffenden Verbände ein gleiches Vor- 
zugsrecht im Eonkurse wie den Landsteuem zustehen, ein 
Vorzugsrecht, das den preu&ischen Gemeinden nicht zustand.^) 

g 6. Der Einfluß der preußischen und der 

Reichsgesetzgebung. 
Am 1. Oktober 1867 wurde die preußische Verfassung 
auf Hannover ausgedehnt. Damit war nun nicht etwa die 

") Vergl. Kritik dera. in S. B. Hirech Jeachunui, Jahrg. 7, S. 492-506. 
") Auasehreiben d«r Landdrostei Hildesheim v. 27. April 16ä9. 

Osnabrück v. 16. Mai 1859 
(betrifft nur Badbergen). 
„ „ , Lüneburg v, 21. Mai 1869. 

„ Stade V. 15. Juli 1859. 

S. Ebhardt, IV. Folge, Bd. II, S. 55 H. 
*■> 8. Entscbeidongen d«B ObertribnualB, Bd. 65, S. 448. 
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hannoversche YerfasBung aushoben, sondern sie galt fort, 
soweit sie nicht mit der preuiischen in Widerspruch stand. 
Auch das hannoversche Landesrecht blieb bestehen, soweit 
es nicht ausdrücklich aushoben wurde. Eine Verbesserung >) 
konnte die preu&ische Verfassung in Hannover nicht bringen, 
da hier die Gleichstellung der Juden bereits im Jahre 1846 
ausgesprochen und durchgefßhrt war. Dagegen machte sich 
die Besorgnis nnt«r den hannoverschen Juden gelt^id, daß 
die preußische Regierung die TJnterstützungen nicht weiter 
zahlen wUrde, welche die hannoversche Regierung zur Förderung 
des Synagogen- und Schulwesens den Juden gezahlt hatte. 
Die Höhe der Unterstützung war noch 1866 von der Stftnde- 
versanunlung auf warmes Eintreten der Herren Bürger- 
meister Hantehnann, Schatzrat Ostermeyer, Regiemngsrat 
Bening und Miquels hin von 2500 auf 5000 Thlr. herau^esetzt 
worden.^) Doch war die Ständeversammlung aufgelöst worden, 
bevor dieses Gesetz die Königliche 3) Sanktion erhalten hatte. 
Mit um so größerer Freude wurde darum Rudolph vonBennigsens 
Antrag begrüßt, der dahin ging „die Königliche Staatsregierung 
2U ersuchen, daß das Vermögen des sogenannten Domanial- 
AblOsungs- und Veräußenmgsfonds dem provinzialständischen 
Verbände der Provinz als ein demselben gehörendes und von 
ihm zu verwaltendes Vermögen überwiesen werde, zur Ver- 
wendung näher angegebener Zwecke*, unter denen auch das 
jüdische Schulwesen der Provinz Hannover besonders nahm- 
haft gemacht wurde.*) Dieser Antrag führte dann zu dem 
Dotationsgesetz vom 7. März 1868, das die rechtliche Grund- 
lage für die Unterstützung des Synagogen- and Schulwesens 
der Juden aus Mitteln des Provinzialfonds bietet. 

Was noch an Beschränkungen vorhanden war, sollte 
übrigens bald durch die neue Reichsgesetzgebung fallen. Am 

') In Preußen war die GleichstelluDg nicht ganz durchgeführt 
wegen der restriktiveD Intarpietation der VerfasBung im Verwaltangg- 
wege. Die Jaden in den neuen Provinzen wurden meist in eine etwtts 
nogflnstigere Lage versetzt, e. L. Auerbach, S. 2.H, 260 ff. n. 264. 

») A. Z. d. J. 1866, S. 425. •} A. Z. d. J. 1866, S. 748. 

•) A. Z. d. J. 1867, S. 814 n. 975. 
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1. November 1867 wurde das Buntlesgesetz Über die Frei- 
ziigigjieit erlassen, dessen g 1, Abs. 3 bestinunt: 

.Keinem BundesangehOrigen kann um dea Glaubens- 
bekenntnisses willen oder wegen fehlender Landes- oder 
OemeindeangehOri^eit der Oewerbebetrieb oder der Erwerb 
von Grundeigentum verweigert werden." 

Damit sind alle Beschränkungen der Juden beim Gewerbe- 
betrieb^) und beim Erwerb von Grundeigentum fortgefallen. 
Durch Bundesgesetz vom 4. Mai 1868, § 2 wurden dann die 
polizeilichen Beschränkungen der Eheschlie&uitg aufgehoben. 
Als drittes ist hier noch zu erwähnen das Gesetz, betreffend 
die Gleichberechtigung der Konfessionen vom 3. Juli 1869. 
Die Bestimmung bezieht sich ihrem Inhatte nach auf Bekenner 
eines jeden ßeligionssystems, also auch auf die Juden. Diese 
sind damit zur Ausübung aller staatsbürgerlichen Rechte, 
auch zur Teihiahioe an der Gemeinde- und Landesvertretung 
und zur Bekleidung OfFentUcher Ämter zuzulassen. Etwa 
widersprechendes Landesrecht hätte mit dem 3. Juli 1869 
seine Gültigkeit verloren, (cf. auch Art. 2 der Reichsverfassung). 
In Hannover hat das Gesetz nichts geändert, da hier wie in 
Preu&en (Terf.-Ürk. Art. 4 und 12) die Gleichberechtigung 
bereits ausgesprochen war. 

Aber auch auf die durch hannoversche Gesetze begrOndeten 
inneren Einrichtungen der Juden übten spätere, insbesondere 
preußische Gesetze ihren Einfluß aus. Durch das Gesetz 
vom 8. Harz 1871 über den Unterstützungswohnsitz sind alle 
Vorschriften des Gesetzes vom 3. September 1842 über das 
jüdische Armenwesen aufgehoben. Dagegen bestehen die 
Bestimmungen der §§ 19 — 47 des Gesetzes von 1842 über 
das Synagogen- und Schulwesen, in Verbindung mit den Be- 
stimmungen der Ministerial-Bekanntmachung v, 19. Januar 1844 

*} Gewerbefreibeit der Jaden ist gmndaStzlich ancb dorch pr«iiQ. 
VeifoBBUog Art 4 n. 12 gew&brleistet. S. ROone. Bd. II, S. 85. 

Die Schulen in Hannover waren seit 184S von jeder Beachrankong 
bei Erwerb von Qmndeigentam befreit, cf. ancb ROnne, Bd. II, S, 88 n. 89. 
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und der Synagogenordnimg von 1860 fort, soweit «eh nicht 
ausdrücklich Modifikationen aus gleichwertigen Äußerungen 
der Staategewalt ergeben, und bilden heute noch die Grund- 
lage für die gesamte staatskirchenrechtliche Organisation der 
Juden in der Provinz Hannover. Auch die Schulordnung 
von 1854 ist nicht grundsätzlich beseitigt, und hat insbesondere 
für die inneren Angelegenheiten der jüdischen Schulen ihre 
Bedeutung. Doch ist sie durch eine Reihe ihr widersprechender 
HinisterialverfUgungen abgeändert und zum Teil durch die 
preufiiscbe YolksschulgeBetzgebung ersetzt worden. Es kommen 
da besonders in Betracht das Schulaufsichtsgesetz vom 
11. März 1872, welches die früher mit dem Landrabbinate 
organisch zu einem einzigen Amte verbundene Schulaufeicht 
von demselben loslOste, so daß heute der Landrabbiner nur 
kraft besonderen Auftrages mit der Ereisschulinspektion jin 
seinem Bezirke beauftragt ist; femer das Lehrerbesoldungs- 
gesetz vom 3. August 1897 und das Relikten -Versorgungs- 
gesetz vom 4. Dezember 1899. 

Endlich bringt das neue preußische Schulunterhaltungs- 
gesetz vom 28. Juli 1906 eine Neuregelung der Schullasten 
und dehnt die Vorschrift des g 67, No. 3 des Gesetzes vom 
23. Juli 1847 Über die Verhältnisse der Juden in Preußen 
auch auf Hannover aus. 
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Zweites Buch. 

Die rechtliche Stellung der Juden in der 
Provinz Hannover. 

Erstes Kapitel. 
Der Staat und die jfidlsche Rellglon^esellschaft 

g 7. Die rechtliche Stellung und Organisation der 
jüdischen ReligionsgeBellschaft. 

Während einzelne, insbesondere die süddeutschen Staaten, 
die judischen Gemeinden zu höheren mit Eorporationsrecbten 
ausgestatteten Oesamtverbänden vereinigt haben, die dann 
den Landeskirchen entsprechen, hat das preußische Gesetz 
von 1847 eine solche Organisation vermieden. Das Judentum 
im ßechtssinne hat also in Altpreu&en keine einheitliche 
Organisation. Es wären an sich so viel Sekten möglich, wie 
Synagogengemeiaden vorhanden sind, und alle könnten den 
Anspruch darauf erheben, das wahre Judentum im Lehrsinne 
zu vertreten. 

Erst in neuerer Zeit tauchte mehrfach der Plan einer 
Gesamtorganisation •) auf, zuletzt durch den im Auftrage des 
D. I. G. B.*) von Hofrat Professor Rosin in Freiburg heraus- 
gegebenen Entwurf eines Gesetzes ober die Organisation der 
israelitischen Religionsgemeinschaft in Preu&en. Der Plan 
dürfte aber undurchführbar bleiben, jedenfalls auf dem Boden 
des Territorialitätsprinzips wegen des grundlegenden Unter- 
schieds in den religi^tsen Anschauungen der reformierten und 

') ct. Heimberger, S. 51 ff. 

*) D. I. 6. B. := Deatech-IsraelitiBcher Qeroeindebund. 
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gesetzestreuen Juden, der beim Vorhandensein einer Oesamt- 
organisation doch zur Spaltung fQhren mfißte, wenn nicht 
auf Grund des Personalitätsprinzips die Möglichkeit geschafFen 
wird, Gemeinden beider Richtungen zu organisieren, diese 
dann zu hSheren Verbänden zusammenfassen, so daß dann 
eigentlich zwei jQdische Religionsgesellschaften beständen, die 
dann aber eine gemeinsame Spitze lediglich zur Verwal- 
tung gemeinsamer Angelegenheiten und zur Vertretung gegen- 
über dem Staate haben könnten. In Freu&en gibt es also nur 
Staatsbarger jüdischen Glaubens, welche nach dem Gesetz 
von 1 847 zu Synagogeagemeinden vereinigt sind , eine 
jüdische Religionsgesellschaft im juristischen Sinne gibt es 
nicht. Daraue, daß nun in Preu&en keine Gesamtorganisation 
besteht, folgt nun nicht etwa, daß das Judentum als solches 
nicht staatlich anerkannt ist. Eorporationsreohte sind vom 
Staate niemals an Beligionagesellacbaften verliehen worden, 
um welche Eonfession es sich da auch handeln mag, sondern 
an die einzelnen Gemeinden.^ Für die mit Korporatioasrechten 
ausgestatteten Religionsvereine*) ist durch Artikel 12 und 13 
der preußischen Verfassung und durch § 2 Absatz 3 und 
§§ 9 und 10 des preußischen Vereinsgesetzes vom 11. März 
1850 der prinzipielle Unterschied zwischen den landrechtlich 
ausdrücklich aufgenommenen und den nur genehmigten (ge- 
duldeten) Religionsgesellachaften völlig beseitigt. Die Syna- 
gogengemeinden haben also wie die Kirchen die Freiheit der 
öffentlichen Religionsübung in geschlossenen Räumen, und wo 
es eine bergebraofate Form der Religionsübung ist, auob das 
Versammlungsrecht unter freiem Hinunel,") ohne obrigkeit- 
liche Eiomisobung. Trotzdem sind aber die beiden großen 
christlichen Kirchen besonders privilegiert, wegen der großen 
Bedeutung der christlichen Religion für die Mehrheit der 

') In PrenBen entsprechen die SynagogeDgemeindeo den landcacht- 
Itcheti Kirchengesellachaften, und ihr Verhältnis zum JudeDtum igt vCllig 
adABqnat dem der Kiichengemeinden za den Kirchen, cF. Eotscheid. des 
ObertribonaU y. 11. Okt. 1877, Bd. 87, S. 324 n. RG. in Str. v. 3. Mllra 1882, 
Bd. VI, S. 77. 

*} L. Anerbaeh, S. 315 ff, *) ZB. Kiddosoh Lewanah. 
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StaatsbDrger.*) tybrigens aiad die Privilegien, wie das Eeoht 
zum Gebrauche der Olocken, Oewfthning von Staatamitteln, 
die Steuerbefreiungen, welche aus der Zeit des Staatskirchen- 
tuma stammen und heute zum Teil auch anderen Religions- 
gesellschaften zustehen, jedenfalls nicht mehr als Kriterium 
iet staatlichen besonderen Anerkennung zu verwenden. Wir 
kOnnea daher die in Preu£en bestehenden Religionsgesell- 
schaften in drei Klassen einteilen:^) 

1. Die beiden christlichen Kirchen; 

2. Die sonstigen mit Korporationarechten bestehenden Re- 
ligions-QesellBchafteu, zu denen auch die Synagogen- 
gemeinden gehören, und 

3. alle Übrigen Religionsgesellschaften.") 

Auch in Hannover bilden die evangelische und die katho- 
lische Kirche nach § 63 des Landesverfassungagesetzes vom 
6. April 1840 die privilegierten Kirchen. Mit g 6 der Zusätze 
zum Landesverfassungsgesetze vom 5. September 1848 ist die Be- 
schränkung des g 25 Absatz 2 des Oesetzes vom 30. September 
1842 hinweggefallen und für Hannover die jüdische ßeligions- 
gesellscbaft eine anerkannte, wenn auch keine privilegierte 
Religionegesellscbaft geworden.*) Die Pflege dieses Religiooa- 
systems bildet von da an in Hannover einen Teil der Auf- 
gaben des Staates. <*>) Aber es besteht ebensowenig wie in 
Preu&en eine Gesamtorganisation der Juden in Hannover. 

Denn auch hier stehen die Korporationsrechte nur den 
einzelnen Synagogengemeinden zu. Da aber nicht allein die 
Aufsicht Ober die jüdische Religioasgeseilschaft, sondern auch 
die Pflege des Synagt^nwesens etc., Aufgabe des Staates in 
Haimover ist, beateht doch eine Art von Kirchenverwaltungs- 
organisation, an deren Spitze die Regierung oder richtiger 
seit Aufhebung der Abteilung I die Regierungspräsidenten 

') S. Prenß. Verf.-Urk., Art. 14. 
'} L. Anerbach, S. 330 n. 821. 

•) 8. auch enUprecheDd dieser KlMaifikstion, R. Str. Q. B. SS 166. 
167, 304 ti. 806. ' 

■) Bodemeyer, S. 35. i") L. Auerbach, S. 334. 
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und in letzter Instanz der Oberprftsident bezw. das Hinisterium 
des Innern etehen. Zum Zwecke der Durchführung der Staats- 
aufsicht and der Yerwaltung der synagogalen Angelegenheiten 
ist die Provinz Hannover in vier völlig voneinander unab- 
hängige Landrabbinatsbezitke eingeteilt. Der Landrabbinats- 
bezii^ Hannover umfaät die Regierungsbezirke Hannover und 
LOneburg. Mit Hannover ist das Landrabbinat Stade, seit 
dem Tode des Landrabbiners Dr. Heilbut (1861) zuntlchst 
20 Jahre in Personalunion verbunden gewesen. Nachdem es 
dann ca. 10 Jahre mit Emden verbunden gewesen, ist es seit 
1894 wieder dem Landrabbiner zu Hannover zur Verwaltung 
überwiesen, besteht aber nach wie vor als selbständiger 
Landrabbinatebezirk fort. Das Landrabbinat Emden (früher 
Ostfriesland) umfa&t die Begierungsbezirke Aurich und 
Osnabrück, das Landrabbinat Hildesheim den Regierungsbezirk 
Hildesheim. Die Bezirke sind von der hannoverschen Re- 
gierung festgestellt,") und etwa angemessen erscheinende 
Änderungen bleiben der Staatsbehörde") vorbehalten, ohne 
daß den Gemeinden ein Einfluß auf eine diesbezügliche Ver- 
fügung der Regierung eingeräumt ist. Während früher die 
für eine Änderung der Landrabbinatsbezirke zuständige Be- 
hörde das Ministerium des Innern war, ist jetzt diese Befugnis 
auf den Oberpräsidenten übergegangen. <s) Eine solche Ver- 
fügung bedarf nicht der Angabe von Gründen, da sie reiner 
Verwaltungsakt ist, doch wird vor der Entscheidung vor 
allem die Bedür&isfrage zu prUfen sein, und zu diesem Zwecke 
dürften vorkommendenfalls die Behörden kaum einen Schritt 
in dieser Hinsicht tun, ohne das Gutachten der Landrabbiner 
einzuholen und ohne Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Statistik Über die Zahl der Juden in den einzelnen Bezirken, 
sowie der besonderen Wünsche der in Betracht kommenden 
Gemeinden. 



■') S. S 21 des Ges. v. 30. Sept. 1842. 

") S. 9 71 der Min.-Bek. vom 19. Jan. 1844. 

") cf. OberprflaidialTerfOgang vom 29. Aggnst 1895 bei Iwan Meyer, 
ßammlnng der Gesetze etc. Ober das jadigclie STnagogenwesen in der 
Provinz Hunnover. S, 21. 
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Konnte vor dem Gesetz Über den UnterstOtzongBwohnsitz 
dem Landrabbinatsbezirke als größerem Armenverbande ") die 
Bedeutung eines Trägere von Rechtea und Pflichten zukommen, 
Bo ist heute das Landrabbinat nur Yerwaltungsbeidrk. Ala 
Träger von R«chten und Pflichten kommen nur die Gemeinden 
in Betracht, and da jeder Jude einer solchen angehören 
mu&,<c) und »idrerseits bestimmt ist,'*) daß sich die Juden 
nur des Landrabbiners bedienen dOrfen, in dessen Bezirk sie 
wohnen, so ISfit eich der Landrabbinatsbezirk definieren als 
derjenige Terwaltnngsbezirk, der alle zur ausschließlichen Kom- 
petenz eines Landrahbioers gehörenden Synagogengemeinden 
umfaßt. Diese Gesamtheit der Synagogengemeinden des Be- 
zirkes ist rechtlich nur in zwiefacher Hineicht bedeutsam: 

1. Nach der aktiven Seit« fQr die Wahl des Landrabbiners; 

2. Passiv fQr die Verteilung der Besoldung des Land- 
rabbiners auf die einzelnen Gemeinden. 

Die Wahl des Landrabbiners hat zu erfolgen an dem 
Orte, wo der Landrabbiner seinen Sitz haben soll,") nicht 
etwa da, wo der Vorgänger seinen Sitz gehabt hat, da die 
Staatsbehörde das Recht hat, von sich aus oder auf Antrag 
der Gemeinden den Sitz des Landrabbiners zu verlegen, einen 
Antrag, den auch der Landrabbiner während seiner Amtszeit 
stellen könnte, dessen Genehmigung aber stets dem Ermessen 
der Itegierung anheimgegeben ist. Die Wahl hat zu geschehen 
unter Leitung eines Kommissars der königl. Regierung. Alle 
Gemeinden des Bezirks mUssen zur Teilnahme aufgefordert 
sein. Die Gemeinden haben gleichmäßig je eine Stimme, die 
sie durch einen Bevollmächtigten abgeben. <b) Ernennt eine 
Gemeinde keinen Bevollmächtigten, so wird sie als der Hehr- 
heit beitretend angesehen. Die Gemeinde, welche den Land- 
rabbinatssitz erhalten soll, hat eine Stimme mehr, also im 

") S. $$ 6 D. 22 de« Ges. v. 30. Sept. 1S42. 
'•) 5 35 des Gm. t. 30. Sept 1812. 
<*) 3 62 der Min.-Bek. t. 19. Jad. 1844. 
") 9 66 der Miu.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 
'•) 9 68 der Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 
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ganzen zwei Stimmen abzugeben, da für diese der Land- 
rabbiner auch als Ortsrabbiner zu fungieren hat. Aus dem 
gleichen Grunde hat diese Oraneinde das Recht,**) drei be- 
fthigte Kandidaten rorzuachlagen, von denen vemer zu 
wfthlen ist. Zur Wahl ist absolute Majorit&t erforderlich.**) 
Ftir die Besoldung des Landrabbiners hat die Q«8amt- 
heit der Gemeinden insofern eine Bedeutung, als das Gehalt, 
soweit esLandrabbinatsgehalt ist, von der Bezii^sregierung 
auf die Gemeinden nach deren OrO&e und Steuetkrafli pro- 
zentualiter verteilt wird. Ein Eonsistorium fOr die ganze 
Provinz besteht nicht, doch sollen die Landrabbiner zur Be- 
ratung gemeinsamer Angelegenheiten 2u einer Landrabbiner- 
Eonferenz zusammentreten.*') 

g 8. Die Eirchenhoheit. 
Die Eirchenhoheit oder das jus circa sacra ist ein Teil 
der allgemeinen Staatshoheit. >) Sie besteht notwendig gegen- 
über allen ßeligionsgeeellschaften, auch gegenüber der jüdischen^) 
und umfaM neben der Regelung des Verhältnisses zu den 
anderen Religionsgesellschaften vor allem die Regelung der 
Rechtsverhältnisse der einzelnen Religionsgesellschaft zum 
Staate.^) Nach drei Richtungen hin wird das Verhältnis der 
Kirche zum Staate bestimmt : durch die Anerkennung, Beauf- 
sichtigung und den Schutz der Religionsgesellschaft durch 
den Staat. Die Aneriiennung kann den verschiedenen Religions- 
gesellschaften in höherem oder geringerem Maße zuteil 
geworden sein. Wie schon in g 7 ausgeitihrt, hat die jüdische 
BeligionsgeeellBcbaft nicht alle die Privilegien erhalten, welche 
den beiden großen christlichen Kirchen vom Staate eingeräumt 
sind. Doch sind die jüdischen Religionsgesellschaften mit 
Korporationsrechten ausgestattet. Sie können Vermögen er- 

>') § 65 der Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

») % &i der Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

*') A. St V. 1853, S. 875 u. 942. Vergl. oben S. 50. 

') Schön, Bd. I, S. 160. ') Friedberg, Lehrb. 5. Änfl., S. 105. 

•) Schön, Bd. I, S. 160. 
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werben durch Verfilgungen unter Lebenden und von Todes- 
wegen. ^) Eine Dotation der jUdischen Religionegesellscluift 
erfolgte in Hannover durch den Staat, heute nach dem Oeseti 
vom 7. Harz 1868 durch den ProvinzialTerbuid aue Mitteln 
des Provinxialfonda. Dann kdnnen kirchliche Anordnungen 
und DiBziplin&rentflcheidungen, insbOBOndere die der Land- 
rabbiner durch staatlichen Zwai^ realiBiert werden.') Ebenso 
besteht die Möglichkeit der Beitreibung der Synagogensteuem 
im Yerwaltungszwangsverfahreo.*) Die Beamten der judischen 
Religionsgeselkchaft in Hannover, insbesondere die Land- 
rabbiner, teilen in vielen Beziehungen die Rechtsverhältnisse 
der Staatsdiener. ^) Nach § 5 des Gesetzes vom 31. Juli 1895 
sind die Synagogengemeinden von der Stempelsteuer befreit. 
Nach dem Kommunalabgabengesetze vom 14. Juli 1893 ist 
ihnen Befreiung von der Oemeindegrund- B) und Clemeinde- 
einkonunensteuer gewährt.*) Endlich ist der Austritt aus den 
Synagogengemeinden fQr ganz Preu&en durch das besondere 
(Tesetz vom 28. Juli 1876 geregelt.") Das Reichsstrafgesetzbuch 
§ 166 schätzt sie und ihre Einrichtungen gegen Beschimpfung.") 
Auch das Vorzugsrecht des § 61, Ziffer 3 der R. K. 0. steht den 
Synagogengemeinden zweifellos zu.") 

Der Schutz, den der Staat deg jüdischen Religions- 
gesellschafr«n zuteil werden lä&t, besteht zum Teil in der 
Unterstützung ihrer Einrichtun^n und Durchführung ihrer 
Anordnungen und vor allem in dem strafrechtlichen Schutz, 
welche den Kirchen und ihren Einrichtungen , auch der 



*) % 25, Abs. 1 des Gea. v. 30. Sept. 1812. 

') g 23 des Ges. t, 30. Sept. 1842. ') g 28 des Gea. v. 30. Sept. 1842. 

'> L. Auerbach, S. S36. ») S 24 g des Gas. v. 14. Juli 1893. 

*) Schön, Bd. I, S. 169, Anmerk. 1. 

1") cf. Ges. V. 14. Mai 1873, % 8. 

") Oppenhoff-Delias, R. St. Q. B. 1901, S. 410. 

") Stnnd ihnen bereits nu hannoverscher Zeit zn. Wenn man die 
SynagogeDgemeinden nicht onter dem TerminoB „Kirche" Terstehen will, 
so ist es ganz sicher, daB sie zn den Offentlidten Verbanden gehören. 
B. Senffert, KonkursprozeBrecht 1899, S. GS, Anmerk. 9 and Sarwey-BoBsert, 
K. 0. 4. Anfl. 1901, g 61, Anmeik. 14. 
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judischen Religionsgesellschaft und ihren Einrichtimgen zuteil 
wird.'^ Der Beaufsichtigung durch den Staat unterliegt 
sowohl die autonome Gesetzgebung wie die Verwaltung der 
Synagogengemeinden. Die Gesetzgebung beschränkt sich natür- 
lich auf Errichtung und Ändenmg des Gemeindestatuts und 
den ErlaQ von Ergänzungen und Abweichungen von der 
allgemeinen Synagogenordnung. Ftlr beides ist Genehmigung 
des Staates erforderlich, für Abweichungen von der allgemeinen 
Synagogenordnung allerdings nur indirekt, da nach § 72 der 
Synagogenordnung von 1860 der Landrabbiner von sich aus 
mit Genehmigung der oberen Verwaltungebehfirde Dispens 
von den Bestimmungen der Synagogenordnung erteilen kann. 
Die Kontrolle der kirchlichen Verwaltung durch den Staat 
zeigt sich darin, daß der Staat zunächst eine ßeihe von 
Befugnissen den Behörden ausschließlich vorbehalten oder 
denselben doch eine entscheidende Mitwirkung bei Akten der 
synagogalen Verwaltung gesichert hat, wie z. B. die Beitreibung 
der Abgaben oder der vom Landrabbiner verhängten Geld- 
strafen im Verwaltungszwangsver&hren, die Veränderung der 
Synagogengemeinde- und Landrabbinatsbezirke und die Über- 
tragung der kommissarischen Verwaltung eines Landrabbinats. 
Die Gulti^eit der Beschlüsse der Gemeinden wird eben- 
falls in vielen Fällen von staatlicher Genehmigung abh&igig 
gemacht. Doch sind die hierher gehörenden Fälle meist auf 
dem Gebiete der Vermögensverwaltung zu suchen. Zunächst 
ist nach dem preußischen Ausfiihrungsgesetz zum B. G. B. 
Artikel 7, § 1 zum Erwerbe von Grundeigentum im Werte von 
über 5000 Mark Genehmigung der Aufsichtsbehörde erforderlich. 
Für lukrativen Erwerb , Annahme von Schenkungen und 
letztwilligen Zuwendungen im Werte von mehr als 5000 Mark 
ist nach Artikel 6, § 1 des preußischen Ausführungsgesetzes 
zum B. G. B. vom 20. September 1899 Genehmigung des Königs 
vorgeschrieben. Genehmigung der Regierung ist auch Voraus- 
setzung fUr die Veräußerung und dingliche Belastung von 



'•) R. Str. G. B. §§ 166, 167, 168, 243, 304, 306 u. 366 Z. 1. Vergl. dazu 
Kahl, Lehrayetem, S. 388 tt. u. die Eommeotare znm St. G. B. 
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Grundeigentum, sowie zur Äufiiahme von Anleihen, die 
nicht aus d«i Einnahmen desselben EtAtsjahres getilgt 
Verden können. 

Im Gesetze vom 30. September 1842, § 27, ist fSr die 
Anlegung neuer Synagogen (Schulen) und Begräbnisplätze die 
Genehmigung der Begierung vorgeschrieben. Femer wird 
auch die Einführung eines neuen Modus der Erhebung der 
Gemeindesteuern der Genehmigung der Regierung bedürfen. 
Der .Obri^eif ist au&erdem durch die Bestimmung des 
g 46 der Ministerisl-Bekanntmachung von 1844 das Recht 
der Superrevision der jährlichen Gemeindehaushaltsrechnuog 
einger&umt. Daneben dOrfte sogar eventl. die Zwangsetati- 
sierung zulassig sein.'*) Zu erwähnen wäre noch, da& das amt- 
liche und aufieramtliche Verhalten der Landrabbiner, Eabhiner, 
Lehrer, Vorbeter und Vorsteher der Disziplinargewalt des 
Staates unterliegt und dag auch die besonderen strafrecht- 
lichen Bestimmungen über das au^ramthche Verhalten von 
Geistlichen auf die Landrabbiner, Rabbiner und sonstigen 
judischen Religionsdiener Anwendung finden.'!*) Aber nicht 
allein die Verwaltungsbehörden, sondern auch die Verwaltuogs- 
gerichte haben sich mit Angelegenheiten der Synagogen- 
gemeinde zu beschäftigen. >^ 

§ 9. Zuständigkeit der einzelnen Organe der 
Staatsaufsicht. 

Nun soll noch die Frage erörtert werden, welche Be- 
fugnisse den einzelnen Staatsorganen gegenüber der jüdischen 
Seligionsgesellschaft in Hannover zustehen. Zunächst soll 
bemerkt werden, daß zur Abänderung des Gesetzes vom 
30. September 1842 ein preußisches Gesetz notwendig wäre. 



") PchÖD, Bd. r, S, 183. 

") S. R. St. G. B. % 130s, §« 174, 181, 39, 3i58 and dazu § 67 dos 
R.PerBonenBt«QdBge9etze9 vom 6.Febniar 1875. Die §§174 0.181 R.StG.B. 
finden anf die ßabbiner in den Alteren prenB. Provinzen keine Anwendung. 
L. Änerbftch, S. 308 ii. 3.%. 

'*) S. § 54 dea ZnstAndigkeitsges. v. 1. August 1883. 
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Seit 1667 ^nd die ZeotralbefaOnieii von der direkten 
Teilnahme an der Aufiicht über die jüdische Beligionsgesell- 
schaft auBgeschlossen, so daß heute das preußische Ministerium 
des Innern nur als Beschwerdeinstanz gegen VerfQgungen 
der ßegierongen oder des Obeippftsidenten in diesen Ange- 
legenheiten nach den Gmndsfttzen der allgemeinen Landes- 
verwaltung in Betracht kommt. Die wenigen Befugnisse des 
hannoverschen Ministeriums des Innern sind auf den Ober- 
prfisidenten der Provinz übergegangen.') 

Ein wichtiges Recht des OberprKsidenten ist die Be- 
stfttigung des Landrabbinere und die Oenehniigung seiner 
etwaigen Entlassung.*) Die Bildung neuer Landrabbinats- 
bezirke und die Veränderung der bestehenden kann auch nur 
durch eine Verfügung des Oberpräsidenten geschehen.*) 

Viel wichtiger ist die Zuständigkeit der Bezirksregierung, 
die seit in Kraft treten des Landesverwaltungsgesetzes an die 
Stelle der Landdrostei getreten ist. BegrQndet ist ihre 
Zuständigkeit teils durch die Grundsätze der allgemeinen 
preußischen Landesverwaltung, teils durch Bestimmungen der 
hannoverschen Gesetze. Zunächst muß aber darauf hin- 
gewiesen werden, daß von den Kompetenzen der ehemaligen 
Landdrostei, welche eigentlich nur mit der Verwaltung des 
Inneren zu tun hatte, die Aufsicht über die jüdischen Schulen 
seit Einrichtung der Abteilung U dieser Übertragen ist. Für 
das Synagogenwesen ist die heute bureaukratisch organisierte 
Abteilung I zuständig. ' 

Zunächst bildet die Bezirks-Regierung die vorgesetzte 
Behörde des Landrabbiners. Erstreckt sich das Landrabbinat 
über den Bezirk mehrerer Regierungen, so bilden eigentlich 
die verschiedenen Regierungen die dem Landrabbiner vor- 
gesetzte Behörde. Die Praxis hat eine Erleichterung insofern 
geschaffen, als vrenigstens für die sich aus dem persönlichen 



') S. IwftD Meyer, S. 20 o. 21. 

•) & S 21, Abs. 2 w. 3 dei Gea. vom 30. Sept 1842 n. § 64 der Minirt.- 
Bek. V. 19. J&u. 1844. 

>) 8. IwAn Meyer, S. 21 n. § 11 der Min.-Bek. vom 19. Jan. 1844. 
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Yerhältnie ergebenden Aufsichts- und Disziplinarrechte der 
Regierungen meist von der Regierung, in deren Bezirk der 
Landrabbiner seinen Sitz hat, gleichsam im Auftrage der 
anderen mit ausgeübt werden. 

Durch ausdrü<^che besondere Bestiinmungen ist in 
folgenden Fällen die Zuständigkeit der Beziiteregiemngen 
begründet : 

1. Sie hat das Hecht und die Pflicht, die Wahl des Land- 
rabbiners durch einen staatlichen Kommissar leiten zu 
lassen.^) 

2. Sie hat die Anordnungen zu erlassen, nach denen der 
Landrabbiner auf getreue Führung seines Dienstes zu 
beeidigen ist.") 

3. Sie kann dem Landrabbiner ganz allgemein Instruktionen 
erteilen und Bestimmungen Über die Amtsreisen des 
Landrabbiners treffen, ihm insbesondere die Zahl seiner 
Ämtsreisen vorschreiben.*) 

4. Über diese Amtsreisen kann sie den Inapektionsbericht 
des Landrabbiners über den Stand des Synagogenwesens 
verlangen.^ 

5. Sie ist zuständig zur Genehmigung der Instruktionen, 
welche der Landrabbiner erläßt. 

6. Hat sie die Aufsicht und die Disziplinargewalt in den 
persönlichen Verhältnissen des Landrabbiners. Daraus 
folgt auch, da& ihr allein das Recht der ürlaubserteilung 
zusteht, wie es in einem Ministerialreskript vom 6. April 
1848 geregelt ist. Danach ist eine Urlaubserteilung 
durch den Regierungs-Präsidenten nur erforderlich, wenn 
der Landrabbiner auf mehr als acht Tage seinen Bezirk 
verläßt. Erteilt wird der Urlaub von dem Regierungs- 
präsidenten, in dessen Bezirk der Landrabbiner seinen 



*) § 66 Mm.'Bek. v. 19. Jftn. 1844. *) § 69 Miii.-Bek. y. 19. Jan. 1844. 
*) 9 58 MiiL-Bek. V. 19. Jan. 1S44. ') 9 58 Mio.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 
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Sitz hat. Erstreckt sich der Wirkungskreis des Land- 
rabbiners Ober mehrere Regierungsbezirke, so ist die 
erfolgte Urlaubserteilung den anderen Bezirksregierungen 
durch abscbriftliche Mitteilung bekanntzugeben. Vor der 
Urlaubserteilung kann der R«gierungs- Präsident Be- 
stimmungen treffen über die Erledigung dringender 
Angelegenheiten. Bei einer Abwesenheit vom Wohnsitz 
von weniger als acht Tagen bedarf es weder einer An- 
zeige noch eines Urlaubs, selbst dann nicht, wenn der 
Landrabbiner seinen Bezirk verlä&t. Bleibt dagegen der 
Landrabbiner zwar in seinem Bezirke, aber mehr als 
acht Tage von seinem Wohnsitze fem, so muß er dar- 
über eine Anzeige an die vorgesetzten Regierungen 
richten. Eine erfolgte Urlaubserteilung wird im Amts- 
blatte publiziert. 

7. Zur Anschaffung und zum Gebrauche eines Dienstsiegels 
ist Genehmigung der Regierung nötig. 

8. Endlich ist der Regierungs-Präsident Beaehwerdeinstanz 
gegen alle Verfügungen des Landrabbiners in Synagogen- 
angelegenheiten, sei es Gemeinden, Gemeindemitgliedern 
oder Beamten gegenüber. Das Verfahren ist das der 
formlosen Beschwerde. Für Strafverfligungen der Land- 
rabbiner ist das ausdrGcklich ausgesprochen in § 23 
des Gesetzes vom 30. September 1842, welcher durch 
das Gesetz vom 13. Mai 1873 unberührt gebheben ist. 
Aber auch für die rein kirchlichen Zuchtmittel , die 
durch Gesetz vom 13. Mai 1873 an Stelle der Geld- 
strafen des § 37 des Gesetzes vom 30. September 1842 
getreten sind, besteht der gleiche Beschwerdeweg. 

Aber nicht nur der Landrabbiner, auch das ganze Syna- 
gogenwesen und die Stiftungen (Min.-Bek. g 53) stehen prin- 
zipiell unter der Aufsicht der Bezirksregierungen, (et § 20 
Absatz 1 des Gesetzes vom 30. September 1842), welche 
jedoch teilweise durch die Ortsobrigkeit und teils durch die 
Landrabbiner ausgeübt wird (cf. g 20 Absatz 2 des Gesetzes 
vom 30. September 1842). Die Befugnisse der Ortsobrig^eiten 
werden heute ausgeübt von den Landräten und in den selbst- 

i.g..vj),L.oo';;lc 
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ständigen*) St&dten von d«n Hagistraten. Diese Orgitne unter- 
stehen der Leitung der Regienmg nach den allgemeinen Orund- 
slltzen der BehördenorganiBation; die Landrabbiner unter- 
stehen ihr nach ausdrücklicher Vorschrift des g 20 Abs. 2 
des Gesetzes vom SO. September 1842. 

Es ^It nun die Kompetenzen der drei Organ«: Regierang, 
Magistrat bezw. Landrat und Landrabbiner gegeneinander 
abzugrenzen : 

1 . Die Regierung greift nur in den ausdrücklich bezeichneten 
Fällen ein. 

2. Für gewöhnlich übt sie die Aufsicht durch eines der 
beiden anderen Organe aus und zwar „zunSchst", d. h. 
in erster Linie ganz allgemein durch den Landrabbiner. 

3. Die LandrKte und Magistrate sind in den im Gesetze 
aufgezählten FäUen ausschließlich zuständig, können 
aber sowohl von der Regierung mit der Vornahme 
einzelner Aufsichteakte für den einzelnen Fall beauf- 
tragt (bezw. ersucht) und auch vom Landrabbiner darum 
ersucht werden. 

Der Landrabbiner fuhrt also zunächst die Aufeicht als 
Organ und im Auftrage der Regierung, aber auch unter 
Leitung der Regierung. Damit hat die Regierung die Mög- 
lichkeit, dem Landrabbiner generelle und spezielle Instruktionen 
fUr seine amtliche Tätigkeit zu geben, auch kann sie sich 
entweder von sich aus oder auf Ersuchen des Landrabbiners 
stets durch einen Konunissar bei Akten der Landrabbinats- 
aufsicht vertreten lassen, und wird es immer tun, wenn es 
nötig ist, um nach außen deutlich hervortreten zu lassen, 
daß der Landrabbiner im Auftrage des Staates verwaltet. 
Die Beteiligung eines Regierungskommissars ist z. B. unbedingt 



') SelbBtHndige Stftdt« sind io Hannover alle, in denen die Stfidts- 
Ordnnng vom 24, Joni 1858 gilt, mit Anenahme der in der KreiBordnung 
für HuiDover vom 6. Mai 1884, g 27 AafgezJihlten, sowie der Oemeindsn, 
die nach dem 1. April 188Ö znr städtischen Verfassong Dberg^angen 
sind oder noch übergehen. Vergl. Schön, Bd. 1, S. 179. 
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erforderlich nach g 22 bei der Prüfung der Rabbiner, Lehrer 
und Yorbeter durch den Landrabbiner, die dadurch den 
Charakter ataatlicher Prüfungen erhalten sollen.*) Eine aus- 
schUe&Hche Zuständi^eit ist ausnahmsweise begründet meist 
da, wo es sich um Yermögensverwaltnng und Dienstverhältnisse 
der Beamten handelt. Doch wird auch hier stets der Land- 
rabbiner gutachüich gehört.'") Was die Beamten, A. h. nur 
Rabbiner, Yorbeter, Lehrer der Synagogengemeinden betrifft, 
so setzt ihre Anstellung die Bestätigung, die Entlassung die 
Genehmigung des Regierungs - Präsidenten voraus. > ■) Eine 
Abänderung der Bezirke der Synagogengemeinden kann auch 
nur durch den Regierungs -Präsidenten erfolgen.") Nach 
§ 25 des Gesetzes vom 30. September 1842 ist zum Ver- 
mögenserwerbe unter Lebenden und von Todeswegen die 
Genehmigung des Regierungs-Präsidenten einzuholen, soweit 
nicht andere Staatsorgane zuständig sind. 'S) Femer ist der 
Regierungs - Präsident zuständig für die Erteilung der Ge- 
nehmigung zur Anlage neuer Synagogen, zur Yerlegung und 
Aufhebung einer Synagoge, sowie zur Anlegung von Pried- 
höfen") und zur Aufnahme von Anleihen, durch welche 
das zu diesen Zwecken nütige Geld meist erst aufgebracht 
werden muß. 



■) Dem § 22 des Oes. v. 30. Sept 1842 kommt heute nicht mehr die 
alte Bedentnng m. Denn 

1. ist ftlr Elementarlehrei die staatliche PrOtangsordnung maß- 
gebend, die Religionslehrei werden auch meiat mi den jadischen 
Lebreieeminaren ausgebildet. Vergl. bierza Statiat. Jahrbuch des 
D.J. G.B. v.J. 1901, S. 221 i 

2. bat nach anerkannter Obaerranz dea Kabbinerstandes kein ein- 
zelner Rabbiner mehr das Recht, da« Rabbinatadiplom aue- 
znetellen. Dies Recht iat den Rabbinerseminarien nnd den von 
den Rabbinerverbanden eingesetzten PrOfongekommiaeionen vor- 
behalten. 

"") s.Z. B. § 56 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844 n. g 1 Min.-Bek. v. 19. Jan.1844. 
") g 22 des Ges. v. 30. Okt. 1842. ■») § 1 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 
") a. Art 6 n. 7 preuß. Auaf. Ges. zam B. Q. B. t. 20. Sept 1899. 
") S 27 des Ges. v. 30. Sept 1842 n. g 4 Syn.-O. v. 1860. 



Endlich hat der Kegierimga - Präsident, wenn sich der 
Synagogenverband Über den Bezirk mehrerer Obrigkeiten 
erstreckt, Bestimmungen darüber zu treffen , welche von 
diesen Obrigkeiten allein neben dem Landrabbiner die Auf- 
sicht über das Synagogenwesen zu führen hat.*^) 

Zum Schlug mag noch erwfihnt werden, daß der Regierung 
auch die Bedeutung einer Disziplinarbehörde zukommt, und 
zwar direkt gegenüber dem Landrabbiner, indirekt auch gegen- 
über den Vorstehern und Beamten der Gemeinden. 

Jetzt wäre nur noch die Zuständigkeit der Obrigkeiten 
zu prQfen. Überall, wo das Gesetz von Obrigkeiten spricht, 
sind damit die untersten hannoverschen Verwaltungsbehörden 
gemeint, die ursprünglich zugleich die erste Instanz in der 
Organisation der Gerichte bildeten. An ihre Stelle traten 
nach der hannoverschen Amtsordnung vom 16. September 1852 
die Ämter.") Als die preußische Kreisverfassung der hannover- 
schen ÄmtsverfassuDg kQnstlicfa aufigeleimt wurde, entstanden 
durch Zusammenlegung mehrerer Ämter die Kreise. ") Auf 
die Landräte ist somit die Kompetenz der „Obrigkeiten" über- 
gegangen. Nur in den sogenannten selbständigen Städten 
ist der Magistrat zuständig zur Wahrnehmung dieser Befug- 
nisse, i*) Nach g 20, Absatz 1 des Gesetzes von 1842 führen 
die obenbezeichneten Behörden die Au&icht über das Synagogen- 
wesen unter Leitung der Regierung, meist nur subsidiär, 
zuweilen wahlweise neben dem Landrabbiner und in besonders 
bestimmten Fällen ausschließlich. Die Fälle der subsidiären 
oder wahlweisen Verwendung der Lokalbehörden neben dem 
Landrabbiner dürften recht selten vorkommen, wohl nur, wenn 
der Landrabbiner tatsächlich verhindert ist einzugreifen, oder 
nicht imstande ist, seinen Anordnungen allein den nötigen 

») g 9 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

'*) „Auch haben sie die obrigkeitliche Mitwirkung bei den jüdischeD 
Synagogen, Schal- n. Armenwesen." s. § S, Abs, 2 A. 0. v, 16, Sept. 1853 
und vergl. § 20 des Ges. v. 30. Sept. 1842. 

") S. Kjeü-Ordnnng f. Hannover t. 6. Mai 1884. 

") Vergl anch Gesete v. 30. Sept. 1842, § 22, Abs. 2. 
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Naclidrock zu verleihen, und auch dann nur, wenn der Land- 
rabbiner die Obrigkeit um eine solche Unterstützung ersucht, 
oder wenn die Regierung aus besonderen Gründen die Obrig- 
keit fUr den einzelnen Fall damit beauftragt. 

Wahlweise neben dem Landrabbiner sind die genannten 
Behörden zustfindig: 

1. Ffir die Überwachung der Dienstpflichten der Beamten nach 
§ 23, Absatz 2 des Gesetzes vom 30. September 1842 und 

2. FOr die Äufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung in 
der Synagoge nach g 37, Absatz 2 desselben Gesetzes 
in Verbindung mit § 26 der Synagogenordnung. 

Ausschlieälich zuständig sind die Landrftte bezw. Hagistrate 
in folgenden im Gesetze ausdrücklich genannten Fällen : 

1. Zur Vollstreckung aller Strafverfllgungen, inabesondere 
auch der Geldstrafen, welche der Landrabbiner verhängt 
hat, im Verwaltungszwangsver&hren.'*) 

2. Ist ihnen eine Reihe von Befugnissen überwiesen, welche 
sich meist auf die Kontrolle der Finanzverwaltung und 
die Wahl und Beaufeichtigung der Vorsteher und 
Rechnungsführer der judischen Gemeinden bezieben. Eis 
sind Aufgaben, zu denen der Landrabbiner nicht geeignet 
ist, wegen der oft weiten Entfernung seines Amtssitzes 
von den einzelnen Gemeinden. 

a) Die Fälle der Eontrolle der Finanzverwaltung sind: 

a) Genehmigung fUr den Modus der Besteuerung, bezw. 

Bestimmung dieses Modus durch die Obrigkeit. ">) 

■ ß) Eventuelle Berechnung und Erhebung der Steuern 

mit obri^eitlieher Hilfe.") 

y) Superrevision der jährlichen Rechnung des R«ch- 

nungsfOhrers.^ 

") 9 W, Abi. 3 des Gea. v. 30. 8ept 1842. 

M) g 8 Miii.-Bek. \. 15. Jul 1814. Vergl. S 28 des Ges. v. 30. Sept 1S42. 
") S 41 Min.-Bek. v. 19. J»n. 1844 and § 28 d« Gee. v. 30. 8«pt. 1842. 
") g 46 MiD.~Bek. t. 19. Jbd. 1844. 
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d) Die Erteilung der QeDehniigiuig zur Verbindung 
des Amtes des Rechnungsführers mit dem des 
Vorstehers.") 
b) Die anderen Fälle, welche meist mit der Wahl der 

Vorsteher zusammenhängen, sind: 

a) Das Recht der Entscheidung, wenn bei der Tor- 
standswahl sich Stimmengleichheit ergibt.*^) 

ß) Das Recht, von der Annahme des Vorsteheramtes, 
wenn die GrUnde der Ablehnung nach dem Er- 
messen der betreffenden Behörde erheblich sind, 
zu entbinden.^) 

;') Die Bestfttigung und Beeidigung der Vorsteher.") 

d) Die Ladung der Gemeindeversammlong zur Vor- 
standawahl oder zu sonstigen Zwecken, wenn die 
Vorsteher fehlen sollten.'^ 



Zweites Kapitel. 
Der Landrabbiner. 

g 10. I. Voraussetzung fUr die Zulassung zum Amte 
des Landrabbiners. 
Die wichtigste Einrichtung der hannoverschen Juden- 
gesetzgebung sind die bereits erwähnten Landrabbinate. Unter 
Landrabbinat verstehen wir zunächst den Landrabbinatsbezirk 
(siehe oben g 7). Femer bezeichnen wir aber mit dem Aus- 
druck .Landrabbinat* das Amt, den bestimmten Kreis von 
Geschäften, deren Wahrnehmung einer bestimmten Person 
obliegt Vom Amte unterscheiden wir die Behörde. Ist das 

■*) S S4 Min.-Bek. v. 19. Jon. 1844. 
X) S 28, Abs. 2 Mln.-Bek. v. 19. Jta. 1844. 
") « 80, Ab*. 2 HiD.-Bek. t. 19. Jan. 1S44. 
>*) f SS Uiii.-Bek. T. 19. Ju. 1844. 

>') I 48 HiB.-B«k. T. 19. Jan. 1844 oud Iwan MejM, S. 19, | 4B Uin.- 
Bek., ZiH. 5. 
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Amt unabhängig von der Person des Trägers, so ist die 
Behörde eine öffentliche Stelle, repräsentiert durch eine Person 
oder wenigstens eine Einheit von Personen, die zur Erledigung 
des bestimmten Kreises von Geschäften bestellt ist. Anch 
diese Behörde helM Landrabbinat. Die Behörde kann nun 
aus einer oder mehreren Personen bestehen. Das Landrabbinat 
wird von einer Person verwaltet, welche den Titel Land- 
rabbiner fuhrt. Er repräsentiert das Landrabbinat, und der 
Geschäftskreis des Landrabbinats deckt sich mit der Kompetenz 
des Landrabbiners. Zur Bekleidung dieses wichtigen Amtes 
müssen in der Person des Bewerbers gewisse materielle und 
formelle Voraussetzungen erfüllt sein. Xicht im Gesetz 
genannt, aber selbstverständliches Erfordernis sind Eigen* 
Schäften der Person, wie mosaisches Glaubensbekenntnis, Toll- 
besitz der bürgerlichen Ehre und makellos sittlicher Lebens- 
wandel. Die gesetzlichen Bestimmungen über die Wählbarkeit 
einer Person zum Landrabbiner, welche in § 63 ff. der 
Ministerial- Bekanntmachung vom 19. Januar 1844 enthalten 
sind, beschränken sieh darauf, die Erfordernisse der Vorbildung 
festzusetzen. Gefordert wird: 

1. Tüchtige Schulbildung. 

2. Universitätsstudium. 

3. Das Rabbinerdiplom. 

Die näheren Bestimmungen über diese drei Punkte ergeben 
sich aus dem übereinstimmenden Gewohnheitsrechte der 
judischen Gemeinden bei Anstellung von Rabbinern und den 
Observanzen des Rabbinerstandes. Als Nachweis tüchtiger 
Schulbildung verlangen die deutschen Gemeinden das Reife- 
zeugnis eines Gymnasiums, als Ausweis über die Universitäts- 
Btudien gilt das Doktordiplom einer deutschen Universität. 
Als Nachweis der Be^higung und Würdigkeit zur Ausübung 
der Rabbinatsfunktionen verlangt man die Autorisation (hehr. 
Hattarah) >) eines Rabbinerseminars, oder der von den Rabbiner- 



') Von Katz, S. 46, ffilachlich Moreau gen&imt. „Hattarah Horaah' 
(„die ,ErlanbiiiB' ") iat das Rsbbinittediploin, „Morenn (,unBer Herr', ,im8er 
Lehrei'",) der Titel dea AntoriBierteD. 
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verbänden eingesetzten Prüfungskommissionen.') Ein einzelner 
Rabbiner kann heute in Deutschland de facto keine Äutorisation 
mehr erteilen.') Von den formellen Voraussetzungen wäre 
zunächst die Wahl zu erwähnen. Ist ein Landrabbinat erledigt, 
so wird nach Festsetzung des Landrahhinatsgehaltes durch 
den Regierunge -Präsidenten und des Ortsrabbinergehaltea 
durch die Gemeinde, welche den Landrabbinatssitz haben 
soll , vom Vorstand der letztgenannten Gemeinde , unter 
getrenuter Angabe der Oehaltsquoten, die Stelle ausgeschrieben. 
Aus der Zahl der befthjgten Bewerber bildet derselbe Vorstand 
in Ausübung des Vorschlagsrecbtes der Hauptgemeinde eine 
Dreizabl. Es folgen nun die Probevortrfige der drei Kandidaten 
in der Hauptgemeinde, zu denen die Gemeinden des Bezirks 
Vertreter enteenden. Darauf wird ein Termin zur Wahl 
angesetzt. Zur Teilnahme an der Wahl sind alle Synagogen- 
gemeinden des Bezirks aufzufordern, welche ihre Vertreter 
entsenden. Die Wahl erfolgt unter Leitung eines staatlichen 
Eonunissars nach dem oben angegebenen Modus*) und 
eventuell nach näheren von der Regierung zu treffenden 
Beetimmungen. ') Die Wahl allein hat keine Bedeutung, wenn 
dem Bewerber die Bestätigung vom Ober-Präsidenten ver- 
sagt wird. Die Bestätigung ist also ein weiteres wesent^ 
liches Erfordernis für die Erlangung der Stelle.«) Vor dem 

*) ßabbiaereeininare beBtehen in Berlin und BieBlau. 

') Vergl. oben S. 68, Anm. 9, No. 2. Nach jfld. Recht genOgt die 
Erteilung der Aatorigation dnrch eine anamBtrittene rabbiniBcha ÄntoritSt, 
welche wir aber in Dentschland «iir Zeit nicht haben; 8. Talmnd Traktat 
Synhedrin 5b, Abodah earah 19b, Maimonidea Eilch. Synhedrin4, Joreh 
deah 242, 3, 4, 13 n. 14. Sifse Cohen zu Joreh deah 242, 14. Vergl. auch 
Hamburger, Realencyklopfldie für Bibel und Talmud, S. 882—886. 

*) S. oben S. 69 und § 64 ff. der Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

>) § 66 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

*) BeBtfltigt wird er als Landrabbiner; da bente der Landrabbiner 
die SchulaufBicht nicht mehr ipso jure, sondern kraft besonderen Auf- 
trages führt, BO muß ihm die EreiBBchnlinspektion Aber die jüd. Schalen 
nach g 1 des Schnlanfsicbtsgesetaes durch Verfflgong der Kgl. Begiemng, 
Abt. II gesondert ttbeitragen werden. Vergl. Verf. der Kgl. Regierung 
zn Anrieh v. 8. Januar 1897, No. U, 67S3(StatiBt Jahrb. des D. J. O. B. 1901, 
S. 220). 
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Amtsantritt wird der Landrabbiner auf getreue Führung 
seines Dienstes durch die Regierung selbst oder einen von 
ihr dazu ernannten KommisBar beeidigt.^ Darauf werden 
ihm erst die Akten und das Inventar des Landrabbinate, 
sowie die Dienstsiegel vom Uagisb'ate seines Amtssitzes 
ausgehändigt. 

Irgend ein schriftlicher Eontrakt mit den Oemeinden des 
Bezirks wird nicht geschlossen- Die Bedingungen sind tflils 
gesetzlich normiert, t«ilB von der Kegierung, teils mit Ge- 
nehmigung der Regierung festgesetzt, wie die Besoldung, 
Oebuhren und Diäten. Nicht notwendig, aber praktisch kann 
der Abschluß eines besonderen Kontraktes mit der Haupt- 
gemeinde werden, fQr welche der Landrabbiner zugleich als 
erster Unterrabbiner fungiert, da sie das Recht hat. von sich 
aus die H9he des Ortsrabbinatsgehaltes festzusetzen und die 
Pflichten des Ortsrabbiners zu bestimmen. Doch unterliegt 
aach dieses Recht der Aufeicht und Qenehmigung der Re- 
gierung.*) 

n. Ortliche und sachliche Zuständigkeit des 
Landrabbtners. 

Die Ortliche Zuständigkeit des Landrabbiners erstreckt . 
sich auf alle Synagogengemeinden des Landrabbinatsbezirkes. 
Daa folgt aus § 35 des Gesetzes vom 30. September 1842 in 
Verbindung mit g 62 der Ministerial-Bekanntmachung vom 
19. Januar 1844, wo ea ausdrücklich hei&t: „Die Juden dürfen 
sich keines anderen, als des Landrabbiners, in dessen Bezirk 
sie wohnen, bedienen." Für den Landrabbinatsbezirk ist also 
dieser Landrabbiner ausschließlich zuständig. 

Bei Feetstellung der sachlichen Zuständigkeit sind drei 
Arten von Kompetenzen zu scheiden. Zunächst ist der Land- 
rabbiner Rabbiner, und daher ist er befthigt, alle her- 
gebrachten Rabbinatsfunktionen zu versehen. 



*} MeUt wird der Bfirgvnueutei de« LAndrAbbiiwlMitm enueht, 
wenn Regiemngi- tmd LAitdnbbüuitaiita nicht aiuammsuf allen. 
■) Vwgl. S 11, S. 84 s. w. Uiit«mbbiner. 
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Als solche kommen hauptsächlich in Betracht: 

1. Entscheidung in Ritualfragen. 

2. Autorisation und Approbation der SchScbter, Thorarollen- 
schreiber und Beschneider. 

3. Yoraahme von Trauungen. 

4. Die Konfirmation, wo solche eingefUhrt ist. 

5. Die Predigt und das Lehramt. 

6. Leitung der auf Keligionsgesetz beruhenden inneren Ein- 
richtungen des Kultus und Ritus. 

Einige von diesen hergebrachten Funktionen eines 
Rabbiners sind den tTnterrabbinem entzogen und gehören in 
Hannover kraft Oesetzes zur ausschließlichen Kompetenz des 
Landrabbiners. Je nachdem, ob diese Rabbinatafunktionen 
von einem Unt«rrabbiner oder Prediger gar nicht oder nur 
nach besonderer Erm&chtigung vonseiten des Landrabbiners 
ausgeübt werden können, unterscheiden wir übertragbare und 
nnfibertragbare Rabbinatafunktionen des Landrabbiners. 
Übertragbar sind durch besondere Ermächtigung: 
Die Trauung. Der Landrabbiner hat nicht nur das aus- 
schließliche Recht, sondern nach §61 Ministerial-Bekannt- 
machung vom 19. Januar 1841 auch die Pflicht, sämt- 
liche in seinem Bezirke vorkommenden Trauungen vor- 
zunehmen. Will oder kann er die Trauung nicht selbst 
vornehmen, so muß er einen Unterrabbiner mit der 
Yomahme der Trauung beauftragen, Steht ihm kein 
Unterrabbiner mit Qualifikation zum Rabbineramt« zur 
Verfügung, so kann er diese Funktion auch einem Lehrer 
oder einer anderen Person Übertragen, welche aber ihre 
Befähigung dazu durch eine beim Landrabbiner abzu- 
legende Prüfung bewiesen haben mOssen.") Ein Recht 
auf Übertragung verschaffi; weder die Qualifikation zum 
Rabbineramte noch das Beatehen dieser Prüflmg. Die 
Ermächtigung kann der Landrabbiner aber nicht nur 



■) Vergl. Iwan Meyer, S. 23 eu g 61 d«r Hiu.-Bek. Ton 1844. 
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fOr den einzelnen Fall, sondern auch generell erteilen. 
Trotzdem kann er aber steta verlangen, die Trauung 
selbst vorzunehmen. Ebenso haben die Brautleute kein 
Recht darauf, daß der Landrabbiner die Vornahme der 
Trauung einem anderen Übertrage. Es bleibt dem Er- 
messen des Landrabbiners überlassen, ob und durch wen 
er sich vertreten lassen will.»«) 

Während nach § 4 des Gesetzes vom 30. September 1842 
die Trennung jüdischer Ehen zwar auch schon durch Richter- 
spruch, aber unter Berücksichtigung des jüdischen Rechts 
geschehen mußte, worüber eventuell der Landrabbiner gut- 
achtlich zu hOren war, ein Zustand, den das Reichspersonen- 
standgesetz unberührt ließ, so erfolgt heute die Ehescheidung 



'*) Nimmt jemand eine Trauung vor, ohne durch den Landrabbinec 
dazu ennfichtigt zu sein, bo hat der Landrabbiner das Recht, ihn in 
Strafe zn nehmen. Vergl. Verf. des Reg.-Präeid. zu Oflnabrflck 30. Dez. 1901, 
libged. im atatiat. Jahrtnch d. D. J. G. B,, Jahrg. 1903, S. 205. Kner Privat- 
person oder einem Vorsteher kann er nur die synagogaleu Ehrenrechta 
entziehen, § 37 dea Ges. v. 30. Sept 1842 in Verb, mit § 1 des Zuchtmitt«!- 
gesetaes v. 13. Mai 1873 und g 59 Syn.-O. v. 1860. Gegen die Vorsteher 
ist außerdem auf Antrag des Landrabbiners eine Bestrafung datch die 
Regierung möglich, da die Vorateher als mittelbare Staatsbeamte nach 
§5 1 u. 19 dea Ges. v. 21. Juni 1852, betr. die Dienstvergeben der nich^ 
richterlichen Beamten, der Disziplinargewalt der Regiernng unterliegen, 
Koltusbeamte kann der Landrabbiuer nach § 23 ä. Ges. v. 1842 bestrafen. 
Dagegen dürfte nach herrschender Ansicht g 132 R. Str. G, B. keine An- 
nendung finden, da die kirchliche Trauung keine Handlung ist, welche 
staatliche Funktionen darstellt. S. auch K. G. in Str. X. 199, RechtsBprechg. 
des K.G. in Str. Bd. V, 561. Wenn die betreffende Person unbefugter 
Weiae daa Ornat trBgt, so kann § 360 Ziff. 8 St. G. B. Anwendung finden. 
Über die Strafe, die den Landrabbiner oder seinen Stellvertreter trifft, 
wenn er traut, bevor ihm nachgewiesen ist, daß die Ehe vor dem Standes- 
beamten geschloBseu iat. cf. R. St, G. B. § 337. (Aufgehoben durch Art. 5 
der Novelle vom 26. Febr. 1876.) § 67 des Personenst,-Gee., stenographische 
Berichte Bber die Verhandlungen des deutschen Reichstages, II, Legis- 
latnrper-, U. Session, Bd. IV, No. 153, 179, 180, 197. Vergl, auch Art, 46, IH. 
E.G.B.G.B. Reichstagsitzung vom 18.Febr. 1875, S,1076i femer §§1,41,3, 
Abs. 3 des Pers. Str. Q«b. and stenogr. Bericht der Sitzung im preuBiachen 
Abgeordnetenhause v. 24. Febr. 18T4, S. 12S6 ff. und Hinschios, PreoB. 
Kircbepgesetze S. 27, Anm. 28. 
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nur nach den EhescheidiingegrQnden des BOrgerlicbea Gesetz- 
Buches (cf. E. Q. B. Q. B. Art. 201). Für den gläubigen Juden 
bleibt aber neben der gerichtlichen die religiöse Ehescheidung 
in Kraft. Doch werden diese Ehescheidungen nur da aus- 
gesprochen, wo ein „Besdin" (Oerichtshof) von drei Rabbinern 
vorhanden ist. Sollte ein solcher Gerichtshof im Landrabbinate 
gebildet werden, so wäre der Landrabbiner ausschließlich fUr 
den Vorsitz zuständig. 

Dagegen ist der Landrabbiner nicht ausschließlich zuständig 
zur Entscheidung von Anfragen Über Ritual. Man kann sich 
um Entscheidung in solchen Fragen an einen Unterrabbiner, 
welcher die Äutoriaation als Rabbiner besitzt, wenden. 
Werden die Landrabbiner aber angefragt, so besteht nach 
§ 60 Ministerial-Bekanntmachung vom 19. Januar 1844 eine 
Pflicht, diese Anfragen zu beantwori^en. Nicht einmal der 
Qualifikation zum Rabbineramte bedarf es fUr die Vornahme 
der Konfirmation, für die Predigt und das Lehramt. Diese 
Funktionen können mit Genehmigung des Landrabbiners auch 
von Lehrern und anderen dazu geeigneten Eultusbeamten 
ausgeführt werden. Dagegen ist ausschließliche und unüber- 
tragbare Befugnis des Landrabbiners die Autorisation der 
Schächter und Thorarollenschreiber und die Prüfung der 
Beschneider.>') Femer gehOrt zu seinen ausschließlichen 
Befugnissen die Leitung des Kultus und Ritus, und damit 
im Zusammenhange steht eine Anzahl von Vorschriften, die 
eine ausschließliche Zuständigkeit des Landrabbiners begründen. 

1 . Den Behörden gegenüber ist der Landrabbiner zur 
Begutachtung von Anfragen in Bezug auf jüdischen 
Glauben und Ritual verpflichtet.'^) 

2. Nach Anhörung der Gemeinde kann der Landrabbiner 
einen indirekten Zwang zum Besuche des Gottesdienstes 
an gewissen Tagen ausüben.'^) 

") S 50 Syii.-0. V. 1860. 
■*) S 59 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

") Syn.-0., % 1, AbB. 2 in Verb, mit § 37 dos Ges. y. 30. Sept 1842 
und § I des Oee. t. 13. Mai 1873. 
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3. An Orten, wo keine Synagoge ist, kann nur mit 
Oenehmigung des Landrabbinera Öffentlicher Gottesdienst 
abgehalten werden.") 

4. Zur Einweihung und Einrichtung einer Synagoge ist 
Qenehmigung des Landrabbinera notwendig.'^) 

5) Abänderungen der Liturgie und dea Ritus sind nur 
möglich mit Genehmigung des Landrabbiners, w&hrend 
der Landrabbiner von sich aus solche Änderungen auch 
nur mit Zustimmung der Gemeinde vornehmen könnte.'*) 

6. Abweichungen von dem für die Anfangszeit des Gottes- 
dienstes maßgebenden hannoverschen Kalender sind auch 
nur mit Genehmigung des Landrabbiners zulSssig.*^ 

7. Beschwerden über die Wahl unfähiger und unwürdiger 
Personen, welche von der Gemeinde zum Vorbeten der 
Bußgebete (Selichoth) und Blasen der Posaune (Schofar) 
zu bestimmen sind, entscheidet der Landrabbiner.'') 

8. Er hat den Psalm oder Choral zu bestimmen, der nach 
der Predigt gesungen werden soll. Der Landrabbiner 
hat das Kaisergebet zu sprechen, und nach seinen An- 
weisungen ist die Feier des Geburtstages des KOnigs 
und der Königin in den Synagogen zu gestalten.") 

9. Er hat mit Genehmigung der Regierung Dispens von 
einzelnen Bestimmungen der Synagogen-Ordnung zu er- 
teilen, Zweifel Über Auslegung und Streitigkeiten Ober 
Anwendung derselben zu entscheiden und die zur 
Ausführung der Synagogen - Ordnung erforderlichen 
Vorschriften zu erlassen.*") 

10. Die Handhabung der Kirchendisziplin. Er kann aber 
nur kirchliche Straf- und Zuchtmittel anwenden, ins- 
besondere den Gemeindemitgliedem die synagogalen 
Ehrenrechte entziehen.*') 

") Syn.-0. § 8. '») Syn.-O. S 4. 

J*) 8 5 Syn.-0. ■') S 16 Syn.-0. 

■•) « 28 Syn.-0. '•) 8yn.-0. § 48 n. 49. 

«^872— 75derSyii.-0. ")Syii.-O.Enden. ADm.l3 80wieSyn.-0.535ff. 
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Mit den kirchenregünentlichett Befugnisaea wOre aber die 
Kompetenz des Landrabbinera noch lange nicht erschöpft. 
Denn eine der wichtigsten Angaben des Landrabbiners iat 
die bereita erwähnte Führung der staatlichen Aufsicht Ober 
das Synagogenwesen seines Bezii^. Er führt diese Aufsicht 
als Organ der Regierung im Auftrage und unter Leitung der 
Regierung auch über die Beamten, und zwar unmittelbar über 
die Beamten, zu deren Anstellung Genehmigung der Regierung 
notwendig ist, mittelbar durch den Vorstand über diejenigen, 
zu deren Anstellung Genehmigung von Seiten des Land- 
rabbiners genügt. 

§ 11. Persönliche Stellung des Landrabbinera. 
1. Die rechtliche Natur des Dienstverhältnisses. 

Die außer der Wahl für die Anstellung des Landrabbiners 
notwendigen Erforderniaae sind im vorigen Paragraphen be- 
reit« angegeben. Sobald der Gewählte seine Bestätigung 
erhalten, wird ihm vom Regierunga-Präsidenten ein Termin 
zum Amtsantritt gesetzt. Der Gewählte hat sich bei der vom 
ßegierungs- Präsidenten bezeichneten Behörde') zum Amts- 
antritt zu melden und ist von derselben zu vereidigen und in 
sein Amt einzuführen. Eine Einführung in das Amt des 
ünterrahhiners erfolgt nicht, da diese Einführung bereits 
znr Kompetenz des Landrabbiners gehört und es ihm deshalb 
überlassen bleibt, sich selbst in dieses Amt einzuführen. 

Bei der Anstellung des Landrabbiners sind also zwei 
Dienstverhältnisse streng voneinander zu trennen. 

Zunächst wollen wir die rechtliche Natur der Stellung 
als Landrabbiner einer näheren Betrachtung unterziehen und 
vor allem die Frage erOrtem, ob der Landrabbiner Staats- 
beamter ist. Vorausschicken will ich, da& bia zum Jahre 1897 
kein Zweifel an der Staatsbearatenqualität der Landrabbiner 
bestand. Sie ist von der Praxis der hannoverschen und auch 



') Id der Praxis wird gewöhnlich der BttTgenneiBter des AtntBaitzes 
vou der Regiemog eraacht. 
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der preußischen Regieruag stets anerkannt worden.') Erst 
durch ein Urteil des zweiten Senates des Oberverwaltungs- 
gerichts vom 10. Juli 1897 wurde dem Landrabbiner diese 
Eigenschaft abgesprochen . Zunächst fragen wir , wer ist 
Staatebeamter P Eine feststehende allgemein anerkannte De- 
finition des Staatsbeamtenbegriffes kennt die staatsrechtliche 
Literatur nicht.^) Staatsbeamter ist jeder dauernd in ein 
unmittelbares oder mittelbares DienstTerhältnis zur „Ausübung 
von Verrichtungen der Staatsgewalt Berufene".^) Ähnlich 
werden in Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts ^) 
füs Staatsbehörden diejenigen staatlichen Organe bezeichnet, 
welche zur Ausübung eines begrenzten Kreises staatlicher 
Befugnisse durch ein anderes Organ des Staates berufen 
werden. Zwei Momente erscheinen uns wesentlich für den 
Staatsbeamtenbegriff: 1. Der Eintritt in ein Dienstverhältnis 
zum Staate auf Grund eines Öffentlich rechtlichen Vertrages 
und 2, dafi den Gegenstand dieses öffentlich rechtlichen Dienst- 
verhältnisses die Leistung von solchen Diensten bildet, 
welche den Zweck der Erfüllung und Besorgung von Staats- 
aufgaben haben. Die Handhabung obrigkeitlicher Hoheita- 
rechte dürfte dagegen nicht als Essentiale des Begriffes 
angesehen werden.^) Der Vertrag zwischen dem Staate und 
den Beamten kommt in der Weise zustande, daS der Staat 
die Erklärung abgibt, eine bestimmte Person in seinen Dienst 
nehmen zu wollen, und diese Person die Erklärung annimmt. 
Damit ist der Eintiitt des Beamten in den Staatsdienst voll- 
zogen, welches nicht gleichbedeutend ist mit der Übertragung 
des Amtes selbst. Dieser Vertrag sowohl, wie die Über- 
tragung des Amtes werden beim Landrabbiner vollzogen durch 
die Verfügung^ des Ober- Präsidenten, in der die Bestätigung 

') Geht ans mehreren Verfügungen der Regierungen hervor. 

') Über die frlilier herrschende Äoffasaung s. Rehm, S. 4 ff., S. 85 ff. 
Strube, Teil IH, No. 144, S. 510 ff. GOnner, die in § 3, S. 6 ff. angegebene 
Literatur. 

') S. Hue de GraiH, S. 80 ct. Str. G. B. § 359. ') Georg Meyer, S. 342. 

•) S. Laband, I., S. 409. 

') Also eine Verwaltungsverfügung, 8. Georg Meyer, S. 504 u. 506. 
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des Landrabbiners ausgesprochen wird. Eine regelrechte 
Bestallimgeurkunde erhfilt zwar der Landrabbiner nicht ; obwohl 
die Aushändigung einer Bestallungsurkunde in der Regel bei 
den Beamten erfolgt, so ist sie doch nicht als wesentlich für 
den Begriff anzusehen.') Aber auch das zweite Erfordernis 
trifft beim Landrabbiner zu. Das Dienstverhältnis, in das er 
zum Staate tritt, hat die Besorgung von Htaatsaufgaben zum 
GFegenstande, nämlich die Führung der Aufsicht über das 
Synagogenwesen im Auftrage und unter Leitung der Regierung, 
Befugnisse, welche als Teil des jus circa sacra zu den Staats- 
au^iben gehören. Damit ist allerdings der Lihalt der land- 
r&bbinatlichen Tätigkeit nicht erschöpft. Er hat auch Be- 
fugnisse eines obersten Geistlichen und Aufgaben, welche 
man dem Ejrchenregiment an die Seite stellen könnte, etwa 
gleich den Superintendenten und Konsistorien. Aber zum 
Beuntenbegriff gehört es auf keinen Fall, daß der Lebens- 
beruf einer Person ganz durch die Aufgaben des Staatsamtes 
ausgefüllt werde.*) Wir dürfen also den Landrabbiner als 
Staatsbefunten betrachten. Gegen diese Auffassung läßt sich 
nun nicht etwa einwenden, dafi der Landrabbiner keine Be- 
soldung vom Staate erhält Die Besoldung durch den Staat 
ist kein wesentliches Erfordernis des Staatsbeamtenbegriffes."*) 
Denn es gibt ja unbesoldete Staatsbeamte und auch solche, 
die zum Teil von anderen Körperschaften als dem Staate 
bezahlt werden. Der Regel nach bezahlt der Staat seine 
Beamten selbst. Diese Regel würde auch auf den Landrabbiner 
Anwendung finden, wenn nicht hier gerade die positivrecht- 
Uche Ausnahme des § 70 der Ministerial-Bekanntmachung 
von 1844 eingreifen würde, daß das Landrabbinatsgehalt von 
den Gemeinden au&ubringen ist, eine Ausnahme, die auf dem 
§ 28 des Gesetzes von 1842 beruht, wo es heißt, daß die 
Juden die Kosten des Synagogenwesens allein zu tragen 



>) Hne de Orois, S. 80. 

*) S. Lsbknd I., S. 408 Q. 409. 
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haben. >') Dagegen hat der Staat nicht den ganzen Einfluß 
ftuf die Besoldung der Landrabbiner aufgegeben- Die ^^ 
gienmg hat das Recht, B^timmuugen Über die H(ibe des 
LiuidrabbinatBgehaltee zu treffen und die Verteilung auf die 
(Gemeinden nach deren Größe und Steuerkraft vorzunehmen. 
A-Uch die Tatsache, daß der Landf^bbiper ron der Gepteinde 
gewählt wird, kann nicht als Argument gegen die Staatsbeamten- 
Eigenschaft des Landrabbiners aufgefaßt werden; denn 1. er- 
hält die Wahl einen öffentlichen Charakter durch die Leitung 
durch egnen Kegierungshonunissar und 2. gibt es auch im 
Staatslßben analoge F%Ue; so werden z.B- in Qstfriesl^d nicht 
nur die jQdiBchen, sondern auch die christlichen Volksschul- 
lehrer von den Gemeinden gewählt. Trotzdem bestreitet 
niemand ihre St^t8beamtenq^alität. Fine solche Wahl hat 
WßT die Bedeutung der Ausübung eines Vorschlsgsrechtes. '*) 

Das Oberverwaltungsgericht macht aber vorwiegend ganz 
andere ärlinde gegen die Staatsbeamteneigenschaft dpr Land- 
rabbioer geltend. Zunächst wird ihnen diese Eigenschaft mit 
Rücksicht »uf das Gesetz von 30. November 1842 abgesprochen- 
Das OberverwaltuDgsgericht argumentiert etw» folgendermaßen : 
.Das Gesetz von 1813 schließt die Juden in seinen g§ 6 mid 7 
von der Ausübung politischer Rechte und von de)} Staats- und 
0«ueindeämtem aus, und ein Gesetz, welches bei Regelung d^r 
Rechtsverhältnisse der Juden diese Sitze an die Spitze stellt, 
bttone unmö^icb ein ßir die Besetzung init einen) Juden be- 
stimmtes wichtiges Staatsamt haben schaffen wollen ; vielmehr 
habe dasselbe dißjenigen Obliegenheiten der gedachten StoDnng, 
wekhe als eine staatsamtUche Täti^it erscheinen klonen, 
^enbar zu den anderen öffentlichen Funktionen gewählt, fn 
dMten g 7 die Jndan unter Umständen m\^t'' 

Dagegen wftre einzuwenden: 

Uaeh der gescbicbtiiphen Entwickjung bernht die Ejp- 

") Eine Ansnahnie coii dieser Ausnahme und dAmit die Wieder- 
herstellung der Regel euthült § 10 der Min. Bek. v. 1844. welcher bestimmt, 
daß die obrigkeitlichen Geschüfte, welche durch die Aufsiclitfilhniiig 
veranUSt werden, unentgeltlich zu erfo|gefi li^bep. 

") S. V. Bremen die preuB. Volksschule 190.^ S. 366, 
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richtuiig 4er liaodrftbbiiwte auf at^atliclien Privilegjep, welch« 
dea Landfabbinern nicht nur KirchenregimeQtBbefugnisse, 
Bonderu zun tniqdeeten auch d^e Juriadiktioi} zum feil 
übertrugen. 

Staatliche Aufsichtsbefugnisae sind bereits dem Land- 
rabbiner in der lostrulttion von 1831 zugewiesen. In dieser 
Fonn ist das Landrabbinat ins Gesetz von 1842 (tbemommeif. 

Die §g 6 lind 7 des Gesetzes von 1842 sind erst fip 
Xiaufe der Verhandlungen ins Gesetz gekoipmen, und zwar 
verstand man unter Ausübung politischer Rechte die Wahl- 
rechte zu den Landtagen. Uan erklärte die Judei; vorerst 
noch nicht für reif, einen solchen Anteil acfi politischen Lebeii 
zu nehmen. Au^ defifselben Grunde ist der Ausschluß von 
Staatsämtem in das Gesetz mit aufgenommen. Das ganze 
Gesetz wurde mit Bezug auf gerade die^e Bestinmiungen als 
Provisorium behan4eit, '*) ein Zustand, der durch das Gesetz 
von 1847 zum Teil beseitigt und im Jahre 184S durch die 
Novelle zum Landegverfaseungsgesetz mit der vollen Gleich- 
stellung der Judßfi seine Erledigung fapd. Da ijufi bereits 
1848 die g§ 6 und 7 au&er Kraft getreten sind, so kai^n 
man sich auf dieselben auch nicht einmal zur Erforschung 
der Tendenzen des Gesetzes berufen, dessen Eiitricbtungen 
seit 1848 bis 1866 unter ganz anderen Anschauungen fo^i)- 
bestandep haben. Allgemein ist dos hannoversc^ie Becht iq 
der Form anzuwenden, in der es 1866 rezipiert wurde. Nach 
4en 4hB<^l>auuifgBn der h^noverschen Praxis wurde aber der 
Xian4rabbiner als Staatsbeamter aufgefaßt. Aber selbst weim 
man auf die Tendepzeo des Gesetzes von 1842 in seiner 
unyerfiflderten form zurückgreift, so ist doch darauf zu ver- 
wejsef), daß d^s (iesetz gerade in g 7 deq Judjen StaatsS^mter 
T|iit besopderer Geifehmigung des Ministeriuips zugänglich 
machen will, ijnd daß der Landrahbiner der Bestätigung dieses 
Ministeriupis tfedurfl», sodaß man auf Grund dieser Bestim- 
mungen einen Schluß auf seine Eigenschaft ^ Staatsbeamter 

'») A. St V. 1842, No.802, S. 999-1011, insbes. Erwiederung d. Sttode 
vom. 9. Juli 1843. 

e* 
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machen könnte. Dieses Beweises bedarf es aber kaum, wenn 
man bedenkt, daß in der Begrflndung des Gesetzentwurfes 
ausdrücklich ausgesprochen ist, dafi das beste und wichtigste 
Mittel zur Erziehung der Juden zu vollwertigen Staatsbürgern 
die staatliche Beau&ichtigung ihres Synagogen- und Schul- 
wesens sei, und daß die Regierung zur Durchführung dieser 
Aufgabe das vorhandene Institut der Landrabbiner benutzen 
und zu dem Zwecke mit den nötigen gesetzlichen Befugnisse 
habe ausstatten wollen.'*) Bedenkt man femer, daß das Ober- 
verwaltungsgericht in seiner Entscheidung dem Landrabbiner 
in seiner Stellung als Schulinspektor die Staatsbeamteneigen- 
schaft nicht abspricht, da£ nach hannoverschem Rechte diese 
Schulinspektion aber ipso jure mit dem Landrabbinat organisch 
verbunden war, und dafi wegen des Interesses des Staates an der 
jüdischen Schule als Mittel der Erziehung der Juden zum 
modernen Staatsbürger das hannoversche Gesetz in dieser 
Hinsicht ganz zweifellos ein Staatsamt hat schaffen wollen, 
so kann man nicht dem organisch mit der Schulaufsicht ver- 
bundenen Landrabbinat im Sinne des hannoverschen Gesetzes 
den Charakter des Staatsamtes absprechen. 

Als Unterrabbiner der Hauptgemeinde hst der Land- 
rabbiner allerdings eine ganz andere Stellung. Er wird hier 
zwar auch lebensläng^ch angestellt, aber maßgebend fUr seine 
rechtliche Stellung ist hier das Dienstverhältnis zu der Kor- 
poration, der Synsgogengemeinde , welche ihn als Rabbiner 
anstellt. Für ihn gelten also in folgenden Punkten die 
gleichen Grundsätze wie für jeden Unterrabbiner: Die Fest- 
setzung seines Gehaltes und die Übernahme von besonderen 
Verpflichtungen unterliegen hier der freien Vereinbarung der 
Parteien, allerdings bedOrfen auch diese Vereinbarungen der Be- 
stätigung der Regierung, aber nur in der Weise, wie sie bei den 
Unterrabbinem nach § 22 des Gesetzes von 1842, § 59 der 
Ministerial-Bekanntmachung von 1844 vorgeschrieben ist. 

Zu erörtern wäre an dieser Stelle die Frage, ob die 
Rabbiner, sowohl Landrabbiner als Unterrabbiner, als Geist- 



") A. St. Y. 1836, S. 451. A. St. y. 1837, S. 486 n. 487. 
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liehe anzusehen sind. Während man in Altpreufien unter 
dem BagrifF , Geistliche* immer nur die GeiBtlichen der beiden 
großen christlichen Konfessionen verstand, ein Sprachgebrauch, 
der von neueren Keichs^esetzen dadurch anerkannt ist, da& an 
Stellen, wo die Seelsorger aller Eonfessionen betroffen werden 
sollen, (z.B. beim Eanzelparagraphen) die Worte „und andere 
Religionsdiener " hinzugeftlgt sind, so wurden in Hannover auch 
die Rabbiner stets als Geistliche betrachtet. Auch wurden 
sie stets (ebenso auch die Vorbeter) auf Grund des Gesetzes 
von 1842 als mittelbare Staatsbeamte angesehen. Bis zum 
Inkrafttreten der preußischen Verfassungsurkunde waren die 
Geistlichen der christlichen Kirchen auch in Preußen als 
mittelbare Staatsbeamte angesehen worden.") Diese Eigen- 
schaft erlosch aber auf Grund des Artikel 15 der Verfassung, 
ein Zustand, der trotz Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18, 
bestehen blieb. Die Folge dieses Zustandes war, daß die 
christlichen Geistlichen neben den Beamten besonders hervor- 
gehoben werden mußten, wenn sie in den späteren Gesetzen 
den Staatsbeamten gleichgestellt werden sollten. Die Rabbiner 
haben in Altpreußen niemals die Stellung von Staatsbeamten 
gehabt. In Hannover jedoch hat die Einführung der preußi- 
schen Verfassung den Rabbinern weder ihre Stellung als 
Geistliche noch als mittelbare Staatsbeamte genommen ; denn 
die preußische Verfassung ist hier am 1. Oktober 1867 mit 
der Maßgabe in Kraft getreten, daß die zu diesem Behufe 
notwendigen Abänderungsbestimmungen durch besondere Ge- 
setze festzustellen sind. '*) Über die Rechtsverhältnisse der Juden 
sind abändernde Bestimmungen nicht ergangen. Darum ist alles 
geblieben wie es war; denn der Zustand, der in Altpreußen 
herrschte und 1867 auf Hannover ausgedehnt ist, gilt nur &r 
die GeisÜichen der beiden großen christlichen Bekenntnisse. 
In allen Fällen, in denen daher aus dem Gesetze selbst 
nicht ausdrQcklich hervorgeht, das nur protestantische und 
katholische Geistliche gemeint sein sollen, sind in Hannover 



") S. 8 % II., n. A. L. R. 

'*) S. S 2 dM Ges. vom 30. Sept 1866. 
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li^uie iioch die llabbiner als Geistliche und mittelbare Staats- 
beamte änziisehen. 

n. Die Stellung des Landrabbiners. 

Der Regierung gegenüber ist der Landrabbiner allein 
verantwortlich und ihr allein zum Gehorsam verpflichtet 
Sein unmittelbarer Vorgesetzter ist der BegierungsprSsident, 
der ihm gegeaQber ein Disziplinarrecht hat. Die TJrlaubs- 
erteilung steht dem Regierungspräsidenten zu. Ein Dienst- 
siegel darf er nur anschaffen, ändern und führen mit Gte- 
nehmigung der Regierung. Von der Regierung erhält er das 
Recht, filr dienstliehe Sendungen den Stempel fr. lt. Aversum 
So. 21 zu fiihren, daher hat er fUr Dienstsendungen dieselbe 
Fortofreiheit, die ihm zu hannoverscher Zeit bereits bis 1861 
zustand.'^) Als Beamter der Regierung erhält er ein Frei- 
exemplar des Regierungsamtsblattes. Über Ein- und Ausgänge 
hat er ein genaues Verzeichnis zu führen. Er ist ferner ver- 
pflichtet, Amtsreisen zu machen, so oft es die Regierung vor- 
schreibt, sonst mindestens alle fünf Jahre einmal. Über die 
Amtsreisen hat er einen Inspektionsbericht über alle Teile 
des jüdischen Gemeindewesens an die Regierung abzugeben.'^) 
Allen unter den Regierungen stehenden Behörden steht der 
Landrabbiner selbstständ^ gegenüber. Sie haben mit ihm 
im sog. ,Ersuch88til° zu verkehren. 

Den Qemeinden und ihren Mitgliedern gegenüber ist der 
Landrabbiner teils übergeordnetes Staatsorgan zur Beauf- 
sichtigung des Synagogenwesens, teils ist er das geistliche 
liehe Oberhaupt aller Gemeinden und Juden seines Bezirkes. 
In letzterer Hinsicht ist er Inhaber des Kirchenregiments, 
das er jedoch mit der R^enmg teilt,») weil gegen seine 



") Geht tieirbr auch ans einer TerfUgang der LftnddrOHtHi Aoricii 
Bii deti Ltodribb. ß. R. Hinch zu Elhdra vom 15. Jtini 1^ No. 5255, 
Vergl. Akten itn Alvfii^ zt Hamutver, bea. 104. II. 4. A. 

") S. S 58 der Min.-Bek. v. 1844 tmd Verf. dat lAnddrostw id Aitricfc 
Tom 22. März 1866, No. 2629 nnd des Reg.-Prteid. zn Anrieh v. 12. M&ra 1894, 
No. 2167. 

") S. S 72—75 der Sjnagogen-Ordaiihg. g 23, Abs. 2 des Ges. *. 1642 
nnd 5 37 des Ges. t. 1842. 
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Verfugungen, nicht nur gegen solche, welche DiBzipUnaretrafea 
verhftngen, die Beschwerde bei der Regierung mö^ch ist. 
Dabei ist jedoch zu bemerken, dafi .in religiösen Fragen di6 
Regierung doch nicht selbstet&ndig entscheiden kann, sondern 
auf das Gutachten des Landrabbinera angewiesen ist. Der 
Landrabbiner übt also Über Gemeinden und deren Mitglieder 
kirchenregimentliche AufsiditsbeAignisse aus, wie sie teils 
den Konsistorien und teils den Superintendenten zustehen. 

Was die Stellung des Landrabbinera zu den Organen der 
Gemeinden betri^ so ist festzuhalten, dafi ihre Tätigkeit 
der Aufeicht des Landrabbiners unterliegt. Der selbatstfindigen 
Disziplinargewalt des Landrabbiners unterliegen die Vor- 
steher wohl nur in derselben Weise wie jedes andere Ge- 
meindemitglied. Doch sind die Vorsteher mit Rüduicht auf 
die Synagogenordnung als die Organe anzusehen, durch welche 
der Landrabbiner die Aufsicht über die Synagoge führt.**) 
Inatruktionen fQr die Vorsteher und Rechnungsführer können 
vom Landrabbiner mit Genehmigung der Regierung erlassett 
werden.") Aus dem Aufsichtsrechte über die Gemeinden und 
deren Organe folgt auch das Recht des Landrabbiners, Ge- 
meindeversammlungen einberufen zu lassen und ihnen beizu- 
wohnen, das Recht, die ProtokoUbQcber einzusehen, sich Bericht 
erstatten zu lassen, sei es von Fall zu Fall bei statistischen 
Erhebungen, sei es jährlich Über Etat, Vermßgenverwaltung etc. 
Den Beamten der Gemeinde gegenüber ist der Land- 
rabbiuer der Vorgesetzte. Trotzdem Rabbiner, Lehrer und 
Vorbeter der Bestätigung durch den Regierungspräsidenten 
bedürfen, während bei Schächtem und Synagogendienem ztt 
ihrer Anstellung nur die Genehmigung des Landrabbtnen 
nötig ist, unterstehen die ersteren doch der Disziplinargewalt 
des Landrabbiners.**] 



-) Ve^l. S 37 des Gesetzea v. 1842, 8§ 13, 2G S.-O. 
*') Siehe Instmktioa des Landrabbiners Hirst^ ia Emden vom 
. Mai I8U bei Iwan Mejrer, S. 94. 
") S 22 ÖM Oes. T. 1848. 
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III. Die besonderen Rechte des Landrabbiners. 

Der Landrabbiner geniefit als Staatsbeamter und als 
Geistlicher, in letzterer Hinsicht auch jeder andere Rabbiner, 
eine bevorrechtigte Stellung im Staats- und Rechtsleben. 

Die Privilegien finden sich teils im Prozefi-^B) teils im 
Strafreehte,") teils auch im Militärrechte.**) 

Das Landrabbinat ist zweifellos, soweit es der Staats- 
aufsicht Qber das Synagogenwesen dient, öffentliches Amt 
auch im Sinne der gg 31, 132 und 359 des Straf-Oesetzbuchs. 
Eine andere Frage ist es, ob das Landrabbinat, soweit es 
geistliche Funktionen enthalt, und das Rabbinat öflentliche 
Ämter im Sinne dieser Paragraphen des Straf-Oesetzbuches 
sind. FOr die christlichen Geistlichen ist die Anwendbarkeit 
dieser Paragraphen ausgeschlossen, da sie heute nicht einmal 
mehr mittelbare Staatsbeamte sind. In den filteren preußischen 
Provinzen gilt das Gleiche von den Rabbinern. In Hannover 
ist aber an der Stellung der Rabbiner als mittelbfu« Staats- 
beamte nichts gelindert, daher sind diese Paragraphen auf 
sie und ihre Funktionen anwendbar, soweit letztere ausschließ- 
lich und unUbertragbar sind. 

Der Landrabbiner erwirbt durch seine Anstellung die 
deutsche Reichsangehörigkeit und die preu&ische Staats- 
angehörigkeit.'B) Dasselbe dürfte wohl von Rabbinern und 
Yorbetem gelten.*^) Als Staatsbeamter genie&t der Land- 



") § 23 deB Ges. v. 1842, § 34, 37 u. 85 Gw. Verf.-G. befreien ihn 
TOm Amte des SchBffen und Geschworenen. S 811, Zift. 8, 5 860, Ziff. S 
C. P. 0. geben ihm beneficinm competentiae, 9 383, Ziff. 4 entbindet ihn 
von der Zeugnispflicht in Ansehung deasen, was ihm bei der Ana- 
flbnng der Seelsorge anvertraut ist, ebeoBo Str. P. 0. $ 52, Ziff. 1. 

") Str. G. B. § 130(1, S 174, Ziff. 1, § 181, Ziff. 2, S 338 n. S 67 des 
OeietEea ttber die Beurkundung des Peraonenstaades v. 6. Febr. 1875. 

") 5 65 des R.-Milit.-Ges. v. 2. M»i 1874. 

") 5 9 des Ges. Ober Erwerbung und Verlust der Reichs- und Stast»- 
angehSrigkeit v. 1. Joni 1870. 

") cf. W. Cahn, hierzu Anmerkung 9 u. II, S. 93; jedoch bestritten; 
der Landrabbiner ist jedoch Staatsbeamter i er erwirbt daher uiit seiner 
Anstellung die Reichs- und StaataaugehOrigkeit Eweifellos. 
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Mbbin«r das Privileg des g 41 des Eommunalabgabengesetzes 
nnd der Verordnung vom 23. September 1867 für Staato- 
beamt«, soweit das Landrabbinatsgehalt in Frage kommt. Für 
sein Ortsrabbiaategehalt und das Gehalt der Unterrabbiner 
könnte das Steuerprivileg angezweifelt werden, denn wenn 
auch die Rabbiner in Hannover als Geistliche anzusehen sind, 
Bo basiert das Steuerprivileg der Geistlichen im Grunde ge- 
nommen auf dem Preußischen Gesetz vom 11. Juli 1822, das 
wie das Allgemeine Landrecht unter Geistlichen nur die 
protestantischen und katholischen versteht. Da aber damals 
von einer Gleichstellung der Juden noch keine Rede war, 
kann man aus der Xichterwtlhnung der Rabbiner zum min- 
destens keinen Beweis dafür erbringen, da& sie auch heute 
noch von diesem Privileg ausgeschlossen sein sollen. 

Jedenfalls aber haben die Rabbiner in Hannover als 
mittelbare Staatsbeamte das Steuerprivileg der letzteren, da 
nicht das allgemeine Landrecht, sondern das hannoversche 
Recht darüber befragt werden muß, wer zu den mittelbaren 
Staatsbeamten im Sinne der Verordnung vom 23. September 
1867 zu rechnen ist. 

Den Gemeinden gegenüber hat der Landrabbiner zunächst 
den Anspruch auf die Besoldung, die Gebühren, deren Höhe 
sich nach einer von der Regierung festgesetzten Gebühren- 
ordnung richtet, und auf die Tagegelder und Reisekosten 
bei den Inspektionen. Sowohl die Gehaltsquoten, wie die 
Gebühren etc. haben SEFentlich rechtliche Xatur und brauchen 
daher nicht eingeklagt zu werden, sind vielmehr auf dem 
Verwaltungswege einziehbar.»*) Die Gebühren steilen nur 
ein Minimum, kein Maximum dar. Bei Unterrabbinem richten 
sie sich lediglich nach der freien Vereinbarung der Parteien.' 
Doch hat der Landrabbiuer bei Trauungen in seinem Bezirke, 
die er nicht selber vornimmt, stets den Anspruch auf di« 
H&lfie des in der Gebührenordnung festgesetzten Minimums. 



■^ S. S 28 des Gm. v. 1842 u. MinistorUlsrlaS t. S. Hm 1874, 
H. d. J. I. A. 2593, M. d. G. A. III 2413. 
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Bm Anspruch auf Penalon, Witwen- und Reliktenvw- 
sorgung ist weder fOr die Landrabbiner noch die Rabbiner 
und Beamten der Gemeinden im Gesetze ausgesprocheil. 

Auf Grund der Synagogenordnung und nach dem Her- 
kommen stehen dem Landrabbiner gewisse besondere £hteii- 
rechte zu,*) 

TV. Die Beendigung des Dienstverhältnisses. 
Die Beendigung des Beamtenverhältnisses erfolgt: 

1. Da der Landrabbiner auf Lebenszeit definitiv angestellt 
ist, entweder freiwillig durch ein Aufgeben der Stellung 
seinerseits oder gegen seinen Willen, oder 

2. durch den Tod. 

Der unfreiwillige Rücktritt kann seinen Grund haben in 
einem stra^gerichtlichen Urteil oder kann auf dem Disziplinar- 
wege veranlaßt werden. Bis zur Wied«4>esetzung trifft die 
B^erung Bestimmung Über die interimistische Verwaltung 
des erledigten Landrabbinates. Die kommissarische Ver- 
waltung wird meist dem Landrabbiner eines anderen Bezirkes 
oder einem geeigneten Unterrabbiner übertragen. 



Drittes Kapitel. 
Die Synagrogengemelnde. 

A. §12. Begriff und rechtliche Stellung. 

Unter Kultü&gemeinde versteht man die Yereiblgung biiieF 
Anzähl von mindestens lO männlichen Juden, Welche das 
lä. Lebensjahr zui-Qckgel^ haben. Sie bildet die Gemeinde 
dach jüdischem Recht.') Aus dieser Kultusgemeiüde wird 



") tf, Syh.-0. 5 43. 

■) S. Kau S. 21, Heimberger S. 7^, Talibnd TrKkUt Megillah Ü B. 
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6ine Synagogengemeinde, wenn ihr vom Staate juristische 
Persönlichkeit und gewisse Hoheitstechte Verliehen sind. Die 
Synagogengemeinde ist die Gemeinde nach Staatskirchenrecht. 
korporationsrechte haben die Gemeinden in Hannover schotl 
durch das Gesetz vom 30. September 1842 erhalten.*). Nach 
§ 35 desselben Gesetzes besteht für die jüdischen Synagogen- 
gemeinden der Parochialzwang, und die Bezirke der Synagogen- 
gemeinden sind von der Regierung festgesetzt. 

Zu erörtern wäre hier noch die Frage, ob die Synagogen- 
gemeinde eine juristische Person des öffentlichen Rechts bildet. 
Eine Korporation des öffentlichen Rechts ist eine solche, 
welche kraft öffentlichen Rechts dem Staate zur Etfüllnng 
ihres Zweckes verpflichtet ist.^ Danach fallen heute die 
Eirchengeselischaften ohne Ausnahme nicht mehr unter ded 
Begriff der Korporation des öffentlichen Rechts. Die«er 
terminus technicus auf Kirchengesellschaften angewendet, 
wäre lediglich eih Rest der fi*üheren polizeistaatlichen Auf- 
fassung von der Kirche. 

Sicher ist aber, daß sich alle Kirchengesellschaften, also 
auch die Synagogengemeinden, wenn sie auch nur als private 
Korporationen angesehen werden können, sich doch von den 
gewöhnlichen juristischen Personen des Privatrechts unter- 
scheiden. 

Diese Unterschiede beruhen auf Rechten und Privilegien, 
die iimen vom Staate besonders verliehen sind. Kahl *) nennt 
die Kirchengesellschaften daher qualifizierte Korporationen. 
Damit ist aber auch weiter gar nichts getan, als die eigen- 
artige Stellung der Kirchengesellschaften gegenüber den 
privaten Korporationen konstatiert. Worin diese Eigentuli 
besteht^ ist nur aus den positiven Bestimmungen der Normen 
zu ersehen, welche für die Synagogengemeinden in Hannover 



>) 8. 9 Sä dee Gee. v. 30. Sept. 1842. 

') Bo«in, Recht der ö«. Gen. S. 3, 7, 13, 35 ff. Schön I.S.172n.l72H. 

*) Kahl, LehraTBtem S. 337 n. 340, vergl. dazu Hobler S. 18, Boain 
S. 16, Hioschiue in MarcjuardHenH HnudbuCh des bffcntl. Rechts t. S. 365 
Schön I. S. 171 i. 172 ft. 
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geltea und ihnen in vieler Hinsicht fthnliche Rechte geben, 
wie sie die Korporationen des öfiFentlichen Recht« besitzen. 
Ab solche Rechte sind insbesondere anzusehen das Besteuer- 
ungsrecht, ^) das die Synagogengemeinde aber ihre Mitglieder 
«usObt, damit im Zusammenhange das Recht, die rückständigen 
Steuern im Verwaltungszwangsverfahren eintreiben zu lassen^ 
und die Befugnis auf Grund des Parochialzwanges ^), jeden 
Juden, welcher im Bezirk der Synagogengemeißde wohnt, zum 
Eintritt in dieselbe zu zwingen. 

Die Bezirke der Synagogengemeinden sind auch dann 
von der Regierung festzustellen, wenn sich das BedUrMs 
nach Neubildung einer Synagogengemeinde herausstellt. 
Während eine Neubildung von Gemeinden möglich ist, ist die 
Gründung mehrerer Synagogengemeinden an einem Orte grund- 
sätzlich unmöglich. Da jedoch jedem der Austritt frei steht, 
ao können sich die aus der Synagogengemeinde Ausgetretenen 
zu Privatvereinen zusammenschlie^n. Korporationsrechte 
könnten diese Privatkultusgemeinden nur durch besondere 
kgl. Verordnung erhalten.") Aber auch, ohne aus der Ge- 
meinde auszutreten, kOnnen sich diejenigen Gemeindemitglieder, 
die sich in ihren religiösen GefQhlen durch Abänderung des 
Kultus verletzt fühlen . zur Einrichtung eines besonderen 
Kultus zusammenschließen. Das kann ihnen nach Artikel 12 
der Preußischen Ver&ssungs-Urkunde nicht verwehrt werden. 
Die Bestimmung des g 2 Absatz 1 der Synagogen-Ordnung*) 
hat demgegenüber nur die Bedeutung einer Ordnungsvorschrift, 
verliert aber die Wirkung, wenn der Privatgottesdienst aus 
religiösen Bedenken eingerichtet ist. Auch eine Vereinigung 
und Auflösung von Gemeinden könnte nur durch Verwaltungs- 
akt der Regierung geschehen. Im Ganzen ist die Stellung 
der Synagogengemeinden in Hannover stärker privilegiert, 



') § 28 des Gea. v. 30. Sept. 1842. •) § 28, Abs. 2 des Ges. v. 1842. 
') § 35 dea Ges. v. 1842. 
*) § 8 des G«e. v. 28. Joli 1876. 

*) % 2, Abs. 1 Syn.-O. lantat; Der öffeutUche Gotteadienat darf tun 
Orte der Sjrnagoge nur in dieser selbst abgehalten werden. 
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als in Ältpreu&en und fthoelt darnm umso mehr der Stellung 
der evangetisclien Oemeinden. 

Aus der Eorporationseigenschaft der Syn&gogengemeinde 
folgt: 

1 . Ihre Rechtsföhigkeit '") auf dem (Jebiete des Privatrechts 
und insbesondere auf dem des Yermdgensrechts. Darum 
kann sie Eigentum und andere dingliche Rechte haben, 
zum Erben und Legatar bestellt werden wie andere 
juristische Personen.") Aber auch Trägerin von öffent- 
lichen Rechten kann sie sein,'*) und ihren Mitgliedern 
gegenüber Übt sie durch ihre Organe ein Aufeichts- und 
Disziplinarrecht aus. Die letzteren Befugnisse sind aber 
dem Landrabbiner als oberstem kirchlichen Organe über- 
tragen. 

2. Folgt aus der Eorporationsqualität die Willens- und 
Handlungsfähigkeit der Gemeinde. Als Wille der Ge- 
meinde gilt der Beschluß, welcher durch die gesetzlich 
dazu berufenen Organe in den G^renzen der rechtlich 
anerkannten Lebenesphäre gefa&t ist. Daher können 
sich die Gemeinden berechtigen und verpflichten, sowohl 
kontraktlich wie außerkontraktlich (cf. g 31 u. § 89 B. G.-B.). 

3. Ist die Gemeinde partei- und prozeßföhig, sowohl im 
Zivilprozeß, wie im Verwaltungsstreitverfahren und in 
besonderen Prozeßarten. '9) Das Organ zur Proze&ver- 
tretung ist der Vorstand. 

Nach judischem Becht sind die Voraussetzung der Uit- 
gliedschaft der Eultusgemeinde : 

Geburt von einer jüdischen Mutter und bei Knaben 
au&erdem noch die Beschneidung.'*) Bei NichtJuden oder 



I*) Schön I. S. 304. ") Vergl. Schön R. d. KommunalTerb. 8. 7a 

'*) Wie z. B. Recht zur POhrong best. Namens, cf. E. des O. V. Q. 
T. 30. Not. 1900, E. XXXTIH, 8. 435 ist analog fOr die S}magogen- 
gemeinden ftnzanehmen. 

'») Vergl. Schön I. S. 306. 

") Tal. Jebamot 45b, Schulchan Aruch, Ebenbaeaer 4, 16. Vergl. 
auch Gen. 1, 17, 11, Jerem. 4, 4, Ezech. 28, Tal. Nedarim 31-32, Maimonides 
Hil. Milah am Schluß. 
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Kindern aue Mischehen, in denen der Vater Jude w^, 
ist Voraussetzung das UntertaHchen im rituellen) Tanch- 
hade (Mikweh), bei männUcben Personen aufierdem noch 
die Beecbneidung.i'^) Die volle religiöse Mündi^eit ui^4 
ZurechniwgsAhigkeit erlangen männliche Personen ipso 
jure mit Ablauf des 13., weibliche Personen ipso jure 
mit Ablauf des 12. Lebepsjabres.!^) Von dieser Zeit an 
fuhren sie dei^ Namep bar (bezw. bas.) Mizwab d- h. ein(e) 
gesetzpfiicbtig gewordener (gewordene). '^) 
Wie wird jmo fUr den Eonfessjgnsgeiioesen die Mitglied- 
schaft der SynagogefigemeiQ4^ begründet? 

1. Zunächst kapn sie eiiit|Bten kraft Parochialzwangs 
(s. § 35 des Oesetzes v. 30. September 1842): Wer im 
Bezirke der Synagogengemeinde seinen Wohnsitz'*) be- 
gründet, ist Gämeiqdemitglied, ohne daß es einer frei- 
willigen Anschlu&erklärung seinerseits noch einer Auf- 
nahmeerklänjng seitens der Gemeinde bedürfte. Die 
Frage nach dem Wohnsitz richtet sich nach iea allge- 
meinep Grundsätzen des B. G.-B. 

Pagegen ist weder Reichs- ifoch StaatsangefaOri^eit 
Voraussetzung der Mitgliedschaft.'*) 



") Talm. Jebamot 46 a, Keiitnt 9, Schnlchan Arnch Joreh Deab 368, 1, 
JosephoE AotiqD. Xlll 9, 1, 10, 3. Josephae c. Ap. II 13 und Änerbach, 
Beritli Abrttham S, 108-113. 

■*) Mischnah Abot5,24. Talmud Katnbot 50b, Hidiaach rabbah 1,63. 
Talniu4 Joma 82« uqd Schnlchsn Ärach, Orach Chaim 616, 2 Anm. 

") Katz s. 28. Die Bar- Mizwahfeier in der Synagoge entspricht 
niclft der Konfirmation ; dem Judentum ist eine Konfirmation far ^aben 
und Mädchen fremd. Bei der eyuagogalen Bar - Mizwahfeier liest der 
Knabe einen Abschnitt ans der Thora vor, um zu zeigen, daS er fthig 
iet, an der Leitung der Ldtnrgie texlznnelmen, wozu jedes männliche 
^emeindemitglied lierechtigt und verpflichtet war, da ee bieifUi bia in 
die neuere Zeit kein BefufsbeamtentHpi gab. Dia Frauen sind von dieser 
aktivep Betätigung wegen ihrer besonderen religiäeen Pflichten im Haoae 
dispensiert. Ans diesen Gründen wird die der protegt antisch ep }Cifche 
entlehnte, in vielen Gemeinden eingeführt HOdchenkonfirniation von 
den gesetaestreueo Juden, als nicht i^ 4@P Geist des Judentums pasBend, 
abgel^nt. 

") Schön I. S. 309. ") Schön I. 8. 315. 
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i. '^aan die Begründung Her Gemeindemitgliedachaft er- 
folgen d^^ch ausdrQcklicbe Beitrittseridärtutg einer Person 
oder durch dieselbe verbunden mit einer formell^ Auf- 
nahmeerklärung seitens der Gemeinde, z. B. bei Übertritt 
eines Christen und endlich 
3. durch stillschweigende Erklärung, z. B. durch die wider- 
spruchslose Bezahlung der Oemeindeabgaben, Besuch des 
Oottesdienstes und Inanspruchnahme der Genieinde- 
institutionen. Für die Entscheidung der Frage der Zu- 
gehörigk^it zu einer bestimmten Geipeinde sind die Ver- 
waltungsbehörden und Verwaltungsgerichte zuständig. 
Der Inhalt der aktiven Gemeindemitgliedschaft besteht 
in gewissen durch die Synagogenordnung (s. % 1) und durch 
Herkommen festgelegten religiösen Yerpflicbtungen , in der 
Unterwerfung unter die Synagogenordnung und das Statut 
der Gemeinde und in der Pflicht zur ßeitragsleistung. Dem 
entspricht das Recht, die Gemeindeinstitutionen und Gemeinde- 
bßamten in Anspruch ?u nehmen'**) und das auf Genua der 
synagogalen Ehrpnrechte (§ 35 imd 36 fif. der Synagogen- 
pr4puDg). Unter den Gemeindemitgliedem nehmen eipe be- 
eondere Stellung ein ^ie Wahlberephtigten, d. h. diejenige^, 
welche berufen sind, an der Selbstverwaltung ^er Gemeinde 
teilzunehmen, und aktives und passives Wahlrecht besitzen. 
Über die Voraussetzungen fQr den Erwerb der vollen 
Af itglip4s&<cI}»ftsj'echto kann das GemeiniJestatut Normstir- 
best jimiiH>igen pptbalten. Gewöhnlich dijrfte verlangt 

wer4pp ■ 
1. ein bestimmte^ Lebensalter. 

S. Selbstftndi^eit . d. h. entweder ein eigener Hausstand 
oder ein gewisser Steuerzensus (vergl. § 4^ derMinisterial- 
Bekanntmachung). 

3. Die Leistung von Gemeindesteuern überhaupt. 

4. Vollbesitz der bürgerlichen Ehre und der Verfügungs- 
ffthjgkeit über da$ Vermögen. 



*") cf. 0. V. G. Bd. 6, S- ^6■ 
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5. und vielfach auch der Ablauf einer bestinunten Zeit, 
meiet eines Jahree, seit Segründung des Wohnsitzes in 
der Gemeinde. 

Das passive Wahlrecht setzt natOrlich das aktive voraus. 
Verloren wird die Mitgliedschaft der Synagogengemeiade : 

1. durch Aufgabe des Wohnsitzes; 

2. durch Austritt aus dem Judentum mit und ohne 
Übertritt; 

3. durch Austritt aus der Synagogengemeinde ohne Auf- 
gabe dee Wohnsitzes und ohne Austritt aus dem 
Judentum. 

Mit dem Verlust der Mitgliedschaft erlischt aber nidit 
in allen Fällen sofort die Beitragspäicht zu den Lasten der 
Gemeinde. 

Da das Gesetz vom 14. Mai 1873 sieb nur auf den Aus- 
tritt aus der £irche, nicht auch auf den Austritt aus der 
Parochie bezieht, so ist seine Anwendung auf die Juden nur 
im Falle des Austritts aus dem Judentume nach § 8 des 
genannten Gesetzes anwendbar. Die Austrittserklärung mufi 
in Person vor dem Richter des Wohnorts abgegeben werden. 
Femer sind die Fonnalien des § 2 des cit. Gesetzes zu be- 
achten.2i) 

Die Austrittserklärung bewirkt die Be&eiung von den 
Leistungen, welche auf der persönlichen Eirchen- oder Eirchen- 
gemeindeangebOrigkeit beruhen.^) Diese Wirkung tritt jedoch 
erst ein mit dem Schlüsse des auf die Austrittserklämng 
folgenden Kalenderjahres. Zu den Eosten eines außerordent- 
lichen Baues, dessen Notwendigkeit vor Ablauf des Kalender- 
jahres, in dem der Austritt aus dem Judentume erklärt wird, 
festgestellt ist, hat der Austretende sogar bis zum Ablauf 
des zweiten auf die Austritteerklärung folgenden Kalender- 
jahres beizutragen. 

") Vergl. daso Jostte-Min. Reskript vom 13. Juni 1873 in Min.-Bek. 
8. 210. 

") § 3, Abs. 1 a. 3 des Gos. v. H. Mai 1873. 
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Der Austritt ans der Synagogengememde wird geregelt 
durch das Gesetz vom 28. Juli 1876. Auch hier muS die 
AusbittserklfiTung vor dem Richter des Wohnortes in Person 
abgegeben, und mQssen ganz ähnliche Formalien wie nach 
dem Gesetz vom 14. Uai 1873 beobachtet werden,**) Ein 
wichtiger Unterschied besteht aber darin, da& von dem aus 
der Synagogengemeinde Austretenden die Versicherung ver- 
langt wird, sein Austritt beruhe auf religiösen Bedenken.*') 

Die Wirkungen der Austrittserklärangen sind hier: 

1. Das Erlöschen der Bechte, welche den Mitgliedern einer 
Synagogengemeinde zustehen, also insbesondere das Recht 
auf InfmspFuchnahme der Kultusbeamten und der Ge- 
meindeinstitutionen, mit der Ausnahme, daß dem Aos- 
getretenen das Recht auf Mitbenutzung des Friedhofes 
und die Beitragspfiicht zur Unterhaltung desselbra 
bleibt.**) 

2. Das Erloschen der Verpflichtung zu den Leistungen, 
welche auf der Zugehörigkeit zur Gemeinde beruhen, 
beizutragen vom Schlüsse des auf die Austrittserklärung 
folgenden Kalenderiahres an. 

Hiervon kennt das Gesetz drei Ausnahmen: 

a) Zu den Kosten eines außerordentlichen Baues mufi der 
Ausgetretene noch bis zum Schlüsse des zweiten Kalender- 
jahres beitragen. 

b) Längstens bis zum Ablauf des fünften Kalenderjahres 
ist er zur Erfüllung der zur Zeit der Austrittserklärung 
dritten Personen gegenüber bereits begründeten Ver- 
pflichtungen der SynagogengemeiwJe fOr die Dauer 
dieser Verpflichtung heranzuziehen. Doch soll dieser 
Betrag nicht den Durchscbnittsbetrag der in den drei 



") S- § 3-6 d. G«e. v. 28. Juli 1876. ") Sebraidt S. 171. 

") Das Recht min Botreteü dee Friedhofes kttnn von einem Aua- 
getretetieii Dicht in eiaem VerwaltangHstieitTerfabieD verfolgt Verden. 
0. V. Q. Bd. 3, S. 330 and Zanders Handbacb, S. 63, g 6, Abs. 2, 6 Ende 
de« Ges. y. 28. JnU 1876. 
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letzten Jahren vor der Austrittserklftning geleisteten 
Beitrage Übersteigen.*«) 
c) Die Beitragspflicht zu den Lasten einer jüdischen Yolka- 
schule wird Oberhaupt nicht berfibrt. es sei denn, da& 
der Ausgetretene von der Schulau&ichtsbehOrile einer 
Öffentlichen nichtjQdischen Volksschule zugewiesen ist.^^ 

B- § 13- Die Organisation der Synagogengemeinde^ 
Geregelt sind die Grundlagen der Organisation der Syna- 
gogengemeinden in Hannover durch die betreffenden Be- 
stimmungen des Gesetzes vom 30. September 1842 und die Mi- 
nisterial-Bek^mtmachuag vom 19. Januar 1844. Doch kann, 
da Autonomie der Gemeinde gilt, das Gemeindestatut er- 
gänzende wie abweichende Bestinunungen über diesen Gegen- 
stand enthalten. Die beiden Organe, die jede Gemeinde haben 
mu&, sind Vorstand und Gemeindeversammlung. Neben der 
Gemeindeversammlung oder auch an ihre Stelle kann, wenn 
es gewUnscht und von der Regierung für angebracht gebalten 
wird, ein aus Wahlen in der Gemeindeversammlung bervor- 
gegajigener Gemeindeausschuß treten. >) Eine besondere Be- 
deutung kommt der Gemeindeversammlung zu, da der Vor- 
stand, aufier der Exekutive und Vertretung der Gemeinde 
meist nur geringe Befugnisse hat und von den Beschlüssen 
der Gemeindeversammlung abhängig ist. 

Die Gemeindeversammlung, resp. der Ausschuß, wo er 
in allen Angelegenheiten an ihre Stelle getreten ist, ist 
zuständig zur gesamten Leitung der Gemeinde, insbesondere 
aber fiir die Wahlen und för die Bewilligung der Geldmittel;^ 
femer auch für die fiu&ere Ordnung des Gottesdienstes, 
insofern, als ihr die Beschlußfassung über die Verteilung der 

") § 6, AbB. 2, b des Ges. t, 38. JaU 1876. 

•') Desgl. u. 0. V. G. Bd. 29. S. 192. Kinder eines Vaters, der bqs der 
Synagogengemeinde seines Wohnsitzes ohne religiöse Bedenken aus- 
getreten ist, können vom Religion santerrichte der dort bestehenden 
jQdischen Volksschule gsHetzlich niclit ansgeschlosaen werden. Siehe Verf. 
der Kgl. Regierung zu Auricli v. 16. Mai 1896 bei Iwan Meyer, S. 26, 

') S 52 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

») §§ 39, 44, 45 u. 48 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844 u. § 34 Syn.-O. 
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Stellen in der Synagoge*) und Über die Amtstracht der Vor- 
bet«r Dud Synagogendiener vorbehalten ist*) 

Berufen wird sie durch den Vorstand oder im Not&lle 
durch die Obri^eit.*) Auch steht dem Landrabbiner kraft 
seiner Aufsichtsbefugnisse das B«cht zu, Gemeindeyersamm- 
lungen zu berufen. £a mUasen alle Stimmberechtigten ord- 
nungsmä^g geladen werden. Doch ist nach dem Gesetz vom 
13. Mai 1873 die Androhung einer Geldstrafe für den Fall 
des iN'ichterscheineus onzulfissig.^ Über das Stimmrecht ent- 
scheidet das Oemeindestatut, subsidiär gilt § 49 der Hinisteriol- 
Bekanntmachung, welche dasselbe allen Steuerzahlern mit 
selbständigem Haushtüte zuspricht. Die Ausfibung des Stimm- 
rechts durch einen Bevollmächtigten ist nur bei sog. , Ehehaften* 
zolBssig,') doch mufi dieser selbst das Stimmrecht haben oder ein 
ToUjähnger unbescholtener Sohn des zu Vertretenden sein. Die 
Vollmacht und Grund der Behinderung sind jedoch glaubhaft 
zu bescheinigen, und Über die Zulänglichkeit der Bescheinigung 
entscheidet die Obrigkeit. 

Geleitet wird die Gemeindeversammlung durch den Vor* 
Steher oder den Vorsitzenden des Vorstandes.*) Beschlußfähig 
ist sie bei Anwesenheit der Hälfte der Stimmberechtigten.*) 
War die erste Versammlung nicht beschlußfähig, so erfolgt 
eine neue Ladung. Die Versammlung der auf die zweite 
Ladung Erschienenen ist stets beschlußfähig. Die Beschlüsse 
werden mit einf^bei Majorität ge&ßt. Bei Stimmengleich- 
heit entscheidet der Vorsitzende, bei einer Vorstandawafal 
jedoch die Obrigkeit. 'O) 

') SyD.-0. S 14.' ') Syn.-0. § 29. ') § 48 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

•) Oberprftaidialverf. v. 5. April 1878 bei Iwan Mey«, S. 20 ad. § 51 
der Miu.-Bek. 

') Iwan Meyer S. 19 ad. § 48. Min.-Bek. Ehehfttten = ehehafte Nöte 
wnren im Mittelalter Umstände, welche u. a. vor den Nachteilen des Un- 
gehoTsame im gerichtl. Verfahren bewahrten, wie z. B. Gefängnis, Seuche, 
Gottesdienst außer Landes ond des Reiches Dienat. Jetzt maßgebend die 
VoraiwaetBOngen der SS 233 Z. P. O. n. 44 St P. 0., vergl. auch g 159. Hann. 
Fr. 0. T. 8. Noy. 1850. ') § 50 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

') Seit 5. Mfti 1887 ist § 51 Min.-Bek. dabin geändert. 8. Iwan Meyer, 
Seit« 20. ") § 28 Min.-Bek. t. 19. Jan. 1844. 
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An der Spitze der Synagogengemeinde steht der Vor- 
Bteher, • in den größeren Gemeinden ein VorstandskoUegium, 
dae sich meist aus drei Personen zusammensetzt, welche die 
Ressorts unter steh verteilen, doch so, da& gewöhnlich der 
dem Dienstalter nach Alteste die Aufsicht Uher die Synagoge 
und den Gottesdienst als Synagogenvorsteher fUhrt.>') Auch in 
deii kleineren Gemeinden mui mehr als ein Vorsteher gewählt 
werden, wenn der Bezirk der Synagogengemeinde mit dem der 
Schulgemeinde nicht zusammenfallt.") Die Vorsteher sind in 
einer zu diesem Zwecke einzuberufenden Gemeindeversanmilung 
aus der Zahl der stimmberechtigten Gemeindemitglieder zu 
wählen. Aufier dem Stimmrecht gibt es noch andere Voraus- 
setzungen für die Wahl zum Vorsteher. Wer Vorsteher werden 
will, muß ßlhig und soll tauglich sein. Er muß ^ig sein, d. h. 
er mu& volljährig, geistig normal und unbescholten sein. Aus- 
geechloesen ist aber, wer wegen „Verbrechens* ") zur Unter- 
suchung gezogen worden, ohne freigesprochen zu sein,'^) und 
wem nach allgemeinen Grundsätzen die Volljährigkeit, bürger- 
liche Ehre und die geistigen Fähigkeiten fehlen. Ferner soll 
er tauglich sein , d. h. er darf von keinem im g 30 Abs. 3 
der Ministerial - Bekanntmachung festgesetzten Ablehnungs- 
rechte Gebrauch machen. Ein solches Ablehnungsrecht haben : 

1. Ärzte und Wundärzte, 

2. alle Personen über 60 Jahre, 

3. gewesene Vorsteher. 

Sonst ist jeder zur Annahme des Amtes verpflichtet, doch 
kann die Obrigkeit von der Annahme des Amtes nach freiem 
Ermessen dispensieren, wenn sie die vorgebrachten Gründe 
für wesentlich hält.<^) Die Amtsdauer der Vorsteher beträgt 
drei Jahre. Doch, wo mehrere Vorsteher vorhanden sind, 
scheidet jedes Jahr einer aus,'*) der jedoch wieder wählbar 



") Syn.-0. § 6 u. 11. ") % 15 Min.-Bek. v. 1844. 
") „Verbrecbeu", maßgebend der Sprachgebraach dee hiumover- 
schet) Str.-G.-B. vom 8. August 1840, Art. 6. Ebhardt, Bd. VI. S. 547. 
») 9 31 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 
") S. § 30, Abs. 2, Min.-Bek. '•) § 29, Abs. 2. Min.-Bek. 
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i8t>^ Der Oew&hlte bedarf der BestKtigung der Obri^eit, 
d. h. des Magistrats resp. Landrats und ist daim durch die- 
selbe Behörde auf getreue Fohrung seines Dienstes zu be- 
eidigen. Eine beglaubigte Abschrift des Protokolles aber die 
Beeidigung wird dem Vorsteher zugeeteUt, und dem Laud- 
rabhiner ist von der erfolgten Bestellung durch die Behörde 
Hitteilung zu machen. >b) 

Das Amt des Yor8t«hera ist Ehrenamt.") Ganz Analoges 
gilt fOr die Wahl zum Rechnungsführer, nur kann dieser auf 
mehr als drei Jahre gewählt werden und hat auf Verlangen 
die [Pflicht, Sicherheit zu leisten. *<>) Auch kann ihm mit Er- 
laubnis der Obrigkeit eine Vergütung gezahlt werden, wenn 
er nicht bereit ist, das Amt unentgeltlich zu führen. 

Zuständig ist der Vorstand zur AusfQhrung aller De-' 
Schlüsse der Gemeindeversammlungen und zur Verwaltung 
der Angelegenheiten der Synagogengemeinde,") insbesondere 
auch zur Verwaltung des Vermögens und der Stiftungen, 
ferner für die Verwaltung der Angelegenheiten und des Ver- 
mögens der jüdischen Schulen (Schulvorsteher) und für die 
Aufeicht Ober die Synagoge, den Gottesdienst und die Ge- 
meindebeamten (Synagogen Vorsteher). 

Der Vorstand vertritt die Gemeinde vor Gericht,^) ist 
aber zum Beginn eines Rechtsstreits oder zum Abschluß eines 
Ver^eichs von der Genehmigung der Gemeindeversammlung 
abhängig. ») 

Von der Finanz- und Schulverwaltung wird später zu 
handeln sein. Für den Synagogenvorsteher stellt die Syna- 
gogenordnung besondere Pflichten und Rechte auf. Er hat 
dafDr.zu sorgen, daß die Synagoge nebst allem cum Gottes- 
dienste Erforderlichen stets in gutem Zustande sei, und auf 
Befolgung der Synagogenordnung, wie auf die panktliche 
Erfüllung der Dienstpflichten der Vorbeter, Vorleser und 
Synagogendiener zu achten.*') Eh- muß wenigstens an 
Sabbaten und Festtagen dem Cktttesdienste von Anfang bis 

"} S 39 Mni.-Bek. ") § 32 Hiii.-B«k. 

'*) S $4 ff. MiD.-Bek. M) § 36 Mio.-Bek. *') % 37 Min.-Bek. 

") § 24 Min.-Bek. »•) § 44 MiQ.-Bek. ") Syo.-O. % 7. 
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Ende beiwohnen und im Behinderungsfalle seinen Stellvertreter 
rechtzeitig zum Erscheinen veranlassen. Er allein hat das 
Recht, außer dem Landrabbiner Ruhe und Ordnung in der 
Synagoge zu gebieten,») Bekanntmachungen in der Synagoge 
vorlesen oder anschlagen zu lassen und außer dem Land- 
rabbiner und Rabbiner auch Fehler des Vorbeters oder Vor- 
lesers zu verbessern. Seinen Anordnungen ist unweigerlich 
Folge zu leisten, Störungen der Ordnung kann er durch Er- 
mahnung zur Ruhe und Ordnung entgegentreten. Bei Widdr- 
setzlichkeiten kann er nach dem Gottesdienst« Bestrafung 
beim Landrabbiner beantragen, ebenso sind Beschwerden über 
den Synagogenvorsteher nach dem Oottesdienste beim Land- 
rabbiner **) vorzubringen, welcher Störer der Ordnung nach 
^ 37 des Gesetzes vom 30. September 1842 in Verbindung 
mit g 1 des Gesetzes vom 13. Hai 1873 bestrafen kann. 

Äußer der Aufsicht über die Synagoge gehören über- 
haupt alle rituellen Angelegenheiten und Einrichtungen in 
sein Ressort, wie die Aufsicht über die Scbächter, die 
Schlachter, die Bäcker, das rituelle Bad, die Beschneider und 
ThoraroUenschreiber. 2') Die rechtliche Stellung des Vor- 
stehers wird als die eines mittelbaren Staatsbeamten auf- 
gefaßt. Jedenfalls ist er, wenn auch der Au6icht des Land- 
rabbiners, so doch allein auf Grund des Gesetzes über die 
Dienstvergehen der nichtrichterlichen Beamten der DiszipUnar- 
gewalt der Regierung unterstellt, bei welcher der Land- 
rabbiner kraft seines Au&ichterechts allerdings das Disziplinar- 
verfahren beantragen kann. 

Den Beamten der Gemeinde gegenüber hat der Vorsteher 
keine Disziplinargewalt, nur das Aufsichtsrecht,'*) kraft dessen 

") Syn.-0. § 8, 9, 10 u. 11. 
■ ") S 12 n. 13 Syn.-0. Vergl. auch Iwan Meyer, S. 96, Abs. 1, 2. 

") Vergl. Iwan Meyer, S. 97. 

") Urlaub kann der Vorsteher den Osmeindebeamten nnr bis ta 
drei Tagen erteilen, tmxB dieee aber sofort unter Angabe des Grandes 
dem Landrabbiner anseigeo, fllr UrlsnbBerteilnngen Über drei Tage jedoch 
rechtzeitig vorher dessen Genehmigong nachsuchen. (Verf. des Reg.-PrSa. 
in Aarich vom 3. März 1904, No. Ib. 569.) VergL anch Ministerialerlaß t. 
21. Mai 1888 bei Iwan Meyer, S. 85. 
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er beim Landrabbiner ein Disziplinarrerfahren gegen dieselben 
beantragen kann. 

Den Gemeindemitgliedem gegenüber kann der Voreteher 
keinerlei kirchliche Straf- und Zuchtmittel anwenden. Dies 
Recht steht allein dem Landrabbiner zu. 

G. Aufgaben der Synagogengemeinde. 
I. § 14. Synagogen- und Kultuswelsen. 

Die Aufgaben der Synagogengemeinden lassen sich kurz 
andeuten durch die drei Worte Kultus, Finanz, Schule. Vom 
jüdischen Schulwesen soll in einem besonderen Kapitel die 
Rede sein, wegen seiner Bedeutung und deswegen, weil die 
Schulgemeinde nicht inuner notwendig mit der Synagogen- 
gemeinde zusammenzufallen braucht 

Die Hauptaufgabe einer religiösen Gemeinschaft ist die 
Pflege und die äoEiere Betätigung der gemeinsamen religiösen 
Überzeugung, des Kultus, und die Erhaltung der hierzu 
nötigen Qemeindeinstitutionen. Die Institutionen, ohne welche 
keine jüdische Gemeinde diesen BedQr&iissen gerecht werden 
kann, sind Synagoge, Friedhof und das rituelle Tauchbad. 
Ferner hat ' die Gemeinde für die Versorgung der Mitglieder 
mit rituell geschlachtetem Fleisch (Einrichtung der Schechitah 
und Beaufeichtigung des Eoscherfleischverkaufs) und für alle 
anderen Bedürfiiisse der Gemeindemitglieder zu sorgen, welche 
sich aus dem Religionsgesetze ergeben. Dabei ist es ganz 
gleiehgiltig, ob die Majorität oder nur eine Minorität in der 
Gemeinde das Religionsgesetz beachtet. Das Vorhandensein 
und die Erhaltung dieser Institutionen ist teils gesetzliche 
Pflicht der Gemeinden, teils eine Pflicht, die sich ergibt aus 
den stülachweigenden Voraussetzungen des Gesetzes über das 
Wesen einer Synagogengemeinde.') 

Die wichtigste Einrichtung der Gemeinde ist die Synagoge 
und der Gottesdienst. Zur Anlegung, Verlegung und Auf- 
hebung einer Synagoge ist Genehmigung der Regierung not- 



>) V. c(. Schalchra Arneh, Choachen Miechpat $ 163, bea. 1 u. 3 (Note 3). 
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wendig, zurEtDrichtuQgUDdEmweihungdiedesLandrabbmers.*) 
Über die Verteilimg der Sitzstellen beschlie&t die Gemeinde; 
sie werden meistens vermietet, doch sollen d«n Annen vom 
Vorstande unentgeltlich Sitzstellen angewiesen werden.*) Der 
Gottesdienst darf nur in der Synagoge stattfinden. Ausnahmen 
sind nur zulässig bei Hochzeiten, BeBchneidungen und bei 
SterbeflUlen in den ersten sieben Trauertagen. Für sonstige 
Ausnahmen bedarf es der Einwilligung des Vorstehers.*) 

Gewöhnlich aber sollen die Trauungen in der Synagoge 
stattfinden, doch hat der Landrsbbiner das Recht, die Trauung 
in der Synagoge aus sittlich-religiSsen GrUnden zu ver- 
weigern.') Ebenso soll die Seschneidung unehelicher Kinder 
außerhalb der Synagog« stattfinden,') Wo Uädchenbonfirmation 
eingeführt ist, soll sie auch in der Synagoge geschehen.^ 
An Orten, wo keine Synagoge ist, kann regelmäßiger Ofieut- 
licher Gottesdienst nur mit Genehmigung des Landrabbiners 
abgebalten werden,^) (. Filialgottesdienst "). Die Fonn des 
Gottesdienstes ist die althergebrachte. Abänderungen der 
bestehenden Form der Liturgie und des Ritus bedürfen der 
Genehmigung des Landrabbiners,^) welcher ohne Zustimmung 
der Gemeinde von sich aus auch keine Änderungen vornehmen 
darf. Der öffentliche Gottesdienst, dessen Anfangszeit sich 
nach dem hannoverschen jüdischen Kalender oder nach den 
besonderen Angaben des Landrabbiners richtet und durch 
Anschlag in der Synagoge bekannt zu machen i8t,io) ist 
regelmäßig zu den gewöhnlichen Gebetzeiten täglich oder 
doch wenigstens an Sabbaten und Festtagen, sowie am Todes- 
tage der Eltern eines Gemeindenutgliedes, und, wenn h'gend 
mö^ich auch an Fast- und Halhfesttagen, am Neumondstage, 
am Vorabend des N^eujahrs- und Versöhnungsfestes und am - 
Montag und Donnerstag morgens abzuhalten.") Ist an diesen 
Tagen der öffentliche Gottesdienst, zu dessen Abhaltung zehn 

S) 9 4 Syii.-0. •) § U n. 15 Sja.O. *) S 2 8yn.-0. 
•) Syn.O. 8 59. •) § 50 Syn.-O. ') § 57 Sjti.-0. ^ § S Syn.-O. 
•)S6Syii.-0. M) § 16 SyQ.-0. Vergl. aber § 17 Syn.-O. 
") 9 1, Abs. 1 Syii,-0. 
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mfttuilich« Personen Aber 13 Jahre (Hinjan) notwendig sind, 
wegen zu geringer Teilnahme unterblieben, dann kann der 
Landrabbiner nach Anhörung der Gemeinde den Qber 13 Jahre 
alten mSnolichen Personen, welche am Orte der Synagoge 
wohnen, eine Erecheinungspflieht für'die oben genannten Tage 
auferlege. Die wesentlichen Bestandteile des Gottesdienstes 
sind der Vortrag der Gebetordnung (die Liturgie) und an 
den Tagen, an welchen nadi dem Keligionsgeeetze die Thora- 
Vorlesung stattzufinden hat, die Vorlesung aus der Thora. 
Zu diesen beiden Teilen soll die Predigt in deutscher Sprache 
hinzutreten, und zwar mCglichet oft, aber doch mindestens 
an den Sabbaten vor dem Neumonde und dem Passahfeete, 
am Sabbat des Weihefestes (Cbanukab), an einem Tage der 
drei Hanptfeste, am ersten Tage des Neujahrs- und am Ver- 
söhnungsfeste.'*) Die Leitung der Liturgie besorgt der Vor- 
beter,") das Vorlesen ans der Thora ein Vorleser,'*) und die 
Predigt hält der Landrabbiner, Ortsrabbiner, Prediger oder 
der vom Landrabbiner damit beauftragte Lehrer. <') Aus- 
nahmsweise dürfen auch andere als der Vorbeter die Liturgie 
leiten, und zwar auch Gemeindemitglieder nach Bestimmung 
diH-ch die Gemeinde, insbesondere in den im g 28 der Syna- 
gogen-Ordnung angegebenen Fällen. 

FOr die äußere Ordnung des Gottesdienstes enthalten 
die g§ 18 — 25 der Synagogenordnung Bestimmungen. Bänder 
unter 6 Jahren dOrfen hiemach die Synagoge nicht besuchen. 
Frauen und Mädchen dürfen nur bei Religionsweihen, Trau- 
ungen etc. in der Männerabteilung weilen. Die übrigen Vor- 
stihrifteti lassen sich nach drei Gesichtspunkten zusammen- 
fassen. Zunächst soll jeder in würdiger und angemessener 
Kleidung erscheinen. In der Synagoge soll vollste Ruhe 
herrschen, daher ist jede Störung, auch durch lautes Mit- 
beton ete. untersagt, und die Ausübung ritueller Vorschriften 
darf nicht mit Verletzung des Anstendes geschehen. 



") S 47 SyD.-0. Ä. 

") % 30 Sj'n..O. Daa Kniaergebet spricht jedoch dra Landrabbiner, 
I deBBen Abwesenheit der Voibetei, cf. S 49 Syn.-O. 
"] § 32 -870.-0. '») g 47 Syn.-O. 
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Die Verteilung der Ehrenrechte in der Synagoge ist Sache 
der Gemeinde. Der Vorstand hat sich an die Beschlüsse der 
Gemeinde hierüber streng zu halten. Subsidiär tritt die in 
§ 36 der Synagogen-Ordnung angegebene Ordnung ein. Die 
Ausübung der Ehrenrechte darf nicht verweigert werden, 
auch ist sie nurmttOenehmigung des Vorstehers übertragbar.") 
Die Genieindebeamten sind hinsichtlich des Aufrufens zur 
Thora wie beitragende Gemeindemitglieder zu behandeln,'^) 
der Landrabbiner nach dem Herkommen. (Gewisse Personen, 
die Thorapflichtigen oder Ghiuwim, welche in § 40 der Syna- 
gogen-Ordnung aufgezählt sind, haben, wenn sie sich recht- 
zeitig gemeldet haben, einen gesetzlichen Anspruch daraufv 
zur Thora gerufen zu werden, und zwar mltssen sie in der 
im § 40 Ziff. 1 — 10 angegebenen Reihenfolge berücksichtigt 
werden. Innerhalb desselben Grades entscheidet das Lebens- 
alter.'^) Ob und wie weit nicht stimmberechtigte Gemeinde- 
mitglieder oder Fremde thorapflichtig im Sinne des § 40 sein 
sollen, ist durch GemeindebeschluS zu regeln.'*) 

Als eine weitere Hauptaufgabe des Kultus wird die 
Regelung des Begräbniswesens angesehen. Die Gemeinde hat 
den Friedhof zu unterhalten, und einen Leichenwagen anzu- 
schaffen.**) Zur Anlegung eines neuen Begräbnisplatzes ist 
Genehmigung der Regierung nStig. Die Unterhaltung des 
Friedhofes kann aber von der Brüderschaft übernommen 
werden, welche zur religionsgesetzlichen würdigen Bestattung 
der Leichen tunlichst in jeder Synagogengemeinde gebildet 
werden muß.") Die Rechte und Pflichten der Mitglieder der 
Brüderschaft bestimmen sich nach dem mit Genehmigung des 
Landrabbiners festgesetzten Statut. Besteht in einer Syna- 
gogengemeinde keine Brüderschaft, so ist die Sorge für die 
rituelle Bestattung der Leichen Pflicht des Synagogenvor- 
stehers.«*) Dieser oder die Brüderschaft selbst haben auch 
die Begleiter und eventuell auch die Träger zu bestimmen.^) 

'*) S 89 Syii.-0. ■') S 43 Syn.-O. ") § 42 SyiL-O. ") § 41 Syn.-O. 
M») S 68 SyD.-0. ") S 64 Syn.-0. ") H 64 n. 65 Syo.-0. 
••) § 69 Syn.-0. 
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Die Leiche soll breitet werden von mindestens zehn Per- 
sona, welche das 13. Lebensjahr vollendet haben, damit die 
auf dem Friedhof zu verrichtenden Qebete gesprochen werden 
können.**) 

Zur Durchführung der Aufgaben, welche das Eultuewesen 
der Gemeinde stellt, bedient sich die Oemeinde in neuerer 
Zeit einer Anzahl von Berufebeamten, während in früherer 
Zeit fast alle diese Funktionen von Gemeindemitgliedem als 
Ehrenamt ausgeübt wurden. Diese Eultusbeamten sind die 
Rabbiner, Religionslehrer und Prediger, Vorbeter, Vorleser, 
Schächter, Synagogendiener, während das Amt des Thora- 
roUenschreibers meistens als Privatberuf und das der Be- 
schneider auch heute noch meistens von einem Qemeinde- 
mitglied ehrenamtlich ausgeübt wird.^) Die Rechte und 
Pflichten der genannten Beamten richten sich nach dem mit 
der Gemeinde abgeschlossenen Dienstvertrage, soweit nicht 
die wenigen gesetzlichen Bestimmungen hier eingreifen. 

Unter den Berufsbeamten kann man wieder solche unter- 
scheiden, welche Dienste höherer oder niederer Art verrichten. 
Zu den ersteren zählen Rabbiner, Prediger, Religionslehrer 
ithd Vorbeter, zu den letzteren Schächter und Synagogen- 
diener.**) Daher soU auch der Dienst des Schftchters von 
dem des Unterrabbiners und, soweit möglich, auch von dem 
des Lehrers getrennt werden.*^ Die Aufsicht über die erst 
genannten Beamten führt der Landrabbiner, *b) während die 
Aufsicht über Schächter und Synagogendiener zunächst Sache 
des Synagogenvorstehers ist,**) der allerdings auch darüber 
zu wachen hat, da£ die Vorbeter in der Synagoge ihre 



■ ") § 71 Syn.-0. 

'*) Nach § 43 Syn.-O, stehen aber hinsichtlich des Äufrufeiis xat 
Tboia Alle Gemeindebeaniteit den Oemeindemitgliedera gleich. 

") Anf Schlichter und SToagogendiener finden daher die Be- 
Btiminangen Aber Invaliden- nnd Altersveraichemng Anwendung, ct. G«s. 
V. 13. Jali 1899. 

"; g 3 Hin.-Bek. t. 19. Jan. 1844 a. § 57 der jad. Scbaltmiuung v. 
5. Febr. 1854. 

") S 23 des Ges. v. 1842. ••) § 7 Syn.-O. 
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Pflichten pttnktlich erftlllen. Disziplinarbefugnisse hat a.ber 
nur der Landrabfainer oder die Obrigkeit. Au&er dem Antrage 
auf DieDstentlasBimg bestehen die Strafmittel in Verweis und 
Geldstrafe bis zu 30 Mark.^) Die Anstellung der Rabbiner, 
Vorbeter und Religionslebrer setzt die Prüfung durch den 
Landrabbiner unter Beteiligung eines staatlichen Kommissars 
voraus, welche heute durch Zeugnisse der betreffenden Semi- 
narien ersetzt wird, femer aber in jedem Fall die Bestätigung 
durch die Regierung.^') Pflicht des Landrabbinera ist es, 
dafUr zu sorgen, da& die (Gemeinden mit Unterrabbinem, 
Vorbetem und Heligionslehrern versehen sind, und die An- 
trfige der Gemeinden auf Anstellung und Entlassung derselben 
der Regierung gutachtlich zur Bestätigung vorzulegen. s^) 
Denn auch die Entlassung dieser Beamten erfordert die Ge- 
nehmigung der Regierung. "3) Für die Prüfung der Schächter 
und für die Anstellung derselben, wie fUr die Anstellung der 
Synagogendiener ist der Landrabbiner zuständig. FUr die 
Stellung des Rabbiners gilt das, was obeii von der Stellung 
des Landrabbiners als Ortsrabbiner gesagt ist, analog. Die 
besonderen Bestimmungen Über die Religionslehrer gehören 
in den Abschnitt Ober das Schulwesen. Für den Vorbeter 
enthalten die gg 47 ff. der Synagogenordnung Bestimmungen 
über die Ausübung seines Amtes. Der Synagogendiener hat 
nach § 33 Synagogen-Ordnung die ftufieren Verrichtungen, 
welche der Gottesdienst erfordert, zu versehen. Zum Amte 
des Beschneiders sollen nur vorschriftsmä&ig geprüfte Männer 
zugelassen werden. Die Prüfung geschieht in chimrgiscber 
Beziehung durch einen (beamteten) Arzt, in ritueller Be- 
ziehung durch den Landrabbiner. Zur Vornahme der Be- 
schneidung soll außer dem Beschneider ein Arzt und wenn 
möglich, noch ein zweiter geprüfter Beschneider zugezogen 
werden.'*) 

»•) S 23 deB Ges. v. 30. S«pt 1842. ") 9 22 des Qe«. v. 30. Sept 1842. 
"> § 5e MiD.-Bek. V. 19. Jon. 1844. 

") 8 22 d. Gm. t. 1842. Vergl. nach Instruktion fdr den Sju&fftgtia' 
Vorsteher bei Iwan Meyer, S. 96 o. 97. 
**) 9 50 Syn.-O. 
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II. §15. Das Finanzrecht und die Finanzverwaltung 

der Synagogengemeinde. 

1. Das Hnanzrecht. 

Die DurchftÜirung der Aufgaben einer Synagogengemeinde 
erfordert nicht unerhebliche Geldmittel. Xach § 2S des Ge- 
setzes vom 30. September 1842 haben die Juden die Kosten 
ihres Synagogen- und Schulwesens selbst zu tragen und 
durch Umlagen, Sitzstellengelder, Opfergelder etc. aufzubringen. 

Erst später wurde ihnen eine UnterstQtzung aus Staats- 
mitteln zuteil, die jetzt in eine Subvention aus dem Pro- 
vinzialfonds umgewuidelt ist. Das Recht, die Gemeindemit- 
glieder durch direkte oder indirekte Besteuerung zur 
Tragung dieser Kosten heranzuziehen, ist im § 28 still- 
schweigend vorausgesetzt. Der g 28 sagt ausdrücklich nur, 
da& der Betrag und die Art der Aufbringung der Steuern 
nötigenfalls von den Behörden festzustellen ist und ihre Bei- 
treibung auf dem Wege des Verwaltungszwangsverfahrens 
geschehen kann. Zur Entscheidung auf Klagen von Gemeinde- 
mitgliedem wegen der ihnen obliegenden Verpflichtungen zu 
Abgaben und Leistungen entscheidet nach § 51 des Zuständig- 
keitsgeeetzes vom 1. August 1883 der Bezirksausschu&.i) 

Auf diese Abgaben, welche an die Synagogengeraeinden 
zu entrichten sind, findet auch das Gesetz über die Yer- 
jährnngs&isten bei Öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 
Anwendung, welches durch Gesetz vom 12. April 1882 auf 
die neuen Provinzen ausgedehnt ist.') 

Die aus der Synagogengemeinde Ausgetretenen haben 
die Beitragspflicht zu den Lasten der Synagogengemeinde in 
dem Umfange zu erfüllen, wie sie § 6 des Austrittsgesetzes 
vom 8. Juli 1876 re^lt. Auch für Klagen der Ausgetretenen 
in dieser Hinsicht ist der Bezirksausschufi nach g 54 des 
Zuständigkeitsgesetzes vom 1, August 1883 kompetent. 
Hierbei sei jedoch ausdrQckhch darauf hingewiesen. da& für 

') Vergl. Bnuehitscb, Bd. I, S. 898. 

■) Veigl.O.V.G.Bd.3,S.32e,Bd.6,S.343,Bd.7,S.339u.Br»uchitsch 
Bd. I, S. 39». 
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den Ansgetretenen eine Befreiung von den Leistungen fUt 
die Zwecke der öffentlichen jüdischen Volksschule nur ein- 
treten kann, wenn der Ausgetretene von der Schulaufeichts- 
beht^de einer öffentlichen nichtjQdischen Schule zugewiesen 
istf) Die- R^elnng der Beitragspflicht der im Synagogen- 
bezirke von dem Mittelpunkte desselben entfernt wohnenden 
Juden steht dagegen der AufeichtabehSrde und nicht den 
Yerwaltungagerichten zu. 

2. Die Plninzverwaltung. 
Die Ogsne, welche bei der Finiuizverwaltung tätig 
werden, sind Torsteher, Rechnungsführer und Gemeindever- 
sammlung. Daneben übt die Obrigkeit ein Kontrollrecht aus. 
Ein Rechnungsführer muß fKr jede Gemeinde bestellt werden,*) 
in den kleineren Gemeinden kann jedoch cbe Obri^eit die 
Vereinigung des Amtes des R«chnung8flihrer8 mit dem des 
Vorstehers zulassen. G«wühnlicfa hat er die Rechnung für 
Synagoge, Schule und Armenpfiege zu föhren. Doch kOon«! 
fDr das Schul- und Armenwesen besondere RechnungsfDhrer 
bestellt werden.^) Seine Au^abe besteht vor allem in der 
Hebung der Einnahmen und Leistung der Ausgaben,*) der 
Mitwirkung bei Aufstellung des Etats ^ und der jährlichen 
Rechnungslegung mit Belegen über sämtliche Einnahmen und 
Ausgaben.^) Die Einnahmen und Ausgaben der Synagogen- 
gemeinde werden bedingt und begrenzt durch den Etat, den 
Voranschlag, welcher fQr ein Jahr oder, wo dies für ange- 
messen gehalten wird, Mr einen längeren Zeitraum vom Vor- 
steher und R«chnungsfahrer aufgestellt werden muß. Der 
Voranschlag muß eine Übersicht Über die mutmaßlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben und Ober die Aufbringung des Fehlen- 
den nach dem eingeführten Steuerfuße enthalten.') Für die 
Angelegenheiten der Schule und der Armenpflege ist eine 
besondere Übersicht aufoustellenJ*) 

•) O. V. G. Bd. 29, S. 163 u. 0. V. G. Bd. 3, 8. 324. 

') § 34 Min.-Bok. ») S 35 Min.-Bek. ■) § 34 Min.-Bek. . 

') g 39 Min.-Bek. "> § 45 Min.-Bek. 

•) § 39 Min.-Bek. i») § 40 Min.-Bek. 
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Der YoraDBchlag mufi einer GemeindeversanualuDg zur 
Senehmigiing vorgelegt weidraJi) Erfdgt diese Genehmignng, 
so sind die Beitr&ge der Gemeindemit^eder und die indirekten 
Abgaben, wie Schulgeld, Synagogenstftndegeld, ") und Opfer- 
gelder'") etc. durch den ßtichnungafUlirer zu bwechnen und 
EU heben. >^) Zur Leistung von Zahlung«! bedarf der Rech- 
BimgBfiUirer der Genehmigung des YfOHteherB, doch darf der 
Torsteher wiederum nur Ausgaben genehmigen, welche von 
der Gemeinde bewilligt worden sind. Dies gilt auch von 
außerordentlichen Ausgaben. '*) Die Vornahme von Ver- 
äußerungen, Kündigung, Einziehung und Belegung von 
Kapitalien ist Sache des Vorstehers, der aber zu diesen 
Verwaltungsakten an die Genehmigung der Gemeindever- 
sammlung gebunden ist.") Am Ehide des Jahres muß von 
dem Rechnungsführer eine Rechnung über sämtliche Ein- 
nahmen und Ausgaben mit den Belegen aufgestellt werden. 
Nach einer Vorprüfung dieser Rechnung durch die Vorsteher 
muß sie acht Tage lang zu jedes Mitgliedes Einsicht ausge- 
legt werden. Ihre Annahme erfolgt dann in einer zu dem 
Zwecke berufenen Gemeindeversammlung, in welcher etwaige 
Erinnerungen gleich erledigt werden sollen. Nach der erfolgten 
Abnahme muß die Rechnung dem Magistrat bezw. Landrat 
zur Superrevision und zur Entscheidung über unerledigte 
Monita eingereicht werden.'^) 

m. Das Schulwesen. 

§ 16. a) Die Volksschule. 

1. Allsemelnes. 

Das judische Yolksschulwesen in Hannover ist geordnet 

durch die bezüglichen Bestimmungen des Gesetzes vom 

30. September 1842 g§ 25—28 und §§ 38—47 der Ministerial- 

Bekanntmachung vom 19. Januar 1844 und die ministerielle 

") S 39 Min.-Bek. in Verbindimg mit § 53 derselben. 

") S. 8 14, 15 Syn.-0. ") % U Syn.-O. '*) § 41 Min.-Bek. 

'») g§ 42 ü. 43 Min.-Bek. ") § U Min.-Bek. 

"> S 45 D. 46 Min.-Bek. 
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Schulordnung ^r die jüdischen Schulen vom 5. Februar 1854. 
Nicht in Betracht kommen das Gesetz betr. das christliche 
Volksachulwesen vom 26. Mai 1845 und das Gesetz über 
Kirchen- und Schulvorst&nde vom 14. Oktober 1848. War 
damit das jüdische Schulwesen ursprünglich auf eine besondere 
rechUiche Grundlage gestellt, so sind ihm jetzt nur noch 
wenige Besonderheiten verblieben, da zunächst die preufiischen 
Gesetze Anwendung finden, welche das Volksschulwesen regeln. 
Auch die MinisteriaJerlasse, soweit sie sich nicht lediglich 
auf christliche Schulen beziehen, haben eine Änderung insofern 
gebracht, als mit jedem Uinisterialerlaese die etwa entgegen- 
stehenden Bestimmungen der Schulordnung vom 5. Februar 
1854 als beseitigt anzusehen sind.') Schulverbfiade sind in 
der Regel die Synagogengemeinden, denen die Unterhalts- 
pflicht obliegt.»} 

Die bürgerlichen Gemeinden sind nicht verpflichtet, 
dagegen sind die jüdischen Gemeinden dazu berechtigt, 
QfFenthche jüdische Schulen einzurichten. Aber selbst, wo 
judische Schulen bestehen, bleibt es den Eltern unbenommen, 
ihre Kinder in den christhchen Schulen unterrichten zu 
lassen, °) wodurch sie jedoch nicht von der Beitragspflicht zu 
den Lasten der jüdischen Volksschule befreit werden, und es 
darf den jüdischen Kindern die Teilnahme an dem Unterrichte 
in den christlichen Ortsschulen nicht versagt werden.*) 

Die jtidischen Kinder, welche christliche Volksschulen 
besuchen, sind aber von der Teilnahme am christlichen Reli- 
gionsunterrichte befreit (vergleiche § 41 des Gesetzes vom 
30. September 1842) und auf Antrag ihrer Eltern oder deren 
Stellvertreter an den Sonnabenden und jüdischen Feiertagen 
vom Schulbesuche zu dispensieren.^) 

■) Dnlheuer, S, 351, % 133. 

•) § 28 n. 42 des Ges. v. 1842 u. Min.-Erl. v. 3, Auguet 1888. 

•) § 39 des Ges. v. 30. Sept 1842. 

'} § 42 des Gee. v. 30. Sept> 1842. 

•) Min.-Erl. v. 18. Jan. 1899. U. HI. D. 16 n. v. Bremen, S. 591, Anm. 1. 
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Die besonderen jüdischen Schulen gelten als Öffentliche 
Volksschulen auch in Bezug auf Staatsbeitrfige, auf die B«chte 
der Lehrer und ihre Steaervorrechte. «) Der Austritt aus der 
Synagogengemeinde befreit nicht von den Leistungen fUr die 
öffentlichen jüdischen Schulen, obgleich Synagogen- und 
Schulverb ftnde in der Regel zusammenfallen.^ 

Die Darstellung dieses Paragraphen soll sich auf die 
Besonderheiten des jüdischen Volksschulwesens in Hannover 
beschränken. 

2. Errichtung und Einrichtung der jüdischen Schulen. 

Zur Anlegung neuer jüdischer Schulen ist die Genehmigung 
der Regierung, Abteilung II, notwendig,") und die Nachweisung, 
daß für den Unterricht in den allgemeinen Kenntnissen durch 
beföhigte und geprüfte Lehrer und für die Aufbringung der 
Unterhaltungskosten genügend gesorgt ist. 

Die Bezirke der jüdischen Schulen sollen mit Rücksicht 
darauf festgestellt werden, da& allen Kindern der Schul- 
gemeinde auch der Besuch der Schule ermöglicht wird,^) und, 
wenn es irgend möglich ist, werden die Bezirke der Synagogen- 
gemeinden dabei zu Grunde gelegt. Diese jüdischen Schulen 
müssen von den jüdischen schulpflichtigen Kindern besucht 
-werden, soweit nicht die Eltern es vorziehen, sie in christ- 
liche Schulen zu schicken. Das schulpflichtige Alter ist in 
den jüdischen Schulen dasselbe wie in den christlichen. Es 
beginnt mit dem vollendeten 6. Lebensjahre und endet mit 
dem Ablauf des Halbjahres, in dem das 14. Lebensjahr 
vollendet ist."*) 

Für das schulpflichtige Alter besteht der Schulzwang, 
d. h. Eltern und Vormünder sind verpflichtet, ihre Kinder und 
Mündel in die Schule zu schicken.") 

•) Pr. V., Bl. 22, S. 143. 

') Ges. T. 28. Joli 1876, § 6 Ende u. O. V. G. XI^ S. 241. 
■) 8 27 des Ges. v. 30. Sept 1842. ') § 40 des Ges. v. 1842. 
^ § 2 der Schu1-0. V. 1854, dozn Iwan Meyer, S. 27 ff. Vergl. damit das 
preoß. Gesetz v. 2. Januar 1906, betr. Abftndernng des Ges. v. 26. Mai 1845. 
'■) S 1 Schul-0. V. 1854. 
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Privatunterricht befreit von dem Besuche der Öffentlichen 
Schule nur dann, wenn er von geprüften Lehrern mit Qe- 
nehniiguDg des Landrabbiners (und der Obrigkeit) in allen 
vorgeschriebenen Lehrgegensttlnden erteilt wird.>*) 

Zur Aufrechterhaltung der Schulzucht, Ober welche Lehrer 
und Schulvorsteher zu wachen haben, dienen dieselben Mittel 
wie in den christlichen Schulen. >3) 

Öffentliche Prüfungen finden mindestens einmal im Jahre 
statt. Zu ihnen, wie zu den Visitationen durch den Land- 
rabbiner müBBen sich auch die Kinder einfinden, welche 
Privatunterricht genießen.'*) Auch müssen bei den Sehul- 
revisionen dieSchulregister,Versäunmislisten, Klassenbücher etc. 
zur Einsicht und Unterschrift dem Landrabbiner vorgelegt 
werden.") 

3. Schulverband und Schulunterhaltung. 

Für Preußen ist durch das Yolksschulunterhaltungsgesetz 
die Frage der Schulunterhaltung neu geregelt. Schulverband, 
d. h. Träger der Schulunterhaltungslast ist grundsätzlich der 
Konununalverband geworden. Für die jüdischen Schulen hält 
aber § 40 des genannten Gesetzes den bisherigen Rechts- 
zustand au&echt, bis zur anderweitigen gesetzlichen Kegelung. 
Doch wird durch diesen § 40 die Vorschrift des § 67 No. 3 
des Gesetzes über die Verhältnisse der Juden in Preußen 
vom 23. Juli 1847 auch auf Hannover ausgedehnt. 

Als Schulverbände im Sinne des Gesetzes gelten die 
bestehenden jüdischen Schulsozietäten. Doch können auch 
nach dem Inkrafttreten des Yolksschulunterhaltungsgesetzes 
jüdische Schulen mit dem Charakter Öffentlicher Volksschulen 
neu begründet werden. Andrerseits sind die politischen Ge- 
meinden nach wie vor befugt, die öffentliche jüdische Volks- 
schule auf ihren Etat zu übernehmen und jüdische Volks- 
schulen zu errichten. Es gibt also in Zukunft verschiedene 

") g 9 Schul-0. ") § 38 Sehul-0. 
") § 43 Schul-0. '") § 39 Schnl-0. 
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jüdische Schulen, und zwar solche, die von der politischen 
Gemeinde fibemommen werden und aolche, die nach den alten 
Bestimniungen Sozietätsschulen geblieben sind, als solche 
weiter bestehen und durch BeitrSge der politischen Gemeinde 
unterstutzt werden. In der Regel bildet jede Synagogen- 
gemeinde einen Schulverband.'*) In besonderen Fällen können 
jedoch die Bezirke mit Genehmigung der Kegierung II ander- 
weitig festgestellt werden, insbesondere können, wenn es 
zweckmäßig erscheint, mehrere Synagogengemeinden zu einem 
Schulverbande vereinigt werden. Die Abänderung einmal 
eingerichteter Schulverbände kann gegen den Willen der 
Beteiligten nur auf Orund veränderter Verhältnisse oder aus 
anderen erheblichen GrQnden verfUgt werden. Die Obliegen- 
heiten des Schulverbandes sind die Aufbringung der Kosten 
des jüdischen Schulwesens, der Schullasten. Zur Deckung der 
Schullasten stehen den jüdischen Schulverbänden verschiedene 
Hilfsquellen zur Verfügung: 
1. Die Schulsteuem: 

J«de8 zablungs^ige Mitglied <^ eines Schulverbandes 
hat zu dflO Kosten der jüdischen Schuleinrichtungen beizu- 
steuern. Von diesen Schulsteuem gilt dasselbe, wie von 
den Gemeindesteuern der Synagogengemeinden. 

Eltern, welche ihre Kinder in christlichen Schulen oder 
durch Privatlehrer unterrichten lassen, sowie die nach dem 
Gesetz« vom 28. Juli 1876 aus der Synagogengemeinde Aus- 
getretenen werden nicht von der Verpflichtung zur Zahlung 
der Schulsteuem befreit. Die Schulsteuem ^) werden auf 
die Mitglieder des Schulverbandes nach bestimmtem Modus 
verteilt. Soweit es nötig ist, haben die Behörden den Ver- 
teilungsmodus festzusetzen. 

Für die vom Orte der Schule entfernt wohnenden Mit- 
glieder ist eine Ermäßigung des Beitrages zulässig. Streitig- 
keiten und Zweifel über die Art der Aufbringung der Kosten 
entscheiden die Behörden. 

'•( § 10 Schal-0. ") S 11 Schul-0. ") % 12 Schul-0. 
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2. Das Schulgeld.») 

Es wird nur noch als FremdeiiBchulgeld erhoben, da nach 
dem VolksBchulentlastungsgesetze vom 14. Juni 1888 ins- 
besondere § 4 kein Schulgeld mehr von einheimischen Be- 
suchern der Volksschule erhoben werden darf.**^) 

3. Die Staatsbeiträge. 

Es wurde TOD manchen Seiten die Frage aufgeworfen, 
ob die Staatsbeiträge zur Unterstützung des Volksschul- 
Wesens und zu den Lehrerbesoldungen auch hinsichtlich der 
jüdischen Volksschulen nach dem neuen Volksschulunter- 
haltungsgesetze aufrecht erhalten blieben. Selbst Eugen 
Schiffer") vertritt noch die Auffassung, daß die §§ 1 — 32 
auf jüdische Schulen keine Anwendung finden. Dieser 
Auffassung tritt jedoch Belian ent^gen. In seinem Kom- 
mentar heißt es:^) ,Nach der Erklärung des Ministerial- 
vertreters in der II. Lesung haben in Zukunft die ßffent- 
hchen judischen Volksschulen Anspruch auf ünterstUtzungr 
ans demselben Fonds des Staatshaushaltes, der für die 
Unterstützung öffentlicher Volksschulen überhaupt bestinunt 
ist." Daß die widerruflichen sogenannten ,Ergänzungs- 
zuschüsse" auch den jüdischen Schulen zugute kommen 
sollen, geht übrigens klar aus der ministeriellen I. An- 
weisung zur Ausführung des Gesetzes hervor. In dieser 
Anweisung beißt es ausdrücklich, daß die §§ 14 ff. 17 und 
insbesondere § 18 ff. auf die jüdischen Schulen Anwendung 
finden. Außer diesen widerruflichen Staatsbeiträgen ver- 
bleibt den jüdischen Schulen der unwiderrufliche Staats- 
beitrag im Betrage von jährlich 500 bezw. 300 Hk., der 
auf Orund des § 27 des Lehrerbesoldungsgesetzes vom 
S.März 1897 bezahlt wird, da g 64 des Volksschulunter- 
haltungsgesetzes dem g 27 des Gesetzes vom 3. März 1897 

■*) § 18 o. 14 Schnl-O. 

*>) Vergl. Gesetz, betr. die ErgHiuaiig des Volksscbnlentlastniigs- 
geseties vom 31. M&rz 1889. 

*') S. Engen Schiffer, Kommentar S. 69. 
") Belian, Kommentar S. 53. 
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ausdrücklich seine Geltung auch weiterhin gewährleistet. 
Es ist sogar nicht ausgeschlossen, da& der Staatsbeitrag 
von 500 Mk. auf 700 Mk. erhöht wird; denn bekanntlich 
wurde zum Volksschulunterhaltungsgesetze eine Resolution 
folgenden Wortlauts angenommen: 

„Die Königliche Staatsregierung auizufordem, vom Tage 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes ab den auf Grund des 
Lehrerb esoldungsgesetzea zu zahlenden gesetzlichen Staats- 
beitrag weiterhin von 500 auf 700 Mk. zu erhöhen." 

Während der gesetzliche Staatsbeitrag weiterhin durch 
die bisherigen Kassen gezahlt wird, bearbeiten die Kreis- 
ausBchQsse die widerruflichen Staatsergänzungsbeihilfen. 
4. Die Beiträge der Kommune. 

Die Neuerung des Volksschulunterbaltungsgesetzes ist die 
gesetzlich gewahrleistete Beihilfe der Kommune. Durch 
eingehende Ermittelungen, die von Lehrer Waller in 
Moringen angestellt wurden, ist festgestellt, da& eine gro^ 
Anzahl von jüdischen Gemeinden seit vielen Jahren die 
christlichen Schullasten ihres Ortes genau so mit zu tragen 
haben, wie die Christen selbst, ohne irgend eine Ent- 
schädigung. Allerdings ist auch bisher schon von einigen 
Kommunen in Anbetracht dessen den Juden ein Teil ihrer 
Steuern als Beitrag für die jüdischen Schulen zurückgezahlt 
worden. Das Neue ist, dafi dieser Beitrag jetzt gesetzlich 
gewährleistet und nach ganz bestimmten Sätzen zu be- 
rechnen ist. 

Nach § 40 des Volksschulunterhaltungsgesetzes findet 
der § 67 No. 3 des Gesetzes vom 23. Juli 1847 auch auf 
Hannover Anwendung. Diese Bestimraung gilt nicht fOr 
Gutsbezirke und Gesaratschulverbände."') In Gemeinden, 
die einem Gesamtschulverbande angehören, ist die SchuUast 
der Gemeinde nach ihrem Beitrage zu den Lasten des 
Gesamtschulverbandes zu berechnen. Sind mehrere bürger- 
liche Gemeinden oder mehrere Synagogengemeinden beteiligt, 



») V. Bremen, Kommentiff zn § 40 das V, U. O. 
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so ist der Betrag Dach billigem Ermessen zu bestimmen. Die 
Festsetzmig erfolgt lediglich durch den Minister, ohne da& ein 
weiteres EechtBmittel gegeben wfire. Die Höhe des Betrages 
ist unter Berücksichtigung der gesamten in Betracht kom- 
menden Verhältnisse nach einem billigen Maße festzusetzen.") 
FUr die Regelung der Beitragsp&icht filr die Kommune 
gelten folgende Gesichtspunkte: 

a) Die Höhe der Beteiligung der jQdischen Einwohner 

ei) an den Eommunalabgaben, 
ß) an der Ortascbullast. 

b) Die Aufwendungen der Kommune für das Orts- 
volksschulwesen . 

c) Die Erleichterung, welche die aus der Vereinigung 
der jüdischen Kinder in einer besonderen jüdischen 
Schule erwächst. Nach der MinisterialverfQgung vom 
29. Januar 1873 soll im allgemeinen der Zuschuß so 
berechnet werden, daß der Durchschnitt genommen 
wird zwischen dem Betrage, der sich unter Zugrunde- 
legung der Glesichtspunkte: 

a) Beteiligung der jüdischen Einwohner an der Kom- 
munal- bezw. Ortsschullset ; 
ß) Aufwendungen der Kommunalkassen für das Orts- 

scbulwesen und 
;') demjenigen Betrage der sich unter Zugrundelegung 
des Gesichtspunktes der jüdischen Schulkinder er- 
geben würde. Doch soll jeder Fall nach billigem 
Ermessen aller in Betracht kommenden Verhältnisse 
behandelt werden. 
Wenn wir das Gesagte erläutern wollen, so müssen wir 
es an der Hand eines Beispieles tun. Angenommen in der- 
Gemeinde X beträgt der Anteil der jüdischen Steuerleistungea 
an den Aufwendungen für das Ortsschulwesen 1070 Mk. 
Das sind 10,7"/ovoii den 10,000 Mk.; welche dieKommuneX 
in bar für das Ortsvolksschulwesen aufzubringen hat. Die 

") Min. -Erl. V. 29. Januar n. H. September 1878, U.Z.B1. 1873,8.185 
1. 1874, S. 403. Schneider u. v. Bremen H., S. 213. 
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BFBparnis, die der Kommune aus der Vereinigung der 
jQdiachen Kinder in besonderer Schule erwächst, sei gleich 
Null zu beziffern. Der Durchschnitt von 1070 Mk. und 
Null beträgt somit 535 Mk. Das wäre die Summe, welche 
die Kommune X der Synagogengemeinde X als Zuschuß 
für die besondere jüdische Schule herauszugeben hätte. 

Wenn keine gütliche Einigung mit der Konmiune erfolgen 
kann, so mufi die Festsetzung durch die Regierung bezw. 
den Mjnister erfolgen. 
(. Die Unterstützung aus dem Provinzialfond. 

g 40 des Volksschulunterhaltungsgesetzee enthält in Ab- 
satz 3 ausdrücklich die Bestimmung, da& in Hannover dem 
jüdischen Schulwesen auch die TJnterstützang durch den 
Provinzialverband verbleiben soll, in der Weise, wie sie 
dorch g 7 No. 3 des Gesetzes vom 7. März 1868 geregelt ist 

4. Schutaufsicht und Schulverwaltang. 

1. Schulaufsicfat. 

Die Schulaufeicht*^) ist gesetzlich geregelt durch das 
Gesetz, betreffend die Beau&ichtigung des Unterrichts- und 
Krziehimgswesens vom 11. März 1872. Sie wird ausgeübt 
durch das Kultus- und Unterrichtsministerium, durch die 
Regierungen Abt. U, durch Kreis- und Ortsschulinspektoren. 
Die Schulinspektoren sind seitdem nicht mehr Organe der 
Rehgionsgesellschaften oder Kirchen, sondern Staatsbeamte. 
Auch bei der Auswahl von Schuhnspektoren ist die Staats- 
regierung nicht grundsätzlich an die Rücksicht auf kon- 
fessionelle Verhältnisse gebunden. Gleichwohl wird, soweit es 
tunlich ist, eine um&ssende Berücksichtigung konfessioneller 
Verhältnisse angestrebt, 
a) Die Kreisschulinspektion. 

Wir unterscheiden eine Kreisschuhnspektion ^ im 
Hauptamte und im Nebenamte, und zwar Qberwiegt die 
Zahl der nebenamtlichen Inspektoren. Während früher 
das Amt eines Kreisschulinspektors kraft Gesetzes mit 

") V. Bremen, S. 188. ") t. Bremen, S. 190. 
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dem des Landrabbiners verbunden war, sind die Befug- 
nisse seit dem Gesetze von 1872 vom Landräbbinete 
losgelöst. Da aber nach der geschichtlichen Entwickelung 
ganz allgemein die nebenamtliche Ereisschulinspektion 
von Geistlichen ausgeübt wird, und andererseits eine 
möglichst weitgehende Berücksichtigung konfessioneller 
Verhältnisse angestrebt wird, so lag es am N^ächst«n, 
dem Landrabbiner den Auftrag zur Führung der Ereis- 
schulinspektion zu erteilen, welche er bis 1872 ipso jure 
gefuhrt hatte. Nach § 2 Absatz 2 des Schulaufsichts- 
gesetzes wird der Auftrag für die Wahrnehmung der 
Ereisschulinspektion im Nebenamte von der Regierung II 
stets bis auf Weiteres und, vorbehaltlich des jederzeitigen 
Widerrufes, dem Landrabbiner bei seiner Anstellung 
erteilt. Der Landrabbiner steht mit der Erteilung des 
Auftrages jedem anderen Kreisschulinspektor im Neben- 
amte gleich, insbesondere regeln sich seine Verpfiich- 
tungen nach den vorhandenen besonderen Instruktionen 
für die Kreisschulinspektoren. 

Nicht allein in Erledigungs^llen verfUgt die Regierung 
selbständig über die Wiederbesetzung und Vertretung, 
sondern sie weist auch die Remuneration fUr die neben- 
amtliche Ereisschulinspektion an, für welche eine be- 
stimmte Summe ausgesetzt ist.*') Es hat sich jedoch 
die Praxis ausgebildet, daß der Landrabbiner keine 
Remuneration erhält, also die Schulaufsicht nicht allein 
im Nebenamte, sondern auch als Ehrenamt ausübt, und 
dafi die Kosten seiner Amtsreisen nicht vom Staate, 
Bondem nach g 70 der Uinisterial-Bekanntmachung vom 
19. Januar 1844 von den Gemeinden getragen werden 
müssen. Beides ist unbegründet. 

War früher der Landrabbiner als solcher zur Führung 
der Schulau&icht verpflichtet, so war es gerechtfertigt, 
daß er keine besondere Besoldung dafür erhielt. Der 
besondere staatliche Auftrag nach § 2 Absatz 2 des 

"> V. Bremen, S. 190. 
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Gesetzes von 1872 gibt gerechter und folgerichtiger 
Weise den Anspruch auf Remuneration und Erstattung 
der Reisegelder durch den Staat, 
b) Die Ortsschulinspektion. 

Die nebenamtliche Ortsschulinspektion liegt eheafalls 
in der Regel den Geistlichen ob, soweit nicht die Ereis- 
schulinspektoren damit betraut sind.**) Für Bestellung 
und Entlassung gilt dasselbe wie für die Kreisschul- 
inspektoren. Ihre Rfichte und Pflichten sind ebenfalls 
durch besondere Instruktionen geregelt. Auch die Orts- 
schulinspektion über die jOdischen Schulen fQhrt an und 
,fiir sich der Landrabbiner.*») Doch teilt er sie mit den 
jüdischen Schulvorstehem , deren Teilnahme an der 
Schulaufsicht nach g 3 des Gesetzes von 1872 unbe- 
rührt geblieben ist, in der Weise, daß diesen mehr die 
Wahrnehmung der äußeren Angelegenheiten, jenem mehr 
die Beaufsichtigung innerer Angelegenheiten obliegt, die 
ein pädagogisches Verständnis voraussetzen.^) 
Gewifi ist auch, daß den Schulvorstehern trotz ihrer 
Teilnahme an der Ortsschulinspektion keinerlei Disziplinar- 
beAignisse gegenüber den Lehrern zustehen. Andererseits 
erscheint aber ihre Mitwirkung bei der Beaufsichtigung 
der Schulen und der Lehrer als eine unumgängliche Not- 
wendigkeit wegen der großen Ausdehnung der Landrabbinate- 
bezirke. Im Einzelnen richtet sich die Anteilnahme der 
Schulvorsteher an der Ortsschulinspektion nach den gg 19 — 27 
' der Schulordnung vom 5. Februar 1854, welche durch die 
Bestimmungen der verschiedenen Instruktionen für' diä 
Ortsschulinspektion ergänzt werden. Die Befugnisse des 
Schulvorstandes werden in den kleineren Gemeinden von 
dem Gemeindevorsteher ausgeübt. In den größeren Schul- 

") V. Bremen, 8. 190. 

") VerfOguDg der Regierong II zu Anrieh v. 96. Mai 1887, No. 1160, 
bei Iwan Meyer, S. 35. 

*") Dtiher ist ihnen ein Eingreifen in die Tätigkeit des Lehrers 
antersAgt, § 30, Abs. 3 der Schul-0. v. 1854. 
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verbänden wird meist ein besonderer Schulvorstand von 
den stimmfähigen Gemeindemitgliedem gewählt.") 

Das Präsidium in diesem Kollegium fQhrt dann fUr ge- 
wöhnlich einer der Gemeindevorsteher. Außerdem gehört, 
sobald die Schule mit mehr als einem Lehrer besetzt ist, 
meist der erste Lehrer dem Kollegium als sachverstfiadiger 
Beirat mit beratender, zuweilen sogar mit beschließendet 
Stimme an. 

Der Schulvorstand hat das berufsmä&ige Verhalten der 
Lehrer, die- vorschriftsmäßige Erteilung des Unterrichts, 
die Handhabung der Scbulzucht und den Schulbesuch zu 
aberwachen.**) Mängel und Hindernisse, welche die 
Unterweisung der Jugend und die Tätigkeit des Lehrers 
erschweren, sind vom Schulvorstande möglichst zu beseitigen. 
Bleibt eine Rücksprache mit dem Lehrer ohne Erfolg, oder 
bedarf es zur Beseitigung der Mbigel der Mitwii^ung der 
Behörden, so hat der Schulvorstand dem Landrabbiner die 
nötige Anzeige zu machen.^^ Daher steht dem Schulvor- 
stande das Recht zu, von dem inneren und äußeren Zu- 
stande der Schule jederzeit Kenntnis zu nehmen.») Er ist 
verpflichtet, mindestens einmal im Monate die Schule zu 
besuchen und sich die Schulregister zur Einsicht und 
Unterschrift vorlegen zu lassen.*^) 

Der Schulvorstand ist verpflichtet, sowohl hei den Schul- 
prUfungen,^*) wie bei den Revisionen durch den Land> 
rabbiner^^ zugegen zusein. Dispensationen vomSchulbesuche, 
welche die Dauer von drei Tagen Übersteigen, sind beim 

") 9 18 der Schal-0. t. 1854. 

") 9 19 der Schnl-0. Der Min.-Erlaß v. 24. Mai 1888, welcher lautet : 
, Vorgesetzte eines Lehrers xa einer öffentlichen Schule sind lediglich 
diejenigen Beamten nnd Behörden der Schul Verwaltung, welchen der- 
■elben in disziplinarischer Bedehnng unt«rgeordDet ist", ist anf die 
indischen Schalvorst&ide nicht anmwenden, da ihre ZostAndigkeit durch 
die betr. $§ der Schnl-0. V. 1854 bestimmt iüt S. Iwan Meyer, S..35. 

") § 20 der Schnl-O. ») § 21 Schol-O. ") 8 21 Schnl-0. 

") 9 43 der Schnl-0^ bei Iwan Meyer, S. 41. 

") cf. V. Bremen, S. 191. 
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Schulvorstande zu erwirken.*") Über die nicht gerecht- 
fertigten und unentschuldigten Schulversäumnisse hat der 
Schulvorstand am Ende eines jeden Uonats eine Liste bei 
der Obrigkeit (Magistrat bezw. Landrat) einzureichen. Die 
aufgrund des § 1 25 des hannoverschen Polizei-Str.-G.-Buches, 
(der nach Artikel XV der Verordnung vom 25. Juni 1867 
in Kraft geblieben und nach Artikel X nur insoweit ge- 
ändert ist, als an Stelle des Verweises Geldstrafe von 
1 — 3 Mark getreten ist), erkannten Strafgelder taÜen der 
jüdischen Schulkasse zu.**) Femer hat der Schulvorstand 
darüber zu wachen, daä die Schuleinrichtung der vorge- 
schriebenen Ordnung entsprechen, und da& die Kinder sich 
im Besitze der nötigen SchulbUcher und Lehrmittel befinden, 
welche den Kindern der Armen unentgeltlich zu gewähren 
sind.") 

Am Schlüsse eines jeden Jahres hat der Schulvorstand 
den vom Lehrer abgefa&teu Bericht Über den Zustand der 
Schule mit seinen Bemerkungen dem Landrabbiner einzu- 
reichen.*') 

2. Die Schulverwaltung. 

Die Verwaltung der Angelegenheiten der jüdischen 
Schulen, insbesondere die Vermögensverwaltung, sowie die 
Vertretung des Schulverbandes ist lediglich Sache des 
Schulvorstandes.**) Die wichtigste dieser Aufgaben ist die 
Verwaltung des SchulvermÖgens. 

Der Schulvorstaad hat für die Erhaltung des Vermögens 
und für Dotation der Schule zu sorgen. Von ihm ist das 
Schulinventar aufzustellen und in Ordnung zu halten.*^ 
Bei der Vermögensverwaltung wirkt jedoch die Mit^^lieder- 
versammlung des Schulverbandes in derselben Weise mit, 

■') § 41 der Schul-0. 

"> § Ha Schnl-0. Vergl. KonsietoiialauMcfaraibeu vom 15. Okt 1857, 
28. Mai 1870 u. 12. September 1872 n. Iwan M«}>er, S. 36. Ferner § 16, 
Ab«. 2 der Min.-Bek. v. 19. Jm. 1644. 

«) S 23 der Schal-0. *') §§ 27 u. 58 der Schul-0. 

**) 8§ 14, 24, 44 der Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. ••} % 24 Schal-0. 
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wie die Oemeindeversaminlung bei der Finanzverwaltung 
des Vorstandes in der Syna^ogengemeinde. Der Schulvor- 
stand hat einen besonderen Toranschlag nach §g 39 und 40 
der MiDisterial-Bekanntmachung vom Id. Januar 1844 auch 
fQr den Scbulverband aufzustellen. Derselbe ist in der 
MitgUederTersammlung zu genehmigen. Doch in grd&eren 
Gemeinden hat vielfach der Schulvorstand das Recht, an 
Stelle der Mitgliederversammlimg (wie der äemeinde- 
aus8chu£ g 52 Ministerial-Bekanntmachung) die Ausgaben 
zu genehmigen. Für die Schulverbftnde können auch be- 
sondere Rechnungsfahrer bestellt werden.**) Ist jedoch kein 
besonderer Rechnungsführer bestellt, so ist die FUbrung 
der Rechnung über Einnahme und Ausgabe des Scbulver- 
bandes Sache des Schulvorstandes, welcher auf Verlangen 
Sicherheit zu leisten hat.*") Der Schulvorstand hat dann 
alle die VerpSichtungen zu erfüllen, welche in gg 3d und 47 
der Ministerial-Bekanntmachung vom 19. Januar 1844 den 
Rechnungsführern der Synagogengemeinden auferlegt sind, 
jedoch mit der Ma&gabe, da& nicht allein die Einziehung 
der Schulsteuem, sondern auch die Erhebung des Fremdeo- 
schulgeldes Sache des Vorstandes oder Rechnungsführers ist.*^ 

§ 17. b) Der Religionsunterricht. 

Der Religionsunterricht wird erteilt entweder in den 
jüdischen Volksschulen oder in besonderen von den Sjnagogen- 
gemeinden eingerichteten Religionsschulen. Obgleich so die 
Sorge für den jQdischen Religionsunterricht Aufgabe der 
Synagogengemeinde ist, können sich doch die bürgerlichen 
Gemeinden des jfidischen Religionsunterrichts annehmen und 
zu diesem Zwecke auch jüdische Lehrer an den christlichen 
Schulen anstellen, welche nebenbei mit solchem Elementar- 
unterrichte beschäftigt werden können, dessen Erteilung un- 
abhängig ist von der Zugehörigkeit zu einer bestimmten 



") § 35, S. 2 dar Min.-Bek. v. 1844. 
") 8 25 Schul-0. ") § 26 Schnl-0. 
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Eonfession. ') Ganz gleich jedoch, wo dieser Unterricht erteilt 
wird, besteht fQr ihn immer der Schulzwang fOr das volks- 
schulpflichtigG Alter.") 

Der jüdische Religionsunterricht ist in Hannover, ganz 
unabhängig davon, an welchen Schulen er erteilt wird, stets 
ein obligatorischer Lebrgegenstand fOr alle schulpflichtigen 
jüdischen Kinder. Diese Schulpflicht der Kinder und damit 
auch die Pflicht der Eltern, auf diesen Schulbesuch hinzu- 
wirken, bleibt bestehen, selbst wenn das schulpflichtige jüdische 
Kind bereits eine christliche Schule besucht und in dieser 
an dem christlichen Keligionsunterricht teilnimmt.") 

Die jüdische Religionsschule ist danach auch als öffent- 
liehe Schule anzusehen, da sie sich als eine Ergänzung der 
allgemeinen Volksschule darstellt. Sie ist eine Volksschule 
für den Unterricht in der Religion für jüdische Kinder.*) 
Hinsichtlich des Besuches des Religionsunterrichts kommen 
daher die gleichen Zwangsmittel zur Anwendung, die für die 
christlichen und jüdischen Volksschulen vorgesehen sind.^) 
Diese besondere Stellung genie&t der jüdische Religionsunter- 
richt auf Grund der in Hannover bestehen gebliebenen Ge- 
setzgebung über das jüdische Schulwesen. Diese Bestimmungen 
sind durch die preußische Gesetzgebung nicht beseitigt, und 
darum bedarf es hier keiner Erörterung, ob nach preu&ischem 
Rechte der jüdische Religionsunterricht als ein Teil des 
öffentlichen Volksschulunterrichts angesehen werden kann.') 
Aufgabe des Landrabbiners ist es, darauf zu achten, dafi es 
den jüdischen Kindern nicht am Religionsunterrichte fehle, 
und für die Anstellung von geprüften jüdischen Retigions- 

') V. Bremen, Kommentar S. 109. *) §§ 1 n. 2 Schul-0. 

') Urteil des ersten StnfseiiatB dea EammergerichU v. 30, Februar 1 906 
n. Urteil des ersten Strafsenats des Eammargerichts v. 95. März 1907. 

*) Urteil der I. Strafkammer des Landgerichts Verden v. 3. Dee. 1901. 

») InBbee.§125de8Hann.P.Str.B. Ve^l.S41desGe8.v.30.S6pt.l842 
D. § 38 der Schul-0. 

*) Vergl. Urteil des Kammergerich t£ v. 14. Mftrz 1901, Jobow Ent- 
scheidungen, Bd. 31, S. c 100 ; r. Bremen, S. Ö56, Anm. 54. 
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lehrem zu sorgen.^ Dem LandrabbiDer, resp. dem Schulvor- 
stande steht auch die Äu&icht über den gesamten Beligions- 
unterricht zu. Die Aufbringung der Kosten fOr den Religions- 
unterricht ist Sache des jodisehen Schulverbandes. In den 
Schulverbänden, in welchen nicht durch das Bestehen voll- 
ständig eingerichteter judischer Schalen für die Erteilung des 
jüdischen Religionsunterrichts gesorgt ist, mu& ein besonderer 
Religionsschulverband geschafiFen werden, welcher dann die 
Lasten des jüdischen Religionsunterrichts zu tragen hat.^) In 
Schnfr e r b tt n deD , welche von zerstreut wohnenden Juden ge- 
bildet werden, soll der Religionsunterricht in einer Filial- 
schule oder abwechselnd an den verschiedenen Orten, jeden- 
falls in der Weise erteilt werden, daß allen Kindern die 
Teilnahme ermöglicht wird.*) Auch ist der Stund^^lan der 
jodischen Elementar- und Religionsschulen so einzurichtan, 
da6 es den jüdischen Kindern, welche die christlichen Schulen 
besuchen, ermöglicht wird, am jüdischen Religionsunterricht 
teilzunehmen, ■(>) denn der Privatunterricht in der Religion ist 
an dieselben strengen N^achweisungen gebunden, welche flir 
den Privatunterricht in den Elementarßlchem verlangt werden.") 
Wo nur eine Religionsschule besteht, die nicht bloß 
Frivatanstalt ist, da sind ihre Angelegenheiten von den Vor- 
stehern bezw. einem Schulvorstande zu versehen.") In den 
judischen Elementarschulen sollen wöchentlich mindestens 
II Stunden auf Religion und Hebräisch ■') verwendet werden, 
die auf die einzelnen Stufen zu verteilen sind. Die Verteilung 
der Stunden auf die einzelnen TInterrichtsgegenstände, sowie 
die Festsetzung der Anzahl der wöchentlich in den Beligions- 
schulen zu erteilenden Stunden ist Sache des Landrabbiners.'*) 
Die Gegenstände des jüdischen Religionsunterrichts sind nach 
§ 33 der Schulordnung mindestens; 

a) hebräisch Lesen und jüdisch Schreiben; 

') § 47 des Ges. v. 30. Sept. 1842 n. § 57 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 

") § 4 der Schul-O. •) § 5 Schul-0. 

">) § 7 der Schnl-0. ") § 9 Schul-O. 

") § 19 der Miii.-Bek. v. 19. Jan. 1844. "| § 32 der Schnl-0. 

") § 32, Abs. 2 der Schul-O. 



b) hebräische Sprüche und Gebete, sowie die Übersetzung 



c) Übersetzung und Erkl&rung der heiligen Schrift; 

d) hebräische Grammatik; 

e) biblische und jüdische Geschieht«; 

f) systematische Religionslehre; 

g) rabbinische Schriften und Gesang. 

Während die Kosten für den jüdischen BdigioiieiiDterridit 
an judischen Elementar- und ReKgionsschulen von den jüdischen 
Elementar- oder Religionsschulverbänden zu tragen sind, so 
findet nach g 40 des Schulunterhaltungsgesetzes der § 67 
No. 3 des Gesetzes vom 23. Juli 1847 sinngemäße Anwendung, 
wenn der jüdische Religionsunterricht an christlichen Schulen 
erteilt wird und die Zahl der einheimischen'*) jüdischen 
Schulkinder dauernd '^) mindestens zwölf beträgt. Diese Vor- 
achrift wiU die bürgerlichen Gemeinden, soweit sie nicht bisher 
schon aus Entgegenkommen die ganze Last des jüdischen 
Religionsunterrichts oder einen Teil derselben tragen, dazu 
zwingen, den von den Synagogengemeinden eingerichteten 
Religionsunterricht nach denselben Gesichtspunkten wie die 
jüdischen Elementarschulen zu unterstützen. Die Berechnung 
und Festsetzung dieses Beitrages der Kommune geschieht in 
derselben Weise, wie sie oben für den Beitrag zu den Volks- 
schulen angegeben ist.''') Übrigens können auch Beihilfen 

") cf. g 6, Abs. 2 des Volksschnlunterhaltungagesetzes. 

") Mit EioschlnS der Gastechulkinder, vergl. § 5 des Volkaschiil- 
unterlialtungsgesetzea und Eugen Schiffer, Kommentar, Anm. 3 zn g 37. 

") Außerdem hat das Abgeordnetenhans in II. Lesang (cf. sten. 
Ber.s. 5200) folgende ihm von seiner Komm isHion vorgeschlagene Resolution 
angenommen (cf. Bericht S. 614, 615); „Die Königliche Staateregiemng 
aufzufordern, Mittel in den Staatshaushalt einzustellen, um da, wo ffir 
den jüdischen Religionsunterricht nicht durch öffentliche jüdische Schulen, 
oder seitens der bürgerlichen Gemeinden durch Anstellung jüdischer 
Lehrkraft« an den öffentlichen Volksachnlen, oder in anderer Weise 
gesorgt ist, den SynagogengemeiDden die Beschaffung des jüdischen 
Religionsunterrichts zu erleichtern." S. Belian, Kommentar S. 54. 



aus dem Provinzialfond für den jüdischen Religionsunterricht 
gfmz allgemein und fQr den von der Gemeinde eingerichteten 
Keligioneunterricht auch Staatsbeihilfeo gewährt werden. '") 

§ 18. c) Die Lehrer. 
1. Die Elementarlehrer. 

Elementarlehrer sind nur die öffentlichen Volksschullehrer 
an den Schulen, welche der allgemeinen Schulpflicht dienen, 
also auch die Lehrer an Öffentlichen jüdischen Schulen.') 
Daher gelten gruudsätzhch für die jüdischen Elementarlehrer 
ganz dieselben gesetzlichen Bestimmungen wie für die christ- 
lichen. 

Nur einige Besonderheiten sollen hier kurz erwähnt 
werden. Für jüdische Lehramtsbewerber bestehen besondere 
Bildungsanstalten,^) so in Berlin, Hannover, Münster, Cassel 
und K9ln, die auf privaten Stiftungen beruhen und zum Teil 
aus Öffentlichen Mitteln unterstützt werden. Außerdem können 
die jüdischen Lehramtsbewerber auch als Hospitanten an den 
staatlichen Seminarien zugelassen werden.^) Doch bildet dann 
bei der Prüfung die Religion keinen Prüfungsgegenstand.*) 
Die Anstellung der Lehrer geschieht durch den Staat.'') Doch 
steht den jüdischen Gemeinden bezw. Schulverbänden ein 
Wahlrecht zu.«) Die eingetretene Erledigung einer Lehrer- 
stelle ist vom Schulvorstande dem Landrabbiner sofort anzu- 
zeigen und, wenn dieser es für erforderlich hält, unter An- 
gabe der damit verbundenen Einnahmen Öffentlich bekannt 
zu machen. Die Wiederbesetzung der Stelle muß vom Schul- 
verbande spätestens zwei Monate nach der eingetretenen Er- 

'") T. Bremen, S. 642, Anm. 13. VergU E. v. la Mai 1886, U. Z. Bl. 1887, 
S. 25 uDd E. V. 13. Mai 1899, U. Z. Bl. S. 552. 

') V. Bremen, S. 383, Anm. 1 u. P. V. Bl. XXI, 143. 

*) Vergl. Schneider n. v. Bremen, 8. 543 u. v. Bremen, S.196. 

*) E. V. 13. Nov. 1860, U. Z. Bl., S. 705. 

') cf. g 11, PraftmgBordnung für die erste Pröfung v. 15. Okt. 1872. 

•) Vergl. Art. 24 der Preuß. Verf.-Urk. 

•) S 55 der Schul-0. 
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ledigung erfolgen. Unter mehreren Bewerbern entscheidet 
Stinunenmehrheit der Gemeindemitglieder. 

Erfolgt die Wiederbesetzung der SteUe nicht innerhalb 
dieser Frist, so geht das Wahlrecht und Vorschlagsrecht von 
der Gemeinde auf den Landrabbiner Ober (vergl. g 55. Schul-O.).^) 

Der Gewählte wird der Regierung prfisentiert, welche 
entweder selbst die Ernennungsurkunde ausstellen kann, oder 
meist nach Genehmigung der Wahl die vom Landrabbiner 
ausgestellte Anstellungsurkunde bestätigt. ") Die Vereidigung 
erfolgt nicht durch den Schuivorstand, sondern durch den 
Landrabbiner,*) in der Form, welche fUr unmittelbare und 
mittelbare Staatsbeamte durch die allerhöchsten Verordnungen 
vom 22. Januar und 6. Mai 1807 und den im Anschluß an 
die erstere erlaesenen BeschluB des Staatsministeriums vom 
31. Oktober 1867 vorgeschrieben ist. 

Disziplinarbefugnisse gegenüber den Lehrern stehen auch 
nur dem Landrabbiner als Ereisschulinspektor, aber nicht dem 
Schulvorstande zu. Von den Nebenämtern soll die Stelle des 
Vorbeters in den kleineren Gemeinden in der Regel mit der des 
Lehrers verbunden, der Dienst des Schächters dagegen, da wo 
es irgend möglich ist, von dem des Lehrers getrennt werden,*') 

Wie für die Anstellung so kommen auch für die Ent- 
lassung der Lehrer an öffentlichen judischen Schulen lediglich 
die allgemeinen Vorschriften über die Anstellung und Ent- 
lassung von Lehrern an Volksschulen zur Anwendung,") 

2. Die Religionslehrer. 

Sache des Landrabbiners ist es, darauf zu achten, dag 
geprüfte jüdische Rehgionslehrer angestellt werden,'*} Als 



') §55 der Schul-0. bleibt , unberührt biBanfWeitereB" B.v.Bcemen, 
Kommentar, S. 171 Anm. I zn § 58 Seh. U. Q. Fraglich ist, ob § G3 des 
Seh. U. G. den § 55 Sch,-0. anfhebt, wenn eine Versetzung „im Interesse 
des Dienstes" erfolgt (s. v. Bremen, ebenda S. 174.) 

») § 55, Abs. i der Schul-O-, bei Iwan Meyer, S. 48 a. 49. 

') Vergl. No. 3 des Min.-Eeskr. v. 6. Okt 1873. 

'») § 57 Schal-0. 

"> Vergl. H. OberprBeidial-ErlftB v. 5. Sept. 1886. 

") § 47 des Ges. v. 1842 u. § 55 Min.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 
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Beligionslehrer werden, soweit die Elementarlehrer nicht 
gleichzeitig Religionslehrer sind, heute meist nur Bewerber 
angestellt, die ein jQdisches Lehrerseminar absolviert hahen; 
doch können auch solche Bewerber zugelassen werden, welche 
die nach g 22 des Gesetzes vom 30. September 1842 vor- 
geschriebene Prüfung vor dem Landrabbiner bestanden haben. 
Die Anstellung der Religionslehrer geschieht durch Wahl der 
Gemeinde und bedarf der Bestätigung der Regierung n.>") 

Zur Entlassung ist ebenfalls Genehmigung der Regierung 
erforderlich. Sie können auch definitiv angestellt werden und 
haben die Stellung mittelbarer Staatsbeamten. Im übrigen 
gilt für ihre Besoldung etc. freie Vereinbarung unter den 
Beteiligten, nicht aber das Lehrerbesoldungsgesetz und die 
anderen die Stellung der Lehrer regelnden preußischen Gesetze. 



<*) g 22 des GeB. v. 1842 a. § 56 der MiQ.-Bek. v. 19. Jan. 1844. 
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Anhang, 



Beilage A. 

Aus dem Codex Qeorgianus, 
Titul n. Von Juden. 

g 1. Es ist zwar aus dem Keichs-AbBchied von 1551 zu 
mehrerer Verhütung alles Betrugs und verbotenen Wuchers 
versehen, da£ die von Christen auf Juden ausgestellte Ver- 
schreibungen nicht anders gältig seyn sollen, als wenn sie 
vor der Obrigkeit, worunter der Christ wohnt, errichtet 
worden. Da aber durch Unsere Landesherrliche Yergeleitung 
denen in Unseren Schutz Genommenen Juden, au&er was 
durch besondere Landesgesetze oder darch den Schutzbrief 
eingeschranket ist, freyer Handel und Wandel in Unseren 
deutschen Landen, gleich anderen Untertanen verstattet wird, 
dahero auch, wie Wir vernehmen Unsere Gerichte sothanen 
Reichs-Oesetz nicht weiter nachgehen, so soll ias auch künftig 
in Ansehung Unserer Schutzjuden nicht weiter in Betracht 
gezogen werden. 

§ 4. Gleichwie nun auch Unser Ober-Appellations-Gericht 
wider die Inhaber der Adelichen geschlossenen Gerichte des 
Fürstentums Gttttingen erkannt, da& sie auch einst durch 
undenkliche Verjährung das Recht Juden in ihren Gerichten 
zu vergeleiten erwerben mOgen, also mögen Wir auch sonst, 
da die Schutzerteilung den freyen Handel und Wandel nach 
sich zieht keinem adelichen Gerichte noch Städten in Unseren 
Landen Juden aufzunehmen gestatten. 

g 5. Da auch die vergleiteten Juden in Unserem be- 
sonderen Schutz stehen und dahero die Schutzbriefe derer in 
denen Sttldten sich niederlassenden dahin gefaßt zu werden 
pfiegen, daß die Juden in persönlichen Sachen hlos bey Unseren 
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Äfimterc in erster Instanz Recht geben und nehmen sollen, 
80 ist dieses zwar nicht dahin zu deuten, daS sie als Kläger 
einen Unserer Untertanen von seinem Gerichtsorte weg an 
die Äemter ziehen mOgen. Wenn sie jedoch in persönlichen 
Sachen verklagt oder wegen bruchfölliger Verbrechen ange- 
sprochen werden wollten, so gehören beyde Fälle vor Unsere 
Aemter, und kann der Stadt-Magistrat weder aus dem Grunde 
des fori delicti commissi, selbige an sich ziehen. Als wie 
Wir, insonderheit von dem letzten Falle vernehmen, daS auch 
Unser Ober-AppeUations-Gericht also erkannt hat. 

§ 6. Ob auch schon so viel in Unserem Calembergischen, 
als auch nachher in Unserem LQneburgischen und Hoyaischen 
Landen die Juden mit einem besonderen Landrabbiner be- 
gnadigt worden und dann in Ansehung des Lüneburgischen 
und Hoyaischen Zweifel entstanden, ob der Land-Rabbiner 
auch andere bürgerliche Sachen, welche nicht die Haltung 
des Mosaischen Gesetzes betreffen, entscheiden möge, sd 
billigen wir die Auslegung unseres Ober-Appellationsgerichts, 
daS der letzte Begnadigungsbrief aus dem ersten zu erklären 
sey, mithin eine Entscheidung nicht anders, als in Sachen 
aus dem Mosaischen Gesetze eintrete. 

Titul LXVn. Vom Beweis durch Zeugen. 
g 5. Juden Zeugen können zwar nach denen Kaiserlichen 
Rechten gegen einen rechtgläubigen Christen, wenn auch der 
Streit zwischen zwei recht^äubigen obwaltet«, nicht gebraucht 
werden. Sollte jedoch die Wahrheit nicht anders an den Tag 
zu bringen seyn, oder es würden Christen- und Juden-Zeugen 
zugleich vorgeschlagen, und letztere sollen nur deren erstere 
Aussage unterstützen, so sind sie billig zu zulassen. 

Titul LSXUL Von Mitgiften und Gegen-Vermachung. 
§ 25. Es kann jedoch das denen rechtgläubigen christ- 
lichen Ehefrauen verliehene Vorzugsrecht keiner jüdischen Ehe- 
Frau zu statten kommen, wie dahin auch mehr malen bey 
Unserem Ober-Appellationsgorichte erkannt ist. 
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Beilage B. 

Manuscr. Jurid. 66. 21 BI. in fol. 6 Gutachten, die 

Juden betr., 18. Jahrhundert. 

Gutachten I. 

Über den Vorgesetzten casum meine wenigen Gedanken 

zu eröflfnen, so finde, daß sich dabei liauptsächlich 2. Con- 

sideranda äußern. 

1. Ob es Oberhaupt ratBam sey denen vergeleiteten Juden 
im FQrstentum Celle und der Grafschaft Hoya einen 
Kabbiner zu verstatten? 

2. Wie solche Konzession etwa einzurichten. 

Ad. 1 mnm quaest. 

Könte zwar 1, Befürchtet werden, daß die Judenschaft 
durch eine unter Ihnen so angesehenen Persohn, nach dem 
Ihnen beywohnenden praejudicio auctoritatis, in ihren Irr- 
thümern nur mehr erhärtet werden möchte. 

Und daher 2. Bedenklich sey Ihnen darunter Vorschub 
zu thun, als vielmehr ein christlicher Fürst in seinem Ge- 
wissen verbunden ist, die Belehrung der Ungläubigen und 
Juden, durch bequeme Mittel sorgfältig zu befordern. 

Hingegen 3. nicht zu gestatten sey, daß die Juden 
besserer Condition seyn sollen, als die an manchen Orten 
in ecelesia pressa lebende Christen, welchen der Gottes- 
dienst so wenig, als Lehrer und Prediger verstattet werden. 

Welchem 4. Beytritt, daß ein solcher Rabbi, außer der 
ordentlichen Besoldung gar reichliche Äccidentia zu genießen 
pflegte, mithin, denen Juden eine gar onereusePersohnsey. 

Welche Last 5. in fime, durch doppelte Bezwackungen 
auf die Christliche Unterthanen redundiren würde. 

Weilen aber 1 . der jQdische Aberglaube wenn gleich kein 
Rabbiner in loco ist, darum nicht abnehmen wird, solange 
den Juden der freye Gottesdienst und Schul Meister 
verstattet werden. 
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2. Denen Gellischen Juden der Offentl. Gottesdienst 
erlaubt ist, mithin auch leichtlich ein Lehrer oder Rabbi, der 
die Aufeicht dabey führe, kan gestattet werden. 

Als dessen Ansehen und Gegenwarth 3. zu Beybehaltung 
guter Ordnung unter Omen. Auch 4. gütlicher Bey- 
legung der unter Juden waltenden Streitigkeiten vieles 
Beytragen, und manchen schweren Prozeß verhüten kan. 

Ueberdem 5. aller Zwang und Bedrückung inEeligions 
Sachen, mithin der Vorenthaltung eines Lehrers vornehmlich 
mitzurechnen in Ansehung frembder Religions Verwandten 
ebensowenig als in Ansehung unserer Glaubensgenossen zu 
billigen ist. 

Angesehen 6. ein solches Verfahren unsere Glaubenslehre 
nur Suspect macht, als ob es nicht die wahre sondern eine 
solche Religion sey welche ohne äu&erliche Gewalt nicht 
bestehen könne. 

Femer 7. die Juden so woll in Glaubens Sachen als bey 
verschiedenen Ceremonien , das Amt eines Rabbiners 
nicht entbehren kennen und dahero die emolumenta 
nur auswärtigen Rabbinern mit Vermehrung der Kosten zu- 
fließen würden. 

Endlich auch 8. ein einheimischer Rabbiner Benöthigten- 
fells leichter in Schranken zu erhalten, als ein auswärtiger. 

So bin ich der umnasgeblichen Meinung, daß an einem 
Orte wo die Judenschaft zahlreich und vermögend genug ist, 
denenselben die Bestellung eines Rabbiners wohl zu gönnen, 
dabey aber zu verbiehten sey, sich in Zukunft keynes aus- 
wärtigen Rabbiners zu bedienen. 
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Beilage C. 

Gutachten VI. T. 21. 25. Febr. 1745. 

Der Landschafit ihr Bezeigen bey diesem Werk iat gantz 
coDtradictorisch. Nach anno 1787 hat selbige unter ÄnfUhrung 
des Alten Landtags Abschiede, wovon aber der jüngste Über 
60 Jahre alt ist, hefitig auf die AusschaSung der Juden gd> 
drungen, wie ihr in den fasciculo m gantz hinten liegendes 
Memorial bezeuget. Und nun kommen die von H. und inter- 
cediren fUr die Ihrigen, daß sie änderst nicht aus geschaffet 
werden mögen, als wenn auch alle übrige aus dem Lande 
geschaffet werden. Gleichwie aber Sr. K. M. durch Urtfael und 
Becht erstitten haben, daä sie allein hierinnen in dero Landen 
der Arbiter sind. Also fället damit auch die Bedingung weg, 
die man vor das Urthel obmoviren wollen, in die Austreibung 
der Juden aus den Adelichen Gerichten eher nicht zu 
willigen bis die Juden auch aus den Städten und Eönigl. 
Aemtem vertrieben seyen würden. 

Da nun also Sr. Hajest. anitzo thun können was sie für 
dero Land gut finden; so glaube, es sey zu warten, bis die 
Landschaft wegen Austreibung der Juden neue Instanzien 
thun wird, inzwischen aber denen Juden aus denen von Hn. H. 
angeführten Ursachen ohne Unterschied vor erst nicht auf 
Zeit Lebens, sondern auf gewisse Jahre, damit sie Zeit haben 
ihre Schulden einzufordern und die ihrigen anderwerts unter 
zubringen, Eönigl. Schutz zu verleihen um dabey die von Hn. 
auch an Hand gegebener praecaution zu gebrauchen. Xomt 
dann die Landschaft ein mal wieder, so kan man hernach 
einen Ausschuss machen, und die dem Land am schädlichsten 
auf einmal fortschaffen folgbar die Landschaft einiger massen 
stillen. 
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Beilage D. 

Rescript des Egl. Justizmiaisteriums vom SO.Juni 1865 

(Neues Magazin f. hann. Recht Bd. VJ. S. 322) 
betr. die Dispensation jüdischer Geschworenen 
von der Teilnahme an den auf einen Sonnabend 
fallenden Schwurgeri cht ssitzangen. 
Es ist mir Kunde gekommen, da& Israeliten, welche zum 
Geschworenendienst berufen waren, mit Rücksicht auf die 
Grundsätze ihrer Religion, die es ihnen verbietet am Sabbath 
irgend welche körperliche Thätigkeit vorzunehmen, sonderlich 
auch zu schreiben, minder nicht einen Eid abzuleisten, bei 
den Vorsitzenden der Schwurgerichtshöfe um Dispensation 
von jenem Dienste am Sonnabend nachgesucht haben, indeE 
abschlägig beschieden sind, weil das Gesetz dem Praesidenten 
die Befugnis eine solche Dispensation zu ertheilen nicht ein- 
geräumt habe. 

Es erscheint inzwischen mindestens unbillig, daß die 
Israeliten, welche als Geschworene zu fungieren haben, hier- 
durch mit ihrer religiösen Ueberzeugung in Conflict gesetzt 
werden ; ich veranlasse deshalb die Eronanwaltschaft , in 
Fällen, welche am Sonnabend zur Verhandlung kommen, die 
israelitischen Geschworenen zu recusieren, sofern sie gestätzt 
auf den obengedachten Grund, bei der Eronanwaltschaft 
darum nachsuchen. 
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